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Allgemeine Geschaftsbedingungen
(Fassung Dezember 2021)

Allgemeiner Teil

Grundregeln fur die Beziehung zwischen Kunde und Kreditinstitut

A Geltungsbereich und Anderungen der Allgemeinen Geschaftsbedingungen

1. Geltungsbereich

Z 1. (1) Diese Allgemeinen Geschéftsbedingungen (im Folgenden ,,AGB*) gelten fur alle Geschaftsbeziehungen im
Rahmen der Geschéftsverbindung zwischen dem Kunden und dem Kreditinstitut und damit

- sowohl fur Vertrage uber wiederholte oder andauernde Leistungen mit bestimmter oder unbestimmter Laufzeit,
wie insbesondere Rahmenvertrage fur Zahlungsdienste (zB Girokontovertrag oder Kreditkartenvertrag) und
Wertpapierdienstleistungen, Depotvertrége, Kreditvertrdge, Safe- und SparbuchschlielRfachmietvertrage (im
Folgenden ,,Dauervertrage*), aber auch

- fuar Vertrage, die der Kunde gelegentlich mit dem Kreditinstitut Uber einzelne Geschafte abschlieRt, wie
insbesondere Geschéfte in Valuten und Edelmetallen, einzelne Zahlungs- oder Wertpapierdienstleistungen, die
in keinem Dauervertrag vereinbart wurden (im Folgenden ,,Einzelvertrage®).

Vorrangig gelten Bestimmungen in mit dem Kunden getroffenen Vereinbarungen oder in Sonderbedingungen.

(2) Verbraucher im Sinne der AGB ist in Ubereinstimmung mit dem Konsumentenschutzgesetz jeder Kunde, fiir den
das mit dem Kreditinstitut getéatigte Geschaft nicht zum Betrieb seines Unternehmens (im Sinne einer auf Dauer
angelegten selbstandigen wirtschaftlichen Téatigkeit) gehort. Alle anderen Kunden sind im Sinne der AGB
Unternehmer.

. Anderungen der AGB und von Dauervertragen

Z 2. (1) Anderungen dieser AGB oder eines Dauervertrags werden dem Kunden vom Kreditinstitut wie nachstehend
geregelt angeboten (im Folgenden ,,Anderungsangebot*). Dabei werden die vom Anderungsangebot betroffenen
Bestimmungen der AGB und des Dauervertrags und die dazu vorgeschlagenen Anderungen in einer
Gegenuberstellung (im Folgenden ,,Gegeniiberstellung®) dargestellt. Betrifft das Anderungsangebot die AGB, wird
das Kreditinstitut die Gegenuberstellung sowie die vollstandige Fassung der neuen AGB auch auf seiner Internetseite
verdffentlichen. Darauf wird das Kreditinstitut im Anderungsangebot hinweisen.

(2) Das Anderungsangebot und die Gegeniiberstellung werden dem Kunden, der Verbraucher ist, zugestellt. Die
Zustellung erfolgt

- in die Mailbox des vom Kunden mit dem Kreditinstitut vereinbarten Electronic Banking (im Folgenden ,,Electronic
Banking-Mailbox*). Uber diese Zustellung wird der Kunde gesondert per Post oder — wenn mit ihm vereinbart
— per E-Mail an eine vom Kunden bekanntgegebene E-Mail-Adresse informiert; oder

- per E-Mail, wenn der Kunde mit dem Kreditinstitut fur die Kommunikation den Weg des E-Mails vereinbart hat;
oder

- per Post.

Ab Zustellung — auch in der Electronic Banking-Mailbox — kénnen das Anderungsangebot und die Gegeniiberstellung
durch das Kreditinstitut nicht mehr abgeéndert werden. Erfolgt die Zustellung per E-Mail oder in die Electronic
Banking-Mailbox, kann der Kunde das Anderungsangebot und die Gegeniiberstellung sowohl elektronisch speichern
als auch ausdrucken.

Das Anderungsangebot samt Gegeniiberstellung und im Falle der Zustellung in die Electronic Banking-Mailbox auch
die Information daruber haben dem Kunden, der Verbraucher ist, jedenfalls spatestens zwei Monate vor dem
vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anderungen zuzugehen.

(3) Gegenuiber einem Unternehmer ist es ausreichend, das Anderungsangebot ohne Gegeniiberstellung spatestens
zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anderungen in die Electronic Banking-
Mailbox zuzustellen oder auf eine mit dem Unternehmer vereinbarte Weise zum Abruf bereit zu halten.

(4) Die Zustimmung des Kunden zum Anderungsangebot gilt als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem
vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens der angebotenen Anderungen kein Widerspruch des Kunden einlangt.
Darauf wird das Kreditinstitut den Kunden im Anderungsangebot hinweisen.

(5) Im Falle einer beabsichtigten Anderung der AGB oder eines Rahmenvertrags fiir Zahlungsdienste hat der Kunde,
der Verbraucher ist, das Recht, die betroffenen Rahmenvertrage fir Zahlungsdienste (insbesondere den
Girokontovertrag) vor dem Inkrafttreten der Anderung kostenlos fristlos zu kiindigen. Darauf wird das Kreditinstitut
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im Anderungsangebot hinweisen.

(6) Ein Anderungsangebot im Sinne dieser Z 2 zu in Dauervertragen vereinbarten Leistungen des Kreditinstituts
und Entgelten des Kunden ist nur in folgenden Fallen zulassig und wirksam:

- gegeniiber Unternehmern: Anderungsangebote im Sinne der Z 43 Abs 2, wenn die dort vorgesehenen
Voraussetzungen erfullt sind;

- Gegenuber Verbrauchern: ausschlieRlich Anderungsangebote zur Anpassung von Entgelten fiir Zahlungsdienste,
wenn die dafir in Z 44 vorgesehenen Voraussetzungen erfiillt sind, und Anderungsangebote zur Anderung von
Leistungen des Kreditinstituts (ausgenommen Habenzinsen),

wenn die dafiur in Ziffer 47 vorgesehenen Voraussetzungen erfullt sind.

B Abgabe von Erklarungen

1. Auftrage des Kunden

Z 3. (1) Auftrage sind schriftlich zu erteilen. Der Kunde kann den Auftrag auch auf einer fur diesen Zweck vom
Kreditinstitut allenfalls bereitgehaltenen Vorrichtung zur elektronischen Erfassung der Unterschrift erteilen.

(2) Das Kreditinstitut ist auch berechtigt, die ihm mittels Telekommunikation (insbesondere telefonisch, mittels
Telefax oder Datenfernlbertragung) erteilten Auftrage durchzufihren. Zur Durchfiihrung solcher Auftrage ist das
Kreditinstitut bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen nur dann verpflichtet, wenn dies der Kunde mit dem
Kreditinstitut vereinbart hat.

(3) Das Kreditinstitut ist berechtigt, Auftrage in jeglicher Form, die ihm im Rahmen einer Geschaftsverbindung mit
einem Unternehmer erteilt werden, auf dessen Rechnung durchzufiihren, wenn es ohne Verschulden zur Ansicht
kommt, dass sie von diesem stammen, und der unwirksame Auftrag nicht dem Kreditinstitut zurechenbar ist. Dies
gilt nicht fur Auftrdge zu Zahlungsdiensten.

2. Einholung von Bestatigungen durch das Kreditinstitut

Z 4. Aus Grunden der Sicherheit ist das Kreditinstitut berechtigt, insbesondere bei mittels Telekommunikation
erteilten Auftrégen vor deren Ausfuhrung je nach Lage des Falles auf dem gleichen oder auch einem anderen
Kommunikationsweg eine Auftragsbestéatigung einzuholen.

3. Erklarungen des Kreditinstituts

Z 5. (1) Die mittels Telekommunikation gemachten Mitteilungen und Erklarungen des Kreditinstituts gelten — sofern
keine abweichenden schriftlichen Vereinbarungen getroffen wurden oder Usancen der Kreditinstitute bestehen —
vorbehaltlich schriftlicher Bestatigung. Dies gilt nicht gegenuber Verbrauchern.

(2) Soweit in den Ziffern 2, 7 Abs. 2, 38, 39 Abs. 10 und 40 Abs. 2 nicht anderes vorgesehen ist, kdnnen
Informationen und Erklarungen des Kreditinstituts mit Bezug auf die Geschéaftsverbindung mit dem Kunden vom
Kreditinstitut auf die im Rahmenvertrag fur Kontoauszige vereinbarte Weise (zB Electronic Banking oder
Selbstbedienungsgeréte des Kreditinstituts) zum Abruf bereitgehalten werden.

C Verfugungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Z 6. (1) Verfugungen eines einzelverfigungsberechtigten Konto-/Depotinhabers tUber das Gemeinschaftskonto/-
depot werden durch den Tod eines Mitinhabers nicht berthrt.

(2) Von einem Unternehmer erteilte Zeichnungsberechtigungen erldschen nicht durch den Tod des Kunden.

D Pflichten und Haftung des Kreditinstituts

1. Informationspflichten

Z 7. (1) Das Kreditinstitut ist nicht verpflichtet, den Kunden uUber drohende Kursverluste, tGber den Wert oder die
Wertlosigkeit anvertrauter Gegenstande oder Uber Umstande, die den Wert dieser Gegenstande beeintrachtigen
oder gefahrden kénnten, zu unterrichten oder dem Kunden sonstige Ratschlage oder Auskiinfte zu erteilen.

(2) Das Kreditinstitut wird dem Kunden, der Verbraucher ist, bei Zahlungskonten monatlich sowie bei der
Beendigung des Rahmenvertrages eine Entgeltaufstellung (Entgelte, Soll- und Habenzinsen) im Electronic Banking
oder im Kreditinstitut auf Papier zur Verfiugung halten und ihm auf sein Verlangen auch einmal jahrlich auf einem
der in Z 2 (2) genannten Wege zustellen.

(3) Das 3. Hauptstuck des Zahlungsdienstegesetzes 2018 findet keine Anwendung, wenn es sich beim Kunden um
einen Unternehmer handelt.
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2. Ausfuhrung von Auftragen

Z 8. (1) Einen Auftrag, der seinem Inhalt nach typischerweise die Heranziehung eines Dritten erforderlich macht,
erfullt das Kreditinstitut durch Betrauung eines Dritten im eigenen Namen. Wahlt das Kreditinstitut den Dritten aus,
so haftet es fur die sorgfaltige Auswahl.

(2) Das Kreditinstitut ist verpflichtet, dem Kunden Uber dessen Aufforderung die etwa bestehenden Anspriiche
gegen den Dritten abzutreten.

Z 9. Uber Z 8 hinausgehend haftet das Kreditinstitut fir Zahlungsdienste innerhalb des Europaischen
Wirtschaftsraumes (EWR) gegenuber Verbrauchern, die nattrliche Personen sind,

- wenn der Zahlungsvorgang vom Zahler direkt ausgel6st wird, fur die ordnungsgemafRe Ausfuhrung des
Zahlungsvorgangs bis zum Eingang beim Zahlungsdienstleister des Empféangers,

- wenn der Zahlungsauftrag vom Zahlungsempfanger oder Uber diesen ausgel6st wird, fur die ordnungsgemafe
Ubermittlung des Zahlungsauftrags an den Zahlungsdienstleister des Zahlers.

In beiden Fallen umfasst die Haftung des Kreditinstituts alle von ihm zu verantwortenden Entgelte und Zinsen, die
dem Verbraucher infolge der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfuhrung des Zahlungsvorgangs in Rechnung
gestellt werden.

Lautet der Betrag des Zahlungsvorgangs weder auf Euro noch auf eine andere Wéahrung eines Mitgliedsstaats des
EWR, haftet das Kreditinstitut hinsichtlich der auflerhalb des EWR getatigten Bestandteile nur fir eigenes
Verschulden, nicht jedoch fir das Verschulden der vom Kreditinstitut zwischengeschalteten Stellen. Hinsichtlich
dieser zwischengeschalteten Stellen beschrankt sich die Haftung des Kreditinstituts auf die sorgfaltige Auswahl und
Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle.

E Mitwirkungspflichten und Haftung des Kunden

1. Einleitung

Z 10. Der Kunde hat im Verkehr mit dem Kreditinstitut insbesondere die im Folgenden angefuhrten
Mitwirkungspflichten zu beachten; deren Verletzung fuhrt zu Schadenersatzpflichten des Kunden oder zur
Minderung seiner Schadenersatzanspriche gegen das Kreditinstitut.

2. Bekanntgabe wesentlicher Anderungen

a) Name, Anschrift oder sonstige Kontaktdaten
Z 11. (1) Der Kunde hat dem Kreditinstitut Anderungen seines Namens, seiner Firma, seiner Anschrift oder der
Anschrift einer anderen von ihm namhaft gemachten Empfangsstelle unverzuglich mitzuteilen.

(2) Gibt der Kunde Anderungen seiner Anschrift oder der Anschrift einer von ihm namhaft gemachten
Empfangsstelle nicht bekannt, gelten schriftliche Erklarungen des Kreditinstituts als zugegangen, wenn sie an die
letzte vom Kunden dem Kreditinstitut bekannt gegebene Anschrift gesendet wurden.

b) Vertretungsberechtigung

Z 12. (1) Der Kunde hat dem Kreditinstitut das Erléschen oder Anderungen einer diesem bekannt gegebenen
Vertretungsberechtigung — einschliel3lich der Verfugungs- und Zeichnungsberechtigung (Z 31 und 32) -
unverzuglich schriftlich mitzuteilen und durch geeignete Urkunden nachzuweisen.

(2) Eine dem Kreditinstitut bekannt gegebene Vertretungsberechtigung gilt bis zur schriftlichen Mitteilung des
Erléschens oder einer Anderung im bisherigen Umfang weiter, es sei denn, dass dem Kreditinstitut das Erléschen
oder die Anderung bekannt oder aus grober Fahrlassigkeit unbekannt war. Dies gilt insbesondere auch dann, wenn
das Erléschen oder die Anderung der Vertretungsberechtigung in einem 6ffentlichen Register eingetragen und eine
diesbezugliche Veroffentlichung erfolgt ist.

c) Geschéaftsfahigkeit; Auflosung der Gesellschaft

Z 13. Jeder Verlust und jede Einschréankung der Geschaftsfahigkeit des Kunden sind dem Kreditinstitut unverzuglich
schriftlich anzuzeigen. Ist der Kunde eine Gesellschaft oder eine juristische Person, so ist auch deren Auflésung
dem Kreditinstitut unverzuglich bekannt zu geben.

d) Geschaftsbeziehung auf eigene oder fremde Rechnung

Z 13a. Der Kunde hat bei der Begriindung jeder Geschaftsbeziehung und bei Inanspruchnahme einer gelegentlichen
Transaktion dem Kreditinstitut mitzuteilen, ob er die Geschaftsbeziehung und/oder die Transaktion auf eigene oder
auf fremde Rechnung bzw. im fremden Auftrag betreiben will. Diesbeziigliche Anderungen wahrend der aufrechten
Geschaftsbeziehung hat der Kunde von sich aus dem Kreditinstitut unverzuglich bekannt zu geben.

3. Klarheit von Auftragen

Z 14. (1) Der Kunde hat fur eine klare und eindeutige Formulierung seiner Auftrage an das Kreditinstitut zu sorgen.
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Abéanderungen, Bestatigungen oder Wiederholungen mussen ausdriicklich als solche gekennzeichnet sein.

(2) Will der Kunde dem Kreditinstitut besondere Weisungen fur die Ausfihrung von Auftragen geben, so hat er dies
dem Kreditinstitut gesondert und ausdricklich, bei formularmaRig erteilten Auftragen aullerhalb des Formulars,
mitzuteilen. Dies gilt vor allem dann, wenn die Ausfilhrung des Auftrags besonders eilbedirftig oder an bestimmte
Fristen und Termine gebunden ist.

. Sorgfalt bei Verwendung von Telekommunikationsmitteln; Zahlungsinstrumente und andere
Instrumente zur Auftragserteilung; Sperre des Kontozugriffs dritter Dienstleister

Z 15. Werden vom Kunden mittels Telekommunikation Auftrage erteilt, oder sonstige Erklarungen abgegeben, so
hat er zumutbare Vorkehrungen gegen Ubermittlungsfehler und Missbréauche zu treffen. Diese Bestimmung gilt
nicht fur Auftrage und Erklarungen des Kunden zu Zahlungsdiensten.

Z 15a. (1) Der Kunde hat bei der Nutzung eines Zahlungsinstrumentes, das vereinbarungsgemaf zur Erteilung
eines Auftrags an das Kreditinstitut verwendet werden kann, alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um die
personalisierten Sicherheitsmerkmale vor unbefugten Zugriffen zu schutzen. Zulassig ist die Weitergabe der
Sicherheitsmerkmale an Zahlungsausldsedienstleister oder Kontoinformationsdienstleister. Der Kunde hat den
Verlust, den Diebstahl, die missbrauchliche Verwendung oder die sonst nicht autorisierte Nutzung des
Zahlungsinstrumentes unverziglich dem Kreditinstitut oder der von diesem benannten Stelle anzuzeigen, sobald er
davon Kenntnis hat. Unternehmer haften fur Schaden, die dem Kreditinstitut aus der Verletzung dieser
Sorgfaltspflichten entstehen, bei jeder Art des Verschuldens des Unternehmers betraglich unbegrenzt.

(2) Das Kreditinstitut ist berechtigt, Zahlungsinstrumente, die es an den Kunden ausgegeben hat, zu sperren, wenn
(i) objektive Gruinde im Zusammenhang mit der Sicherheit des Zahlungsinstruments dies rechtfertigen, oder

(ii) der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrigerischen Verwendung des Zahlungsinstruments besteht,
oder

(iii) der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen im Zusammenhang mit einer mit dem Zahlungsinstrument
verbundenen Kreditgewéhrung (eingeraumte Kontoliberziehung oder Uberschreitung) nicht nachgekommen
ist und

- entweder die Erfullung dieser Zahlungsverpflichtungen aufgrund einer Verschlechterung oder
Gefahrdung der Vermoégenslage des Kunden oder eines Mitverpflichteten geféahrdet ist,

- oder beim Kunden die Zahlungsunfahigkeit eingetreten ist oder diese unmittelbar droht.

Das Kreditinstitut wird den Kunden — soweit eine Bekanntgabe der Sperre oder der Griinde fur die Sperre nicht eine
gerichtliche oder verwaltungsbehdrdliche Anordnung verletzen bzw. dsterreichischen oder gemeinschaftsrechtlichen
Rechtsnormen oder objektiven Sicherheitserwdgungen zuwiderlaufen wirde — von einer solchen Sperre und deren
Grunde in einer mit dem Kunden vereinbarten Kommunikationsform moéglichst vor, spatestens aber unverzuglich
nach der Sperre informieren.

(3) Die Bestimmungen dieses Punktes gelten auch fur Instrumente, die auferhalb der Zahlungsdienste
vereinbarungsgemalf zur Erteilung eines Auftrags an das Kreditinstitut verwendet werden kdnnen.

Z 15b. Das Kreditinstitut wird den Kunden — soweit eine Bekanntgabe der Sperre des Zugriffs oder der Grunde fur
die Sperre des Zugriffs nicht 06sterreichischen oder unionsrechtlichen Rechtsnormen oder objektiven
Sicherheitserwédgungen  zuwiderlaufen wirde — von der Sperre des Zugriffs durch einen
Kontoinformationsdienstleister bzw. Zahlungsausldsedienstleister auf ein Zahlungskonto des Kunden und uber die
Grunde fur die Sperre des Zugriffs in der mit dem Kunden vereinbarten Kommunikationsform méglichst vor,
spéatestens aber unverzuglich nach der Sperre informieren.

. Erhebung von Einwendungen und Berichtigung von Zahlungsvorgangen

Z 16. (1) Der Kunde hat Erklarungen des Kreditinstituts, die sich nicht auf Zahlungsdienste beziehen (wie zB
Bestatigungen von erteilten Auftrdgen zu Finanzinstrumenten und Anzeigen uber deren Ausfuhrung und
Abschlussbestétigungen; Auszige, Rechnungsabschlisse und sonstige Abrechnungen im Kredit- und
Fremdwéahrungsgeschaft; Depotauszige bzw. -aufstellungen), auf ihre Vollstandigkeit und Richtigkeit zu Gberprifen
und etwaige Einwendungen unverzuglich, langstens innerhalb von zwei Monaten, zu erheben. Gehen dem
Kreditinstitut gegen einen Kontoabschluss, der kein Zahlungskonto betrifft, innerhalb von zwei Monaten keine
Einwendungen zu, so gilt dieser Abschluss als genehmigt. Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berichtigung
des Kontoabschlusses verlangen, muss dann aber beweisen, dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm
zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde. Das Kreditinstitut wird den Kunden jeweils bei Beginn der Frist auf die
Folgen des Unterbleibens einer zeitgerechten Einwendung hinweisen.

(2) Im Falle einer aufgrund eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefuhrten Zahlungsvorganges erfolgten
Belastung seines Girokontos kann der Kunde jedenfalls dann eine Berichtigung durch das Kreditinstitut erwirken,
wenn er das Kreditinstitut unverzuglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefuhrten
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Zahlungsvorganges, jedoch spatestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung hiervon unterrichtet hat. Ist der
Kunde Unternehmer, endet die Frist mit Ablauf eines Monats nach dem Tag der Belastung. Die Befristungen gelten
nicht, wenn das Kreditinstitut dem Kunden die in Z 39 (10) dieser Bedingungen vorgesehenen Informationen zu
dem betreffenden Zahlungsvorgang nicht mitgeteilt oder zuganglich gemacht hat. Durch diese Bestimmung werden
andere Anspriiche des Kunden auf Berichtigung nicht ausgeschlossen.

(3) Das Kreditinstitut wird dem Kunden den Betrag eines nicht autorisierten Zahlungsvorgangs unverzuglich, auf
jeden Fall aber spéatestens bis zum Ende des folgenden Geschéftstags erstatten, nachdem es von dem
Zahlungsvorgang Kenntnis erhalten hat oder dieser ihm angezeigt wurde. Die Erstattung erfolgt dadurch, dass das
belastete Konto wieder auf den Stand gebracht wird, auf dem es sich ohne den nicht autorisierten Zahlungsvorgang
befunden héatte, wobei der Betrag auf dem Zahlungskonto des Zahlers spéatestens zum Tag der Kontobelastung
wertzustellen ist. Hat das Kreditinstitut der Finanzmarktaufsicht berechtigte Grinde fur den Verdacht, dass ein
betrligerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftich mitgeteilt, hat das Kreditinstitut seine
Erstattungsverpflichtung unverziglich zu prifen und zu erfillen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestatigt.
Wurde die Uberweisung tber einen Zahlungsauslésedienstleister ausgelést, so trifft die Erstattungsverpflichtung das
Kreditinstitut.

6. Benachrichtigung bei Ausbleiben von Mitteilungen

Z 17. Der Kunde hat das Kreditinstitut unverzuglich zu benachrichtigen, falls ihm regelmé&Rige Mitteilungen des
Kreditinstituts (wie zB Rechnungsabschliisse oder Depotaufstellungen) oder sonstige Mitteilungen oder Sendungen
des Kreditinstituts, mit denen der Kunde nach Lage des Falles rechnen musste, nicht innerhalb der Frist, die
Uiblicherweise fiir die vereinbarte Ubermittlung zu veranschlagen ist, zugehen. Dies gilt nicht fir Mitteilungen und
Sendungen im Zusammenhang mit Zahlungsdiensten.

7. Ubersetzungen

Z 18. Fremdsprachige Urkunden aller Art sind dem Kreditinstitut auf Verlangen auch in deutschsprachiger
Ubersetzung, die von einem gerichtlich beeideten Ubersetzer beglaubigt ist, vorzulegen.

F Erfuallungsort; Rechtswahl; Gerichtsstand

1. Erfullungsort

Z 19. Erfullungsort fur beide Teile sind im Geschaft mit Unternehmern die Geschéaftsraume jener Stelle des
Kreditinstituts, mit der das Geschaft abgeschlossen wurde.

2. Rechtswahl

Z 20. (1) Fur alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Kunden, der Unternehmer ist, und dem Kreditinstitut gilt
Osterreichisches Recht.

(2) Fur Rechtsbeziehungen zwischen dem Kreditinstitut und dem Kunden, der Verbraucher ist, gilt 6sterreichisches
Recht. Diesem gehen aber fiir den Verbraucher ginstigere Bestimmungen des am Ort seines gewdhnlichen
Aufenthalts geltenden Rechts vor, wenn das Kreditinstitut seine geschaftliche Tatigkeit, in deren Bereich der
Abschluss des betroffenen Vertrags fallt, dorthin ausgerichtet hat.

3. Gerichtsstand

Z 21. (1) Klagen eines Unternehmers gegen das Kreditinstitut kbnnen nur beim sachlich zustandigen Gericht am
Sitz der Hauptniederlassung des Kreditinstituts erhoben werden. Dieser Gerichtsstand ist auch fur Klagen des
Kreditinstituts gegen einen Unternehmer mafRgeblich, wobei das Kreditinstitut berechtigt ist, seine Rechte auch bei
jedem anderen, 6rtlich und sachlich zustandigen Gericht geltend zu machen.

(2) Der fur Klagen eines Verbrauchers oder gegen einen Verbraucher bei Vertragsabschluss mit dem Kreditinstitut
gegebene allgemeine Gerichtsstand in Osterreich bleibt auch dann erhalten, wenn der Verbraucher nach
Vertragsabschluss seinen Wohnsitz ins Ausland verlegt und Osterreichische gerichtliche Entscheidungen in diesem
Land vollstreckbar sind.

G Beendigung der Geschéaftsverbindung

1. Ordentliche Kuindigung in der Geschéaftsverbindung mit Unternehmern

Z 22. Soweit kein Dauervertrag auf bestimmte Zeit vorliegt, kdnnen das Kreditinstitut und der Kunde Dauervertrage
(auch Kreditvertrage und Rahmenvertrage fur Zahlungsdienste wie insbesondere Girokontovertrage) jederzeit unter
Einhaltung einer angemessenen Frist kiindigen. Im Voraus bezahlte Entgelte werden nicht riickerstattet.

2. Ordentliche Kundigung in der Geschaftsverbindung mit Verbrauchern

a) Kundigung durch den Kunden
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Z 22a. (1) Der Kunde kann einen Rahmenvertrag fur Zahlungsdienste, insbesondere den Girokontovertrag,
jederzeit zum letzten Tag des laufenden Monats kostenlos kiindigen, wobei aber Kindigungen, die am letzten
Geschaftstag eines Monats ausgesprochen werden, erst zum ersten Geschéaftstag des folgenden Monats wirken. Das
Recht zur kostenlosen und fristlosen Kindigung eines Rahmenvertrags fiur Zahlungsdienste, insbesondere des
Girokontovertrags, anlasslich einer vom Kreditinstitut vorgeschlagenen Anderung der AGB oder eines
Rahmenvertrags fur Zahlungsdienste, insbesondere des Girokontovertrags (Z 2 (5)), bleibt unberihrt.

(2) Kreditvertrage mit unbestimmter Laufzeit kann der Kunde jederzeit unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von
einem Monat kostenlos kiindigen.

(3) Alle Ubrigen auf unbestimmte Zeit abgeschlossenen Dauervertrage mit dem Kreditinstitut kann der Kunde
jederzeit unter Einhaltung einer Kindigungsfrist von einem Monat kiindigen.

b) Kundigung durch das Kreditinstitut

Z 22b. Das Kreditinstitut kann auf unbestimmte Zeit abgeschlossene Dauervertrage, einschliel3lich Rahmenvertrage
fur Zahlungsdienste (insbesondere Girokontovertrage) und Kreditvertrdge unter Einhaltung einer Kundigungsfrist
von zwei Monaten kiindigen. Die Kiindigung muss in Papierform oder auf einem anderen vereinbarten dauerhaften
Datentrager mitgeteilt werden.

3. Kundigung aus wichtigem Grund

Z 23. (1) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes konnen das Kreditinstitut und der Kunde die gesamte
Geschaftsverbindung oder einzelne Dauervertrége jederzeit mit sofortiger Wirkung kundigen.

(2) Ein wichtiger Grund, der das Kreditinstitut zur Kindigung berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn

— eine Verschlechterung oder Gefédhrdung der Vermdgensverhéltnisse des Kunden oder eines Mitverpflichteten
eintritt und dadurch die Erfullung von Verbindlichkeiten gegeniber dem Kreditinstitut gefahrdet ist;

— der Kunde in wesentlichen Belangen unrichtige Angaben Uber seine Vermdgensverhéltnisse oder sonstige
Umstande gemacht hat und das Kreditinstitut bei Kenntnis der wahren Vermégensverhaltnisse oder sonstigen
Umstande den Vertrag nicht abgeschlossen hatte; oder

— der Kunde eine Verpflichtung zur Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten nicht erfillt hat oder nicht
erflullen kann und dadurch die Erfullung der Verbindlichkeiten gegenuber dem Kreditinstitut gefahrdetist.

4. Rechtsfolgen

Z 24. (1) Mit Beendigung der gesamten Geschéaftsverbindung oder einzelner Teile davon werden daraus geschuldete
Betrage sofort fallig. Der Kunde ist auBerdem verpflichtet, das Kreditinstitut von allen fir ihn Gdbernommenen
Verpflichtungen zu befreien.

(2) Weiters ist das Kreditinstitut berechtigt, alle fir den Kunden tibernommenen Verpflichtungen zu kiindigen und
mit Wirkung fur den Kunden auszugleichen sowie unter Vorbehalt des Eingangs erfolgte Gutschriften sofort
rickzubelasten. Anspriiche aus Wertpapieren, insbesondere Wechsel und Scheck, kénnen vom Kreditinstitut bis zur
Abdeckung eines etwa vorhandenen Schuldsaldos geltend gemacht werden.

(3) Im Falle der Beendigung eines Rahmenvertrags fur Zahlungsdienste wird das Kreditinstitut dem Kunden, der
Verbraucher ist, die fur einen bestimmten Zeitraum im Voraus bezahlten Entgelte fur Zahlungsdienste anteilig
erstatten.

(4) Die AGB gelten auch nach Beendigung der Geschéaftsverbindung oder einzelner Dauervertrage bis zu deren
volligen Abwicklung weiter.

H Auszahlungsverweigerungsrecht

Z 25. (1) Das Kreditinstitut darf die Auszahlung eines Kreditbetrags aus sachlich gerechtfertigten Grinden
verweigern.

(2) Sachlich gerechtfertigte Grinde im Sinne des Abs. 1 liegen dann vor, wenn sich nach Vertragsabschluss

— Umstande ergeben, die eine Verschlechterung der Vermdgenslage des Kreditnehmers oder eine Entwertung
bedungener Sicherheiten in einem solchen Ausmal} erweisen, dass die Riuckzahlung des Kredites oder die
Entrichtung der Zinsen selbst bei Verwertung der Sicherheiten gefahrdet sind, oder

— beim Kreditinstitut der objektiv begriindete Verdacht ergibt, dass der Kreditbetrag durch den Kreditnehmer
auf eine vertrags- oder gesetzeswidrige Art verwendet wird.

(3) Verbrauchern hat das Kreditinstitut diese Absicht unverzuglich auf Papier oder einem anderen dauerhaften
Datentrager unter Angabe der Grinde mitzuteilen. Die Angabe der Grinde hat zu unterbleiben, soweit dadurch die
offentliche Sicherheit oder Ordnung gefahrdet wirde.
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1. Bankauskunft

Z 26. Allgemein gehaltene bankubliche Auskiunfte Uber die wirtschaftliche Lage eines Unternehmens werden, soweit
keine Verpflichtung hiezu besteht, nur unverbindlich und gegentiber Unternehmern nur schriftlich erteilt.

Z 27. entfallt

I11.Eroéffnung und Fuhrung von Konten und Depots

A Anwendungsbereich

Z 28. Soweit nichts anderes bestimmt wird, gelten die im Folgenden fur Konten getroffenen Regelungen auch fur
Depots.

B Ero6ffnung von Konten

Z 29. Bei Eréffnung eines Kontos hat der kiinftige Kontoinhaber seine Identitat nachzuweisen. Konten werden
unter dem Namen oder der Firma des Kontoinhabers und einer Nummer (IBAN) gefihrt.

C Unterschriftsproben

Z 30. Diejenigen Personen, die Uber das Konto verfuigungsberechtigt bzw. zeichnungsberechtigt sein sollen, haben
beim Kreditinstitut ihre Unterschrift zu hinterlegen. Das Kreditinstitut wird schriftliche Dispositionen im Rahmen der
Kontoverbindung mit dem Kunden aufgrund der hinterlegten Unterschriften zulassen.

D Verfugungsberechtigung und Zeichnungsberechtigung

1. Verfugungsberechtigung

Z 31. zur Verfugung Uber das Konto ist lediglich der Kontoinhaber berechtigt. Zu seiner Vertretung sind nur jene
Personen befugt, deren Vertretungsberechtigung sich aus dem Gesetz ergibt oder denen ausdricklich und schriftlich
eine Vollmacht zur Verfugung Uber dieses Konto erteilt wurde; sie haben ihre Identitat und Vertretungsberechtigung
nachzuweisen. Bei Vorsorgevollmachten, deren Wirksamkeit im Osterreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis
registriert wurde, genugt eine Vollmacht, die allgemein die Verfigung Uber die Konten des Vollmachtgebers
umfasst.

2. Zeichnungsberechtigung

Z 32. (1) Der Kontoinhaber kann anderen Personen ausdricklich und schriftlich eine Zeichnungsberechtigung
erteilen. Der Zeichnungsberechtigte hat dem Kreditinstitut seine Identitit nachzuweisen. Der
Zeichnungsberechtigte ist ausschlie3lich zur Vornahme und zum Widerruf von Dispositionen Uuber die
Kontoforderung befugt.

(2) Die Zeichnungsberechtigung uUber ein Depot umfasst auch die Befugnis, Wertpapiere im Rahmen der
vorhandenen Deckung zu kaufen und zu verkaufen.

Eine Anlageberatung des Zeichnungsberechtigten durch das Kreditinstitut erfolgt nur dann, wenn der
Zeichnungsberechtigte zu allen weiteren Wertpapierdepots (einschliellich Verrechnungskonten) des Depotinhabers
einzeln vertretungsbefugt ist und ausschlie3lich auf Basis der erhobenen Anlageziele, finanziellen Verhéaltnisse und
Risikotoleranz des Depotinhabers.

Bei Gemeinschaftsdepots wird bei den finanziellen Verhaltnissen die hdchste Teileinstufung aller Depotmitinhaber
berucksichtigt, bei den Anlagezielen und der Risikotoleranz die niedrigste Teileinstufung aller Depotmitinhaber.
Bei der Beurteilung der Erfahrung und Kenntnisse wird ausschlie3lich auf den Zeichnungsberechtigten abgestellt.

Erfolgt der Kauf bzw. Verkauf eines Wertpapiers nicht aufgrund einer Anlageberatung des Kreditinstituts, Uberpruft
das Kreditinstitut lediglich, ob der Zeichnungsberechtigte Uber Erfahrung und Kenntnisse zum gewahlten Produkt
verfugt (Angemessenheitsprufung). Verfugt der Zeichnungsberechtigte nicht Uber die entsprechende Erfahrung und
die entsprechenden Kenntnisse (bzw. erteilt er keine Angaben dazu), wird der Zeichnungsberechtigte vom
Kreditinstitut lediglich Uber die fehlende Angemessenheit (bzw. mangelnde Priufbarkeit der Angemessenheit durch
das Kreditinstitut) in standardisierter Form gewarnt; der Auftrag kann vom Zeichnungsberechtigten aber dennoch
erteilt werden.

E Besondere Kontoarten

1. Subkonto

Z 33. Zu einem Konto kdnnen Subkonten gefihrt werden. Selbst wenn diese mit einer Subbezeichnung versehen
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werden, ist dem Kreditinstitut gegentber ausschliel3lich der Kontoinhaber berechtigt und verpflichtet.

2. Treuhandkonto

Z 34. Bei Treuhandkonten ist dem Kreditinstitut gegenuber ausschlielllich der Treuhander als Kontoinhaber
berechtigt und verpflichtet.

3. Gemeinschaftskonto

Z 35. (1) Ein Konto kann auch fur mehrere Inhaber eréffnet werden (Gemeinschaftskonto). Verfugungen uber das
Konto, insbesondere dessen Schlielung und die Erteilung von Zeichnungsberechtigungen, kénnen nur von allen
Inhabern gemeinsam vorgenommen werden. Zeichnungsberechtigungen koénnen von jedem einzelnen
Kontomitinhaber widerrufen werden. Jeder Kontoinhaber kann sich im Einzelfall bei Verfigungen Uber das Konto
durch einen eigens dazu Bevollméachtigten vertreten lassen.

(2) Fur Verpflichtungen aus dem Konto haften alle Inhaber zur ungeteilten Hand.

(3) Wurde nicht ausdricklich anderes vereinbart, so ist jeder Kontomitinhaber allein berechtigt, uUber die
Kontoforderung zu disponieren. Diese Berechtigung umfasst auch die Befugnis, Wertpapiere im Rahmen der
vorhandenen Deckung zu kaufen und zu verkaufen. Die Berechtigung des Kontomitinhabers wird jedoch durch den
ausdrucklichen Widerspruch eines anderen Kontomitinhabers beendet; in diesem Fall sind nur alle Kontomitinhaber
gemeinsam berechtigt.

Der Anlageberatung des Depotmitinhabers durch das Kreditinstitut werden die erhobenen Anlageziele, finanziellen
Verhéltnisse und Risikotoleranz der Depotmitinhaber wie folgt zugrunde gelegt:

Bei den Anlagezielen und der Risikotoleranz wird die jeweils niedrigste Teileinstufung aller Depotmitinhaber
bertcksichtigt, bei den finanziellen Verhéaltnissen die héchste Teileinstufung aller Depotmitinhaber. Bei der
Beurteilung der Erfahrung und Kenntnisse wird ausschlieB3lich auf den disponierenden Depotmitinhaber abgestellt.
Erfolgt der Kauf/Verkauf nicht aufgrund einer Anlageberatung des Kreditinstituts, Uberpriuft das Kreditinstitut
lediglich, ob der im konkreten Fall disponierende Depotmitinhaber Uber Erfahrung und Kenntnisse zum gewahlten
Produkt verfugt (Angemessenheitspriufung). Verfugt der aktuell disponierende Depotmitinhaber nicht tber die
entsprechende Erfahrung und die entsprechenden Kenntnisse (bzw. erteilt er keine Angaben dazu), wird der aktuell
disponierende Depotmitinhaber vom Kreditinstitut lediglich Uber die fehlende Angemessenheit (bzw. mangelnde
Prufbarkeit der Angemessenheit durch das Kreditinstitut) in standardisierter Form gewarnt; der Auftrag kann vom
Depotmitinhaber aber dennoch erteilt werden.

Z. 36. entféllt

4. Fremdwahrungskonto

Z 37. Die Verpflichtung des Kreditinstituts zur Ausfuhrung einer Verfugung zu Lasten eines
Fremdwé&hrungsguthabens oder zur Erfullung einer Fremdwahrungsverbindlichkeit ist in dem Umfang und solange
ausgesetzt, wie das Kreditinstitut in der Wéahrung, auf die das Fremdwé&hrungsguthaben oder die Verbindlichkeit
lautet, wegen politisch bedingter Manahmen oder Ereignisse im Lande dieser Wéahrung nicht oder nur
eingeschrankt verfiugen kann. In dem Umfang und solange diese MalBnahmen oder Ereignisse andauern, ist das
Kreditinstitut auch nicht zu einer Erfullung an einem anderen Ort aulerhalb des Landes der Wahrung, in einer
anderen Wahrung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung des
Kreditinstituts zur Ausfuhrung einer Verfugung zu Lasten eines Fremdwé&hrungsguthabens ist dagegen nicht
ausgesetzt, wenn sie das Kreditinstitut vollstandig im eigenen Haus ausfuhren kann. Das Recht des Kunden und
des Kreditinstituts, fallige gegenseitige Forderungen in derselben Wahrung miteinander zu verrechnen, bleibt von
den vorstehenden Regelungen unberihrt.

F Kontoabschlisse und Depotaufstellungen

Z 38. (1) Mangels anderer Vereinbarung schliel3t das Kreditinstitut Konten vierteljahrlich ab. Die seit dem letzten
Kontoabschluss jeweils angefallenen Zinsen und Entgelte sind Teil des Abschlusssaldos, der in der Folge
weiterverzinst wird (,,Zinseszinsen*). Den Kontoabschluss erhéalt der Kunde mit einem Kontoauszug.

(2) Depotaufstellungen werden vierteljahrlich Gbermittelt. Die Depotaufstellung kann in die Electronic Banking-
Mailbox Ubermittelt werden. Uber die Zustellung in die Electronic Banking-Mailbox wird der Kunde gesondert
informiert. Diese Information erfolgt per Post oder — wenn mit dem Kunden vereinbart — an eine vom Kunden
bekanntgegebene E-Mail- Adresse.
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1V. Giroverkehr

A Uberweisungsauftriage

Z 39. (1) Bei Uberweisungsauftragen in Euro zugunsten eines Empfiangers, dessen Konto bei einem
Zahlungsdienstleister innerhalb Osterreichs oder eines anderen Staats des Europaischen Wirtschaftsraums (EWR)
gefuhrt wird, hat der Kunde den Empfanger mit dessen International Bank Account Number (IBAN) zu bezeichnen.
Bei Uberweisungsauftragen in anderer Wahrung als in Euro zugunsten eines Empfangers, dessen Konto bei einem
Zahlungsdienstleister innerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums (EWR) gefuhrt wird, hat der Kunde den
Empfanger mit dessen International Bank Account Number (IBAN) und dem Bank ldentifier Code (BIC) des
Zahlungsdienstleisters des Empfangers zu bezeichnen.

(2) Bei Uberweisungsauftragen zugunsten eines Empfangers, dessen Konto bei einem Zahlungsdienstleister
aulRerhalb des EWR gefuhrt wird, hat der Kunde den Empfanger mit dessen Namen zu bezeichnen sowie:

— mit der Kontonummer des Empfangers und entweder Name, Bankleitzahl oder BIC des Zahlungsdienstleisters
des Empfangers oder

— mit der IBAN des Empfangers und dem BIC des Zahlungsdienstleisters des Empfangers.

(3) Die Angaben zu IBAN und BIC bzw. Kontonummer und Name/Bankleitzahl/BIC des Zahlungsdienstleisters des
Empfangers, die vom Kunden im Rahmen der Absétze (1) und (2) zu machen sind, stellen den Kundenidentifikator
des Empfangers dar, an Hand dessen der Uberweisungsauftrag ausgefiihrt wird. Dartiber hinausgehende Angaben
zum Empfanger wie insbesondere der Name des Empfangers, der bei Erteilung des Uberweisungsauftrags
anzugeben ist, sind nicht Teil dieses Kundenidentifikators, dienen lediglich Dokumentationszwecken und bleiben bei
Ausfiihrung der Uberweisung unbeachtet.

(4) Der im Uberweisungsauftrag angegebene Verwendungszweck ist fur das Kreditinstitut in jedem Fall
unbeachtlich.

(5) Die Ubernahme eines Uberweisungsauftrags durch das Kreditinstitut begriindet allein noch keinerlei Rechte
eines Dritten gegenuber dem Kreditinstitut.

(6) Das Kreditinstitut ist zur Durchfiihrung eines Uberweisungsauftrags nur dann verpflichtet, wenn dafiir auf dem
angegebenen Konto des Kunden vollstandige Deckung (Guthaben, eingerdumte Kontouberziehung) vorhanden ist.

(7) Der Kunde ist berechtigt, fiir die Erteilung des Uberweisungsauftrags an das Kreditinstitut auch einen
Zahlungsausl6sedienst zu nutzen, es sei denn, das Zahlungskonto des Kunden ist fur ihn nicht online zuganglich.

(8) Beim Kreditinstitut oder bei einem vom Kunden beauftragten Zahlungsausldsedienstleister eingegangene
Uberweisungsauftrage (Z 39a) koénnen vom Kunden nicht einseitig widerrufen werden. Ist zu einem
Uberweisungsauftrag ein spaterer Durchfiihrungstermin vereinbart, tritt die Unwiderruflichkeit erst mit Ablauf des
dem Durchfuhrungstermin vorangehenden Geschéaftstages ein.

(9) Sofern das Kreditinstitut die Durchfiihrung eines Uberweisungsauftrages ablehnt, wird es den Kunden in der mit
dem Kunden vereinbarten Form so rasch als mdglich, jedenfalls aber innerhalb der in Ziffer 39a (3) und (4)
genannten Fristen, Uiber die Ablehnung und dariiber informieren, wie der Uberweisungsauftrag berichtigt werden
kann, um die Durchfuhrung kinftig zu ermoglichen. Die Angabe eines Grundes fur die Ablehnung wird nur erfolgen,
sofern dies nicht einen Verstol3 gegen Osterreichische oder gemeinschaftsrechtliche Rechtsvorschriften bzw. eine
gerichtliche oder verwaltungs-behérdliche Anordnung darstellen wiirde. Uberweisungsauftrage, die das
Kreditinstitut berechtigter Weise ablehnt, I6sen die in Z 39a dieser Bedingungen vereinbarten Ausfuhrungsfristen
nicht aus.

(10) Informationen Uber ausgefuhrte Uberweisungsauftrage (Referenz, Betrag, Wahrung, Entgelte, Zinsen,
Wechselkurs, Wertstellung der Belastung) und sonstige zu Lasten seines Kontos ausgefuihrte Zahlungen,
insbesondere im Rahmen eines Lastschriftverfahrens, werden dem Kunden, der Verbraucher ist, — sofern noch nicht
anlasslich der jeweiligen Transaktion im Kontoauszug ausgewiesen — einmal monatlich vom Kreditinstitut kostenlos
auf die mit dem Kunden im Rahmenvertrag vereinbarte Weise (zB Electronic Banking oder Selbstbedienungsgerate
des Kreditinstituts) derart zugénglich gemacht, dass er die Information unverédndert aufbewahren oder
reproduzieren kann. Das Kreditinstitut wird dem Kunden Uber dessen Verlangen die Informationen auch einmal
monatlich gegen Kostenersatz auf Papier oder Uber die Electronic Banking-Mailbox des Kunden mitteilen.

B Ausfuhrungsfristen

Z 39a. (1) Zahlungsauftrage, die nach den fur die jeweilige Zahlungsart festgelegten Uhrzeiten
(Eingangszeitpunkte) nahe am Ende der Geschaftszeit, oder an einem Tag, der kein Geschaftstag ist, bei dem
Kreditinstitut einlangen, werden so behandelt, als seien sie am folgenden Geschéaftstag eingegangen. Das
Kreditinstitut wird dem Kunden, der Verbraucher ist, rechtzeitig vor und bei Abschluss des Girokontovertrags und
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danach bei jeder Anderung der Eingangszeitpunkte die festgelegten Eingangszeitpunkte in Papierform oder — bei
entsprechender Vereinbarung mit dem Kunden — auf einem anderen dauerhaften Datentrager mitteilen. Als
Geschaftstag gilt jeder Tag, an dem das Kreditinstitut den fiur die Ausfuhrung des beauftragten Zahlungsvorgangs
erforderlichen Geschéaftsbetrieb unterhalt.

(2) Wird zwischen dem Kunden, der einen Zahlungsauftrag erteilt, und dem Kreditinstitut vereinbart, dass die
Ausfihrung eines Zahlungsauftrages zu einem bestimmten Tag oder am Ende eines bestimmten Zeitraumes oder
an dem Tag, an dem der Kunde dem Kreditinstitut den Geldbetrag zur Verfigung stellt, beginnen soll, so gilt der
vereinbarte Termin als Zeitpunkt des Eingangs. Féllt der vereinbarte Termin nicht auf einen Geschaftstag des
Kreditinstituts, so wird der Zahlungsauftrag so behandelt, als sei er am darauf folgenden Geschaftstag eingegangen.

(3) Das Kreditinstitut stellt sicher, dass nach dem Eingangszeitpunkt der Betrag, der Gegenstand des
Zahlungsvorganges ist, spatestens am Ende des folgenden Geschéftstags (bei in Papierform ausgelésten
Zahlungsvorgangen am Ende des zweitfolgenden Geschaftstags) beim Zahlungsdienstleister des
Zahlungsempfangers einlangt. Diese Fristen gelten nur fur folgende Zahlungsvorgénge innerhalb des Européischen
Wirtschaftsraumes (,,EWR*):

(i)  zahlungsvorgange in Euro und

(i) zahlungsvorgange, bei denen Betrage in Euro in einen nicht dem Euro-Wahrungsgebiet angehérenden EWR-
Vertragsstaat transferiert und dort in die nationale Wahrung umgerechnetwerden.

(4) Fur in Abs. 3 nicht genannte Zahlungsvorgédnge innerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums betréagt die in
Abs. 3 angesprochene Ausfuhrungsfrist 4 Geschaftstage.

C Gutschriften und Stornorecht

Z 40. (1) Bei aufrechtem Girokontovertrag ist das Kreditinstitut verpflichtet und unwiderruflich befugt, Geldbetrage
fur den Kunden entgegenzunehmen und seinem Konto gutzubringen. Wenn aus dem Konto Forderungen des
Kreditinstituts gegen den Kunden bestehen, ist das Kreditinstitut auch nach Auflésung des Girokontovertrages
berechtigt, Geldbetrage fur den Kunden entgegenzunehmen und mit seinen Forderungen gegen die Forderung des
Kunden auf Auszahlung des entgegengenommenen Betrags aufzurechnen. Uber das nach Aufrechnung verbleibende
Guthaben kann der Kunde verfiigen.

Den Auftrag, einem Kunden einen Geldbetrag zur Verfiigung zu stellen, wird das Kreditinstitut durch Gutschrift des
Betrages auf dem Konto des Kunden ausfuihren, wenn sich aus dem Auftrag nichts anderes ergibt. Wird das im
Auftrag angegebene Konto des Kunden nicht in jener Wahrung gefuhrt, auf die der Auftrag lautet, erfolgt die
Gutschrift nach Umrechnung in die Wahrung des Kontos zum Kurs des Tages, an dem der im Auftrag genannte
Geldbetrag zur Verfugung des Kreditinstituts steht und von diesem verwertet werden kann.

(2) Informationen {iber seinem Konto gutgeschriebene Uberweisungen (Referenz, Betrag, Wahrung, Entgelte,
Zinsen, Wechselkurs, Wertstellung der Gutschrift) werden dem Kunden, der Verbraucher ist, — sofern noch nicht
anlasslich der jeweiligen Transaktion im Kontoauszug ausgewiesen — einmal monatlich vom Kreditinstitut auf die
mit dem Kunden im Rahmenvertrag vereinbarte Weise (zB Electronic Banking oder Selbstbedienungsgerate des
Kreditinstituts) derart zuganglich gemacht, dass er diese unverandert aufbewahren oder reproduzieren kann. Das
Kreditinstitut wird dem Kunden uber dessen Verlangen die Informationen auch einmal monatlich gegen
Kostenersatz auf Papier oder Uber die Electronic Banking-Mailbox des Kunden mitteilen.

(3) Das Kreditinstitut ist berechtigt, eigene Entgelte fiir die Uberweisung vom gutzuschreibenden Betrag
abzuziehen. Das Kreditinstitut wird den Uberweisungsbetrag und abgezogene Entgelte gesondert ausweisen. Wird
ein dem Kunden gutzuschreibender Zahlungsvorgang vom oder uber den Kunden als Zahlungsempfanger ausgelost,
so wird das Kreditinstitut dem Kunden den Betrag der Gutschrift auf seinem Konto in voller H6he gutschreiben.

(4) Das Kreditinstitut kann Gutschriften, die es aufgrund eines eigenen Irrtums vorgenommen hat, jederzeit
stornieren. In anderen Fallen wird das Kreditinstitut die Gutschrift nur dann stornieren, wenn ihm die Unwirksamkeit
des Uberweisungsauftrags eindeutig nachgewiesen wurde. Durch einen zwischenzeitlichen Rechnungsabschluss
wird das Recht zum Storno nicht beseitigt. Besteht das Recht zum Storno, kann das Kreditinstitut die Verfigung
Uber die gutgeschriebenen Betrage verweigern.

(5) Sollte ein Zahlungsvorgang zugunsten eines Kunden, der Unternehmer ist, mit geringflugiger Verzégerung
ausgefuhrt worden sein, wird das Kreditinstitut den Betrag dieses Zahlungsvorgangs nur dann mit dem der
punktlichen Durchfuhrung des Zahlungsvorgangs entsprechenden Wertstellungsdatum gutschreiben, wenn das
Kreditinstitut an der verspateten Ausfuhrung des Zahlungsvorgangs ein Verschulden trifft.

D Gutschrift — Eingang vorbehalten

Z 41. (1) Schreibt das Kreditinstitut Betrage, die es im Auftrag des Kunden einzuziehen hat (insbesondere im
Rahmen des Inkassos von Schecks, Wechseln und anderen Wertpapieren, Lastschriften etc.) oder die auf das Konto
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des Kunden Uberwiesen werden sollen, dem Konto des Kunden gut, bevor der einzuziehende oder Uberwiesene
Betrag beim Kreditinstitut eingelangt ist, so geschieht dies nur unter Vorbehalt des tatsédchlichen Einlangens des
gutgeschriebenen Betrags beim Kreditinstitut. Dies gilt auch dann, wenn der einzuziehende Betrag beim
Kreditinstitut zahlbar sein sollte.

(2) Aufgrund des Vorbehalts ist das Kreditinstitut berechtigt, die Gutschrift durch einfache Buchung riickgangig zu
machen, wenn der Einzug oder die Uberweisung gescheitert ist oder aufgrund der wirtschaftlichen Verhéaltnisse
eines Zahlungsverpflichteten, behdrdlicher Eingriffe oder anderer Grinde absehbar ist, dass das Kreditinstitut die
unbeschrankte Verfugungsmoglichkeit Gber den einzuziehenden oder Uberwiesenen Betrag nicht erlangen wird.

(3) Der Vorbehalt kann ferner ausgetibt werden, wenn der gutgeschriebene Betrag im Ausland eingezogen oder
vom Ausland Uberwiesen wurde und nach dem auslandischen Recht oder aufgrund einer mit auslandischen
Kreditinstituten getroffenen Vereinbarung von dritter Seite dem Kreditinstitut riickbelastet wird.

(4) Bei aufrechtem Vorbehalt ist das Kreditinstitut auch berechtigt, dem Kunden die Verfigung uber die
gutgeschriebenen Betrage zu verweigern. Der Vorbehalt wird durch Rechnungsabschlisse nicht beseitigt.

E Belastungsbuchungen

Z 42. (1) Bei Uberweisungsauftragen sind Belastungsbuchungen erst dann als Mitteilung Uber die Durchfiihrung zu
verstehen, wenn die Belastungsbuchung nicht innerhalb von zwei Geschéaftstagen (Z 39a (1)) ruckgangig gemacht
wird.

(2) Schecks und sonstige Zahlungsanweisungen sowie Firmenlastschriften (Z 42a (1)) sind eingeldst, wenn die
Belastungsbuchung auf dem bezogenen Konto des Kunden nicht innerhalb von drei Geschéftstagen riickgangig
gemacht wird, es sei denn, das Kreditinstitut hat schon zuvor den Einreicher von der Einldsung verstandigt oder an
ihn Barzahlung geleistet. Lastschriften (Z 42a (1)) sind mit Ablauf von finf Geschaftstagen eingel6st.

F Lastschrift und Firmenlastschriftauftrage

Z 42a. (1) Eine Lastschrift liegt vor, wenn der Zahler den Empfanger mittels eines Lastschriftmandats direkt und
ohne Einschaltung des Kreditinstituts des Zahlers erméachtigt, zulasten des Kontos des Zahlers Betrage einzuziehen.

Eine Firmenlastschrift liegt vor, wenn

- der Zahler den Empféanger mittels eines Firmenlastschriftmandats erméchtigt, zulasten des Kontos des Zahlers
Betrage einzuziehen,

- sowohl Zahler als auch Empfanger Unternehmer sind, und
- das Firmenlastschriftmandat auch dem Kreditinstitut des Zahlers schon vor der Kontobelastung vorliegt.

Der Kunde stimmt der Belastung seines Kontos mit Betragen, die von ihm ermachtigte Dritte zulasten seines Kontos
mittels Lastschrift oder Firmenlastschrift beim Kreditinstitut einziehen, zu. Diese Zustimmung kann vom Kunden
jederzeit schriftlich widerrufen werden. Ein derartiger Widerruf wirkt ab dem seinem Eingang beim Kreditinstitut
folgenden Geschaftstag. In gleicher Weise kann gegentber dem Kreditinstitut die Zustimmung fur Lastschriften
(nicht jedoch Firmenlastschriften) eines erméchtigten Dritten auf einen bestimmten Betrag oder eine bestimmte
Periodizitat oder beides begrenzt werden.

(2) Das Kreditinstitut fuhrt Lastschriften und Firmenlastschriften, mit welchen das Konto des Kunden belastet
werden soll, aufgrund der vom einziehenden Kreditinstitut Ubermittelten International Bank Account Number (IBAN)
durch. Die Angaben zur IBAN stellen den Kundenidentifikator dar, an Hand dessen die Lastschrift bzw. die
Firmenlastschrift durchgefiihrt werden. Werden vom einziehenden Kreditinstitut dartiber hinausgehende Angaben
zum Kunden, wie insbesondere der Name des Kontoinhabers des Kontos, von dem eingezogen werden soll,
gemacht, dienen diese daher lediglich zu Dokumentationszwecken und bleiben bei der Ausfihrung der Lastschrift
bzw. der Firmenlastschrift unbeachtet. Das Kreditinstitut ist zur Durchfihrung eines Lastschriftauftrags nur dann
verpflichtet, wenn dafur auf dem angegebenen Konto des Kunden vollstdndige Deckung (Guthaben, eingeraumte
Kontolberziehung) vorhanden ist.

(3) Der Kunde kann vom Kreditinstitut die Erstattung des seinem Konto aufgrund eines von ihm erteilten
Lastschriftmandats angelasteten Betrags binnen acht Wochen, ab dem Zeitpunkt der Belastung, seines Kontos
verlangen. Das Kreditinstitut hat diesem Verlangen des Kunden innerhalb von zehn Geschaftstagen nachzukommen
und die Belastung seines Kontos mit dem eingezogenen Betrag mit Wertstellung zum Datum der Belastung des
Kontos rickgangig zu machen. Bei vom Kunden erteilten Firmenlastschriftmandaten besteht kein Recht des Kunden,
die Rickgéngigmachung der Kontobelastung zu verlangen.

(4) War die zulasten des Kontos des Kunden ausgefuhrte Lastschrift bzw. Firmenlastschrift vom Kunden nicht
autorisiert, kann der Kunde die Erstattung des belasteten Betrags gemaR Z 16 (2) und (3) verlangen.
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V. Anderungen von Entgelten und Leistungen

A Entgelts- und Leistungsédnderungen gegenuber Unternehmern

Z 43. (1) Das Kreditinstitut kann im Geschaft mit Unternehmern in Dauervertrédgen vereinbarte Entgelte, die das
Kreditinstitut oder der Kunde zu zahlen hat (einschlielich Soll- und Habenzinsen auf Giro- oder anderen Konten,
KontofuUhrungsgebuhren etc.), unter Beriucksichtigung aller in Betracht kommenden Umstande (insbesondere
Veranderung der gesetzlichen und aufsichtsbehdrdlichen Rahmenbedingungen, Veranderungen auf dem Geld- oder
Kapitalmarkt, Verédnderungen der Refinanzierungskosten, Verdnderungen des Personal- oder Sachaufwandes,
Veranderungen des Verbraucherpreisindex etc.) nach billigem Ermessen andern. Gleiches gilt fur die Anderung
anderer Leistungen des Kreditinstituts, die aufgrund der Anderung gesetzlicher Anforderungen, der Sicherheit des
Bankbetriebs, der technischen Entwicklung oder des erheblich gesunkenen, die Kostendeckung wesentlich
beeintrachtigenden Nutzungsgrads einer Leistung erfolgen.

(2) Uber Abs. 1 hinausgehende Anderungen von in Dauervertragen vereinbarten Leistungen des Kreditinstituts oder
Entgelte des Kunden, die EinfUhrung neuer entgeltspflichtiger Leistungen sowie neuer Entgelte fur schon vereinbarte
Leistungen werden dem Kunden vom Kreditinstitut spatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt
ihres Inkrafttretens wie in Z 2 vorgesehen angeboten. Die Zustimmung des Kunden zu diesen Anderungen gilt als
erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein schriftlicher
Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kunden im Anderungsangebot hinweisen.

B Anderungen der mit Verbrauchern vereinbarten Entgelte fur Zahlungsdienste
(ausgenommen Sollzinsen)

Z 44. (1) Anderungen der in einem Rahmenvertrag fur Zahlungsdienste (insbesondere des Girovertrags)
vereinbarten Entgelte werden dem Kunden vom Kreditinstitut spatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen
Zeitpunkt ihres Inkrafttretens, das ist in jedem Fall der 1. April eines Jahres, angeboten. Die Zustimmung des
Kunden zu diesen Anderungen gilt als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des
Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kunden im
Anderungsangebot, in dem das AusmaR der Anderung darzustellen ist, hinweisen. Der Kunde hat das Recht, den
Rahmenvertrag bis zum Inkrafttreten der Anderung kostenlos fristlos zu kiindigen. Auch darauf wird das
Kreditinstitut im Anderungsangebot hinweisen. Das Anderungsangebot ist dem Kunden vom Kreditinstitut wie in Z
2 (2) vereinbart zuzustellen.

(2) Auf dem in Absatz 1 vereinbarten Weg darf mit dem Kunden eine Anpassung der Entgelte an die Entwicklung
des von der Statistik Austria verotffentlichten nationalen Verbraucherpreisindex 2000 (,,Verbraucherpreisindex*)
vereinbart werden. Die Anpassung erfolgt durch Vergleich der Indexwerte November des vergangenen Jahres mit
November des vorvergangenen Jahres. Das sich aus der Anpassung ergebende Entgelt wird kaufméannisch auf ganze
Cent gerundet.

Wurde dem Kunden in einem Jahr die sich aus der Entwicklung des Verbraucherpreisindex ergebende
Entgeltsanpassung nicht angeboten, so kann diese Anpassung dem Kunden auch spéater noch mit Wirkung fir die
Zukunft angeboten werden.

C Anderung der mit Verbrauchern vereinbarten Entgelte auRerhalb der Zahlungsdienste (ausgenommen
Sollzinsen)

Z 45. (1) Die mit Verbrauchern in einem Dauervertrag, der keine Zahlungsdienste betrifft, vereinbarten Entgelte
(wie zB Safemiete, Kontofiihrungsentgelte fiir Konten, tber die keine Zahlungsdienste abgewickelt werden), werden
jahrlich mit Wirkung ab dem 1. April jeden Jahres der Entwicklung des von der Statistik Austria veroffentlichten
nationalen Verbraucherpreisindex 2000 angepasst (erhdht oder gesenkt), wobei jeweils eine kaufmannische
Rundung auf ganze Cent erfolgt. Die Anpassung erfolgt durch Vergleich der Indexwerte November des vergangenen
Jahres mit November des vorvergangenen Jahres. Erfolgt bei Erhdhung des Index eine Anhebung der Entgelte aus
welchen Grinden immer nicht, so ist dadurch das Recht auf diese Anhebung mit Wirkung fir die Zukunft nicht
verloren gegangen. Entgeltsanpassungen erfolgen frihestens nach Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses.

(2) Entgelte, die als Prozentsatze ausgewiesen sind oder kurswertbasiert berechnet werden, unterliegen keiner
Anpassung nach Abs. 1.
D Anpassung der mit Verbrauchern vereinbarten Sollzinssatze an einen Referenzzinssatz

Z 46. Bindet eine Anpassungsklausel einen Sollzinssatz an einen Referenzzinssatz (wie zB den EURIBOR), so werden
Anderungen unmittelbar ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden wirksam. Der Verbraucher wird Giber wirksam
gewordene Anderungen des Zinssatzes spatestens im folgenden Kalenderquartal informiert. Zinssatzanpassungen
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erfolgen gegentber Verbrauchern frihestens nach Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses.

E Anderung der mit Verbrauchern in Dauervertragen vereinbarten Leistungen des Kreditinstituts
(ausgenommen Habenzinsen)

Z 47. (1) Anderungen der vom Kreditinstitut mit dem Kunden in einem Dauervertrag vereinbarten Leistungen
werden dem Kunden vom Kreditinstitut spatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres
Inkrafttretens angeboten. Die Zustimmung des Kunden zu diesen Anderungen gilt als erteilt, wenn beim
Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf
wird das Kreditinstitut den Kunden im Anderungsangebot hinweisen. Das Anderungsangebot ist dem Kunden vom
Kreditinstitut wie in Z 2 (2) vereinbart zuzustellen.

(2) Auf dem in Abs. 1 vorgesehenen Weg darf das Kreditinstitut mit dem Kunden eine Leistungsdnderung jedoch
nur vereinbaren, wenn dies unter Berlcksichtigung aller Umstiande (Anderung der vorherrschenden
Kundenbediirfnisse, gesetzlicher und aufsichtsbehordlicher Anforderungen, der Sicherheit des Bankbetriebs, der
technischen Entwicklung oder des erheblich gesunkenen, die Kostendeckung wesentlich beeintrachtigender
sinkender Nutzungsgrad der Leistung) sachlich gerechtfertigt ist. Eine solche sachliche Rechtfertigung liegt nur dann
vor, wenn sich aus der angebotenen Leistungsanderung eine Ausweitung der Leistungen des Kreditinstituts oder
eine fur den Kunden zumutbare Einschrédnkung der Leistungen des Kreditinstituts und keine unverhéaltnismafigen
Anderungen wesentlicher Rechte und Pflichten zu Gunsten des Kreditinstituts ergeben.

F Anpassung der mit Verbrauchern vereinbarten Habenzinsen an einen Referenzzinssatz

Z 47a. Bindet eine Anpassungsklausel einen Habenzinssatz an einen Referenzzinssatz (wie zB den EURIBOR), so
werden Anderungen unmittelbar ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden wirksam. Der Verbraucher wird Uiber
wirksam gewordene Anderungen des Zinssatzes spatestens im folgenden Kalenderquartal informiert.

VI. Sicherheiten

A Verstarkung von Sicherheiten

Z 48. (1) Wenn in der Geschéaftsverbindung mit Unternehmern nachtraglich Umstande eintreten oder bekannt
werden, die eine erhdhte Risikobewertung der Anspriiche gegen den Kunden rechtfertigen, ist das Kreditinstitut
berechtigt, die Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten innerhalb angemessener Frist zu verlangen. Dies ist
insbesondere dann der Fall, wenn sich die wirtschaftlichen Verhaltnisse des Kunden nachteilig verandert haben oder
zu verandern drohen oder die vorhandenen Sicherheiten sich wertmafRig verschlechtert haben oder zu
verschlechtern drohen.

(2) Dies gilt auch, wenn bei Entstehen der Anspriche die Bestellung von Sicherheiten nicht verlangt wurde.

B Pfandrecht des Kreditinstituts

1. Umfang und Entstehen

Z 49. (1) Der Kunde raumt dem Kreditinstitut ein Pfandrecht an Sachen und Rechten jeder Art ein, die mit Willen
des Kunden im Zusammenhang mit irgendeinem mit dem Kreditinstitut getatigten Bankgeschaft in die Innehabung
des Kreditinstituts gelangen.

(2) Das Pfandrecht besteht — soweit in Z 51 keine andere Vereinbarung getroffen wird — insbesondere auch an allen
Ansprichen des Kunden gegenuber dem Kreditinstitut, zB aus Guthaben. Unterliegen dem Pfandrecht des
Kreditinstituts Wertpapiere, so erstreckt sich das Pfandrecht auch auf die zu diesen Wertpapieren gehdérenden Zins-
und Gewinnanteilscheine.

Z 50. (1) Das Pfandrecht sichert die Anspruiche des Kreditinstituts gegen den Kunden aus der Geschéaftsverbindung,
einschliellich der Gemeinschaftskonten, auch wenn die Anspriche bedingt, befristet oder noch nicht fallig sind. Ist
der Kunde Unternehmer, sichert das Pfandrecht auch gesetzliche Anspriche des Kreditinstituts sowie Anspriche
gegen Dritte, fur deren Erfullung der Kunde personlich haftet.

(2) Das Pfandrecht entsteht mit der Erlangung der Innehabung der Pfandsache durch das Kreditinstitut, sofern
Anspriche des Kreditinstituts gemaR Abs. 1 bestehen, andernfalls mit dem Zeitpunkt des spéateren Entstehens
solcher Anspruche.

2. Ausnahmen vom Pfandrecht

Z 51. (1) Nicht vom Pfandrecht umfasst sind Sachen und Rechte, die vom Kunden vor Entstehen des Pfandrechtes
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fur die Durchfihrung eines bestimmten Auftrags gewidmet wurden, wie zB Betrage fir die Einldsung eines
bestimmten Schecks oder Wechsels sowie zur Ausfiihrung einer bestimmten Uberweisung. Dies gilt jedoch nur so
lange, als die Widmung aufrecht ist.

(2) Das Kreditinstitut wird unbeschadet des bestehenden Pfandrechtes Dispositionen des Kunden zu Gunsten Dritter
Uber Guthaben auf Girokonten durchfiihren, solange dem Kunden keine Mitteilung des Kreditinstituts Uber die
Geltendmachung des Pfandrechtes zugegangen ist, wobei eine Pfandung des Guthabens nicht als Disposition des
Kunden gilt. Gehen am Girokonto Zahlungen auf nicht oder nur beschrankt pfandbare Geldforderungen des Kunden
ein, erfasst das Pfandrecht des Kreditinstituts am Guthaben auf diesem Girokonto nur den pfandbaren Teil dieser
Eingange.

(3) Das Pfandrecht erstreckt sich weiters nicht auf Vermdgenswerte, die der Kunde vor Entstehen des Pfandrechtes
dem Kreditinstitut als Treugut schriftlich offengelegt hat oder die ohne den Willen des Kunden in die Innehabung
des Kreditinstituts gelangt sind.

C Freigabe von Sicherheiten

Z 52. Auf Verlangen des Kunden wird das Kreditinstitut Sicherheiten freigeben, soweit es an diesen kein
berechtigtes Sicherungsinteresse hat.

D Verwertung von Sicherheiten

1. Allgemeines

Z 52a. Die nachfolgenden Ziffern 53 bis 56 regeln, wie das Kreditinstitut bei Verwertung von Sicherheiten vorgehen
darf. Voraussetzung dafur ist (ausgenommen den in Ziffer 56 geregelten Fall des Eintritts der Félligkeit einer als
Sicherheit bestellten Forderung vor Félligkeit der besicherten Forderung) in jedem Fall, dass die besicherte
Forderung fallig und die Verwertungsberechtigung nach den anwendbaren vertraglichen und gesetzlichen
Bestimmungen eingetreten ist. Dies setzt voraus, dass dem Kunden die Verwertung der Sicherheit unter
Bekanntgabe der Hohe der besicherten Forderung angedroht wurde und seit dieser Androhung zumindest ein Monat
vergangen ist. Ist der Kunde Unternehmer, betragt diese Frist eine Woche. Die Androhung darf unterbleiben, wenn
sie, etwa wegen unbekannten Aufenthalts des Kunden, untunlich ist. In diesem Fall lauft die angesprochene Frist
ab Falligkeit der besicherten Forderung. Eine Verwertung vor Ablauf der Frist ist zuldssig, wenn bei Zuwarten ein
erheblicher und dauernder Wertverlust droht.

2. Verkauf

Z 53. Sicherheiten, die einen Markt- oder Borsenpreis haben, wird das Kreditinstitut durch Freihandverkauf zu
diesem Preis verwerten.

Z 54. Bewegliche korperliche Sachen, die dem Kreditinstitut als Sicherheit bestellt wurden und die keinen Markt-
oder Bdrsenpreis haben, wird das Kreditinstitut von einem dazu befugten unabhangigen Sachverstéandigen schatzen
lassen. Das Ergebnis der Schatzung wird das Kreditinstitut dem Kunden zusammen mit der Aufforderung mitteilen,
binnen angemessener, zwei Wochen nicht unterschreitender Frist einen Kaufinteressenten namhaft zu machen, der
auch innerhalb dieser Frist zumindest den ermittelten Schatzwert als Kaufpreis an das Kreditinstitut bezahlt. Wird
vom Kunden innerhalb der Frist kein Kaufinteressent namhaft gemacht bzw. der Kaufpreis vom namhaft gemachten
Interessenten nicht bezahlt, ist das Kreditinstitut unwiderruflich berechtigt, die Sicherheit im Namen des Kunden
zumindest zum Schatzwert zu verkaufen. Der Verkaufserlos dient der Tilgung der besicherten Forderungen, ein
allfalliger Uberhang steht dem Kunden zu.

3. Exekution und auf3ergerichtliche Versteigerung

Z 55. Das Kreditinstitut ist auch berechtigt, die Sicherheit exekutiv zu verwerten oder — soweit sie keinen Markt-
oder Borsenpreis hat — aullergerichtlich im Wege einer 6ffentlichen Versteigerung durch einen dazu befugten
Unternehmer versteigern zu lassen. Zeit und Ort und eine allgemeine Umschreibung der Sicherheit sind offentlich
bekanntzugeben. Der Sicherheitengeber und Dritte, denen Rechte an der Sicherheit zustehen, sind hiervon zu
benachrichtigen.

4. Einziehung

Z 56. (1) Das Kreditinstitut darf die ihm als Sicherheit bestellten Forderungen aller Art (einschlie3lich der in
Wertpapieren verbrieften) kiindigen und einziehen, wenn die besicherte Forderung bei ihrer Falligkeit nicht bezahlt
wird. Vorher ist die Einziehung der als Sicherheit dienenden Forderung bei deren Falligkeit zulédssig. Bei drohendem
erheblichem und dauerndem Wertverlust der als Sicherheit dienenden Forderung ist deren Kiindigung selbst vor
ihrer Falligkeit zulassig. Der Kunde ist davon nach Méglichkeit vorweg zu informieren. Vor Falligkeit der besicherten
Forderung eingezogene Betrage treten als Pfand an die Stelle der eingezogenen Forderung.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten nicht fur Lohn- und Gehaltsforderungen von Verbrauchern, die als
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Sicherheit fur noch nicht fallige Forderungen bestellt wurden.

Z 57. entfallt.

E Zuriuckbehaltungsrecht

Z 58. Das Kreditinstitut kann ihm obliegende Leistungen an den Kunden wegen aus der Geschéaftsverbindung
entstandener Anspruche zuriickbehalten, auch wenn sie nicht auf demselben rechtlichen Verhéaltnis beruhen. Die Z
50 und 51 gelten entsprechend.

VII. Aufrechnung und Verrechnung

A Aufrechnung

1. Durch das Kreditinstitut

Z 59. (1) Das Kreditinstitut ist berechtigt, zwischen samtlichen Anspriichen des Kunden, soweit sie pfandbar sind,
und samtlichen Verbindlichkeiten des Kunden ihm gegenuiber aufzurechnen.

(2) Das Kreditinstitut wird unbeschadet des bestehenden Aufrechnungsrechtes Dispositionen des Kunden zu
Gunsten Dritter Uber Guthaben aus Girokonten durchfihren, solange dem Kunden keine Aufrechnungserklarung
zugegangen ist. Eine Pfandung des Guthabens gilt nicht als Disposition des Kunden.

2. Durch den Kunden

Z 60. Der Kunde, der Verbraucher ist, ist nur dann berechtigt, seine Verbindlichkeiten durch Aufrechnung
aufzuheben, wenn das Kreditinstitut zahlungsunfahig ist oder die Forderung des Kunden in Zusammenhang mit
seiner Verbindlichkeit steht oder gerichtlich festgestellt oder vom Kreditinstitut anerkannt worden ist. Der Kunde,
der Unternehmer ist, verzichtet auch in diesen Fallen unbedingt und unwiderruflich darauf, seine Verbindlichkeiten
durch Aufrechnung aufzuheben.

B Verrechnung

Z 61. (1) Im Geschaft mit Unternehmern kann das Kreditinstitut abweichend von den Bestimmungen des § 1416
ABGB Zahlungen zunéchst insoweit auf Forderungen des Kreditinstituts anrechnen, als fur diese keine Sicherheit
bestellt wurde oder der Wert der bestellten Sicherheit die Forderungen nicht deckt. Dabei ist es ohne Bedeutung,
wann die Falligkeit der einzelnen Forderungen eingetreten ist. Dies gilt auch im Rahmen eines
Kontokorrentverhaltnisses.

(2) Im Geschaft mit Verbrauchern kann das Kreditinstitut zur Tilgung einer bestimmten Forderung gewidmete
Zahlungen zunéchst auf die unbesicherten Teile dieser Forderung anrechnen, auch wenn insofern von der Widmung
durch den Kunden abgewichen wird. Das Kreditinstitut darf von diesem Recht nur Gebrauch machen, wenn
andernfalls die Einbringlichkeit seiner Forderungen gefahrdet ware.

Besondere Geschaftsarten

I. Handel in Wertpapieren und anderen Werten

A Anwendungsbereich

Z 62. Die Bedingungen der Z 63 bis 67 gelten fur Wertpapiere und andere Werte, selbst wenn sie nicht verbrieft
sind.

B Durchfuhrung

Z 63. (1) Auftrage eines Kunden zum Erwerb von Wertpapieren im Rahmen eines 6ffentlichen Angebots fuhrt das
Kreditinstitut als Kommissiondr des Kunden aus. Es ist aber auch berechtigt, solche Auftrdge nach entsprechender
vorheriger Information des Kunden als Bevollméchtigter im Namen des Kunden auszufihren. ,,Offentliches Angebot*
ist eine Mitteilung eines Dritten an das Publikum in jedweder Form und auf jedwede Art und Weise, die ausreichende
Informationen uUber die Bedingungen eines Angebots (oder einer Einladung zur Zeichnung) von Wertpapieren oder
Veranlagungen und Uber die anzubietenden Wertpapiere oder Veranlagungen enthalt, um die Anleger in die Lage
zu versetzen, sich fur den Kauf oder die Zeichnung dieser Wertpapiere oder Veranlagungen zu entscheiden.

(2) Sonstige Auftrage seines Kunden zum Kauf und Verkauf von Wertpapieren fihrt das Kreditinstitut in der Regel
als Kommissionér aus. Vereinbart das Kreditinstitut mit dem Kunden hingegen einen Festpreis, so schliel3t es einen
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Kaufvertrag ab.

(3) Das Kreditinstitut fuhrt Wertpapiergeschafte nach seiner jeweils geltenden Ausfuhrungspolitik aus. Das
Kreditinstitut ist berechtigt, die Ausfilhrungspolitik entsprechend den aufsichtsrechtlichen Vorgaben zu &ndern. Uber
wesentliche Anderungen der Ausfuhrungspolitik wird das Kreditinstitut den Kunden jeweils informieren.

(4) Das Kreditinstitut kann ihm zugekommene Auftrdge zum Kauf und Verkauf von Wertpapieren auch teilweise
ausfuhren, wenn die Marktlage eine vollstandige Durchfihrung nicht zulasst.
C Rechtsvorschriften und Handelsbrauche am Ausfuhrungsort
Z 64. Bei der Ausfuhrung des Auftrags muss das Kreditinstitut gegenuber Dritten die am Ausfihrungsort geltenden
Rechtsvorschriften und Handelsbrauche beachten.
D Zeitliche Durchfuhrung
Z 65. Ist der Auftrag fur eine taggleiche Ausfiihrung nicht so rechtzeitig eingegangen, dass seine Bertcksichtigung
im Rahmen des ordnungsgemafien Arbeitsablaufes méglich ist, so wird er fur den nachsten Borsetag vorgemerkt.
E Fehlende Deckung

Z 66. (1) Das Kreditinstitut darf die Ausfihrung von Wertpapiergeschéaften ganz oder teilweise unterlassen, wenn
keine entsprechende Deckung vorhanden ist.

(2) Das Kreditinstitut ist jedoch berechtigt, solche Wertpapiergeschéafte auszufuhren, sofern ihm nicht erkennbar
ist, dass der Kunde die Durchfiihrung des Auftrages nur bei Deckung wiinscht.

(3) Schafft der Kunde trotz Aufforderung keine Deckung an, so ist das Kreditinstitut berechtigt, auf Rechnung des
Kunden zum bestmdglichen Kurs ein Glattstellungsgeschéft abzuschlieBen.

F Auslandsgeschéfte

Z 67. Wird dem Kunden ein Anspruch auf Lieferung von Wertpapieren gutgeschrieben (Wertpapierrechnung), so
entspricht der Anspruch des Kunden gegen das Kreditinstitut dem Anteil, den das Kreditinstitut auf Rechnung des
Kunden am gesamten vom Kreditinstitut fir seine Kunden gehaltenen Bestand an Wertpapieren derselben Art im
Ausland halt.

G Geschafte in Aktien

Z 68. Bei Geschaften in Aktien, deren endgliltige Stiicke noch nicht im Verkehr sind, haftet das Kreditinstitut weder
fur die Ausgabe der Sticke seitens der Aktiengesellschaft noch fur die Moglichkeit einer Ausibung der
Aktionarsrechte vor Ausgabe der Aktien.

I1. Verwahrung von Wertpapieren und anderen Werten

A Depotverwahrung
Z 69. (1) Das Kreditinstitut ist berechtigt, bei ihm erlegte Wertpapiere dem Depot des Beglinstigten anzureihen.

(2) Das Kreditinstitut wird ausdricklich erméchtigt, im Inland ausgestellte Wertpapiere auch im Ausland und im
Ausland ausgestellte Wertpapiere auch im Inland aufzubewahren. Ebenso ist es erméachtigt, auf Namen lautende
im Ausland ausgestellte Wertpapiere unter dem Namen des inldndischen Verwahrers oder unter dem des
Vertrauensmannes des auslandischen Verwahrers (,,nominee*) eintragen zu lassen.

(3) Das Kreditinstitut haftet gegeniuber einem Unternehmer nur fur die sorgfaltige Auswahl des Drittverwahrers.

B Einlésung von Wertpapieren, Bogen-Erneuerung, Verlosung, Kindigung

Z 70. (1) Das Kreditinstitut zieht fallige Zins-, Gewinn- und Ertragniszahlungen ein. Sofern erforderlich besorgt das
Kreditinstitut neue Zins-, Gewinn- und Ertrégnisanteilscheinbogen ohne besonderen Auftrag.

(2) Verlosungen, Kundigungen und sonstige derartige MaRnahmen hinsichtlich der verwahrten Wertpapiere
Uberwacht das Kreditinstitut, soweit Bekanntmachungen hiertiber im ,,Amtsblatt der Wiener Zeitung“ erscheinen.
Das Kreditinstitut zieht verloste und gekiindigte Wertpapiere sowie Zins-, Gewinn- und Ertrédgniszahlungen ein.

(3) Die Pflichten gemaR den Absatzen 1 und 2 obliegen bei drittverwahrten Wertpapieren dem Drittverwahrer. Bei
auslandsverwahrten Wertpapieren ist das Kreditinstitut nicht verpflichtet, die Nummern in Wertpapierrechnung
gutgebrachter, insbesondere auch verlosbarer Wertpapiere, dem Kunden mitzuteilen; das Kreditinstitut bestimmt
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dann durch Verlosung, welchen Kunden die verlosten Wertpapiere zuzuteilen sind. Werden hingegen Nummern
verlosbarer Wertpapiere mitgeteilt, so haben sie nur fur die Verlosung und Tilgung Bedeutung, jedoch nur so lange,
als dies nach der auslandischen Ubung der Fall ist. Ware nach der auslandischen Ubung mit anteilsmaRiger
Verteilung der Einldsungsbetrage verloster Wertpapiere vorzugehen und waren hierbei die einzelnen Kunden
verbleibenden Anteile in Sticken nicht darstellbar, dann sind die Kunden, deren Anteile eingeldst werden, durch
Verlosung zu ermitteln.

C Prufungspflicht des Kreditinstituts

Z 71 Ob inlandische Wertpapiere von Aufgeboten, Zahlungssperren und dergleichen betroffen sind, wird einmalig
aus Anlass der Einlieferung beim Kreditinstitut von diesem anhand der ihm zur Verfiigung stehenden inlandischen
Unterlagen gepruft. Die Uberprifung auf Aufgebotsverfahren zur Kraftloserklarung von Wertpapieren erfolgt auch
nach Einlieferung.

D Weiterleitung von Informationen der Emittenten und allféllige Verwertung von Rechten

Z 72. Das Kreditinstitut wird dem Kunden unverziglich alle Informationen tGbermitteln, die es vom Emittenten eines
fur den Kunden verwahrten Wertpapiers erhalt, die nach den Angaben des Emittenten in Erfullung einer gesetzlichen
Verpflichtung an alle Inhaber von Wertpapieren dieser Gattung gerichtet und die fur die Ausiibung von Rechten aus
den Wertpapieren erforderlich sind. Erhalt das Kreditinstitut vom Emittenten anstelle dieser Informationen eine
Mitteilung, wo diese Informationen auf der Website des Emittenten gefunden werden kénnen, wird das Kreditinstitut
dem Kunden diese Mitteilung unverziglich weiterleiten. Informationen, die der Emittent den Inhabern der
Wertpapiere direkt oder tUber einen von einem Inhaber des Wertpapiers dem Emittenten namhaft gemachten Dritten
Ubermittelt, wird das Kreditinstitut nicht an den Kunden weiterleiten.

Werden vom Emittenten in Bezug auf die Wertpapiere MalRnahmen wie Bezugsrechte, Umtauschangebote,
Zusammenlegungen oder Aufsplittungen, Umwandlungen oder @hnliche MaRnahmen angekiindigt und erteilt der
Kunde keine rechtzeitigen Weisungen, wie hinsichtlich der dem Kunden im Zusammenhang mit den angekiindigten
MalRhahmen zukommenden Rechte vorzugehen ist, wird das Kreditinstitut nach bestem Ermessen unter
Berucksichtigung des Kundeninteresses handeln, insbesondere sonst verfallende Rechte zum letztmdglichen
Zeitpunkt verwerten.

I11.Handel in Devisen und Valuten

A Art der Durchfuhrung
Z 73. (1) Uber Devisen und Valuten schlieRt das Kreditinstitut mit dem Kunden einen Kaufvertrag ab.

(2) Wird vereinbart, dass das Kreditinstitut als Kommissionar fur den Kunden tatig wird, gelten die fur das
Kommissionsgeschaft im Abschnitt Uber den Handel in Wertpapieren getroffenen Regelungen sinngeméaR. Ein
allfalliger Selbsteintritt bedarf keiner ausdriucklichen Anzeige geméanR § 405 UGB.

B Termingeschafte

Z 74. (1) Bei Termingeschéften kann das Kreditinstitut vom Kunden angemessene Zeit vor der Falligkeit den
Nachweis dafur verlangen, dass die vom Kunden geschuldete Leistung fristgerecht auf dem vereinbarten Konto
einlangen wird. Wird dieser Nachweis nicht erbracht, oder steht aufgrund anderer Umstande fest, dass der Kunde
seine Verpflichtungen nicht erfullen wird, ist das Kreditinstitut berechtigt, auch schon vor der vereinbarten Falligkeit
zum bestmdglichen Kurs ein Glattstellungsgeschaft abzuschlieRen.

(2) Das Kreditinstitut ist — auch ohne vorherige Vereinbarung — berechtigt, eine Deckung fur das Verlustrisiko zu
verlangen, wenn sich dieses Risiko nach fachkundiger Beurteilung so erhoht oder die Vermdgenslage des Kunden
so verschlechtert hat, dass die Erfullung seiner Verpflichtungen aus dem Termingeschaft gefahrdet ist. Die Deckung
ist mangels anderer Vereinbarung in Geld zu erlegen. An den zur Deckung erlegten Werten besteht ein Pfandrecht
zu Gunsten des Kreditinstituts. Wird die Deckung nicht erlegt, ist das Kreditinstitut berechtigt, zum bestmdoglichen
Kurs ein Glattstellungsgeschaft abzuschlieRen.

(3) Tatigt das Kreditinstitut gemal Abs. 1 oder 2 ein Glattstellungsgeschéaft, so geht eine dabei entstehende
Kursdifferenz zu Lasten bzw. zu Gunsten des Kunden. Alle auflaufenden Spesen tragt der Kunde.

IV. Fremdwahrungskredite

Z 75. (1) Fremdwéhrungskredite sind effektiv, das heil3t, in der W&hrung zurickzuzahlen, in der sie das
Kreditinstitut gegeben hat. Zahlungen in anderer Wahrung gelten als Sicherheitsleistung, au3er das Kreditinstitut
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teilt dem Kunden innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der Zahlung mit, dass sie sofort zur Tilgung der
Kreditverbindlichkeiten herangezogen wird.

(2) Das Kreditinstitut ist auch berechtigt, einen in fremder Wahrung aushaftenden Schuldsaldo unter Anzeige an
den Kunden in inlandische Wahrung umzuwandeln, wenn

- sich in der Geschéaftsverbindung mit einem Unternehmer durch die Kursentwicklung der fremden Wahrung das
Kreditrisiko erhdht und das Kreditinstitut innerhalb angemessener Frist keine ausreichende Sicherstellung
erlangt, oder

- aufgrund gesetzlicher oder anderer vom Kreditinstitut nicht zu vertretender Umstande eine Refinanzierung des
einem Unternehmer gewahrten Kredits in der fremden Wahrung nicht mehr méglich ist, oder

- der Kredit zur Ganze zur Ruckzahlung fallig ist und trotz Mahnung nicht zurtickgefuhrt wird.

V. Inkasso und Diskontgeschaft

A Anwendungsbereich

Z 76. Diese Bedingungen gelten fur Wechsel, Schecks und sonstige Einzugspapiere (wie kaufmannische
Anweisungen und Verpflichtungsscheine).

B Inkassoauftrag

Z 77. Das Inkasso der vorstehend angesprochenen Einzugspapiere erfolgt aufgrund eines Inkassoauftrags, wobei
das Kreditinstitut zur Annahme dieses Inkassoauftrages nicht verpflichtet ist. Ein Ankauf (Diskontierung) der
Einzugspapiere durch das Kreditinstitut ist gesondert zu vereinbaren.

C Rechtzeitigkeit der Auftrage

Z 78. Auftrdge zum Inkasso mussen so rechtzeitig eingehen, dass sie im regelméaRigen Geschéftsgang ohne
Zuhilfenahme von besonderen Eilmitteln ausgefuhrt werden kénnen.

D Rechte des Kreditinstituts im Falle unterbliebener Einlésung

Z 79. Im Falle der Diskontierung kann das Kreditinstitut in den in Z 41 (2) und (3) genannten Féllen den Verk&ufer
mit dem vollen Nominalbetrag zuzuglich aller dem Kreditinstitut angefallenen Spesen belasten; bei auf fremde
Wahrung lautenden Papieren geht die Kursdifferenz zwischen dem Zeitpunkt der Diskontierung und der
Ruckbelastung zulasten bzw. zu Gunsten des Kunden.

Z 80. In allen Fallen der Ruckbelastung diskontierter oder zum Inkasso Ubernommener und Eingang vorbehalten
gutgeschriebener Einzugspapiere verbleiben dem Kreditinstitut die wertpapierrechtlichen Anspriche auf Zahlung
des vollen Betrages mit Nebenforderungen gegen den Kunden und jeden aus dem Papier Verpflichteten bis zur
Abdeckung eines aus einer solchen Rickbelastung entstandenen Schuldsaldos. Bis dahin kann das Kreditinstitut zur
Besicherung seiner Anspriiche aus der Riickbelastung auch vom Kunden die Ubertragung der dem Papier oder
seinem Erwerb durch den Kunden zugrundeliegenden Forderung sowie aller gegenwartigen und zuktnftigen Rechte
aus den zugrundeliegenden Geschaften einschlie3lich der damit zusammenhé&ngenden Sicherheiten verlangen.

E Einl6sung durch das Kreditinstitut

Z 81. Das Kreditinstitut braucht bei ihm zahlbar gestellte Papiere nur einzulésen, wenn ein Auftrag des Kunden
rechtzeitig eingegangen und hinreichende Deckung vorhanden ist.
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Besondere Bedingungen fur Debitkarten
(Fassung Oktober 2022)

Allgemeine Bestimmungen

1. Anwendungsbereich

Diese Besonderen Bedingungen gelten fur die Verwendung von physischen und digitalen Debitkarten, die das
Kreditinstitut fur die Benutzung

- an Geldausgabeautomaten und bei bargeldlosen Zahlungen im Rahmen des mit dem Kreditinstitut jeweils
vereinbarten und durch ein Symbol auf der Debitkarte ersichtlich gemachten Debitkarten-Services und der
Kontaktlos-Funktion dieses Debitkarten-Services (Abschnitt I1.)

- der P2P-Funktion (Punkt Il. 6.)

- im Selbstbedienungsbereich des Kreditinstituts und anderer Kreditinstitute (Abschnitt 111.)

- bei sonstigen Funktionen (Abschnitt 1V.)

ausgegeben hat.

Die konkreten Funktionen der Debitkarte sind mit dem Kreditinstitut zu vereinbaren. Das Kreditinstitut ist nicht
verpflichtet, andere als die von ihr mit dem Kontoinhaber vereinbarten Funktionen der Debitkarte zu ermdglichen.

Sollten Teile der Besonderen Bedingungen nur fur die physische Debitkarte oder nur fur die digitale
Debitkarte gelten, wird darauf besonders hingewiesen.

Die Besonderen Bedingungen regeln die Rechtsbeziehung zwischen dem Inhaber eines Kontos, zu welchem
Debitkarten ausgegeben sind, sowie dem jeweiligen berechtigten Inhaber dieser Debitkarte (Karteninhaber)
einerseits und dem Kreditinstitut andererseits.

Ausgabe der Debitkarten

2.1.Ausgabe an Kontoinhaber und Zeichnungsberechtigte

Debitkarten werden nur an natirliche Personen ausgegeben, die als Kontoinhaber oder Zeichnungsberechtigter
Uber ein Konto des Kreditinstituts einzeln dispositionsberechtigt sind.

Ist der Kontoinhaber Unternehmer, so kdnnen Debitkarten auch an einen Zeichnungsberechtigten mit
gemeinschaftlicher Dispositionsberechtigung ausgegeben werden und kann der Karteninhaber mit der Debitkarte
im Rahmen der mit dem Kontoinhaber vereinbarten Funktionen und Limits einzeln disponieren. Ist der
Kontoinhaber Unternehmer kann die Dispositionsberechtigung von Zeichnungsberechtigten auch auf Verfugungen
unter Verwendung der Debitkarte beschrankt werden.

Die Ausgabe einer Debitkarte an einen Kontoinhaber eines Gemeinschaftskontos ist ohne Zustimmung der anderen
Kontoinhaber zulassig.

Die Ausgabe einer Debitkarte an einen Zeichnungsberechtigten erfordert die Zustimmung des Kontoinhabers und
bei Gemeinschaftskonten die Zustimmung aller Kontoinhaber. Die Zustimmung zur Ausgabe einer physischen
Debitkarte an einen Zeichnungsberechtigten schliet die Zustimmung zur Ausgabe einer digitalen Debitkarte an
diesen Zeichnungsberechtigten mit ein, auch wenn diese Ausgabe erst spater erfolgt.

Zeichnungsberechtigte, fur die eine Debitkarte ausgegeben werden soll, haben den Kartenantrag zu unterfertigen
und damit die Geltung dieser Besonderen Bedingungen zu akzeptieren.

2.2.Ausgabe der physischen Debitkarte

Der Karteninhaber erhalt von dem Kreditinstitut die physische Debitkarte an seine zuletzt von ihm oder dem
Kontoinhaber bekanntgegebene Adresse zugesandt. Der Karteninhaber ist verpflichtet, die physische Debitkarte
sofort nach Erhalt an der dafur vorgesehenen Stelle zu unterfertigen. Die physischen Debitkarten bleiben Eigentum
des Kreditinstituts.

2.3.Ausgabe der digitalen Debitkarte

2.3.1. Endgerat und Wallet

Die digitale Debitkarte ist ein digitales Abbild der vom Kreditinstitut an den Inhaber der digitalen Debitkarte
ausgegebenen physischen Debitkarte. Die Ausgabe der digitalen Debitkarte erfolgt auf einem geeigneten mobilen
Endgerét (,mobiles Endgerat*). Auf dem mobilen Endgerat muss eine fir die Speicherung der digitalen Debitkarte
vorgesehene Applikation installiert sein, die dem Karteninhaber

- von dem Kreditinstitut zu den in Punkt 2.3.2. enthaltenen Bedingungen (,,Banken-Wallet") oder

- von einem anderen Anbieter aufgrund einer vom Karteninhaber mit dem Anbieter abzuschlieRenden
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Vereinbarung (,,Dritt-Wallet®)

zur Verfugung gestellt wird.

Samtliche Anliegen im Zusammenhang mit dem mobilen Endgerét hat der Karteninhaber an den Mobilfunkbetreiber
oder den Hersteller des mobilen Endgeréts, mit dem er ein Vertragsverhaltnis eingegangen ist, zu richten. Entgelte,
die der Mobilfunkbetreiber im Zusammenhang mit der Nutzung der digitalen Debitkarte in Rechnung stellt, tragt
der Karteninhaber.

2.3.2.Banken-Wallet

Das Kreditinstitut stellt dem Karteninhaber Uber App Stores Software fur mobile Endgerate mit dafir geeigneten
Betriebssystemen zur Verfiigung, die es dem Karteninhaber, der am Electronic Banking des Kreditinstituts (kurz:
»ELBA*) teilnimmt, ermoglicht,

a. seine digitale Debitkarte, andere mobile Zahlkarten und andere Zahlungsdienste auf dem mobilen Endgerat zu
aktivieren, anzuzeigen und zu nutzen;

b. die P2P Funktion (Punkt 11.6.) zu nutzen;

c. Mehrwertservices rund um das mobile Bezahlen zu nutzen und

d. im in der Banken-Wallet integrierten Kundenkartenbereich
— Kundenkarten digital zu speichern und als lIdentifikation wiederzugeben, sowie
— Kundenbindungsprogramme, zu denen er sich registriert hat, zu verwalten, und

— sich fur von dem Kreditinstitut vorgeschlagene Kundenbindungsprogramme zu registrieren.

Weiters kann der Karteninhaber in der Banken-Wallet

a. wenn Vertragsunternehmen infolge Zahlungen des Karteninhabers im Rahmen des Fernabsatzes (Punkt 11.5.3.)
ein digitales Abbild der Debitkarte (Token) in ihren Systemen hinterlegt haben, den Token - soweit er fur die
Bank erkennbar ist - verwalten (einschliellich Ldschung bzw. Sperre des Tokens). Die Verwaltung von Tokens
hat keinen Einfluss auf das Grundgeschéft zwischen Karteninhaber und Vertragsunternehmen (zB auf ein
Streaming Abo).

b. die Daten seiner physischen Debitkarte - Kartennummer (auch als als Primary Account Number — in weiterer
Folge PAN bezeichnet), Ablaufdatum und Kartenprufnummer (eine dreistellige Kartenprifnummer, die sich auf
der Ruckseite der Debitkarte befindet; auch CVC bzw. Card Verification Code genannt) sowie den personlichen
Code der physischen Debitkarte abfragen. Die Kundenauthentifizierung im Rahmen der Datenabfragen erfolgt
gemal Punkt I. 3.2. (Kundenauthentifizierung in der Banken-Wallet).

Fur die Installation und Nutzung der Banken-Wallet fallen gegenuber dem Kreditinstitut keine Entgelte an. Im
Zusammenhang mit der Nutzung konnen Kosten des Datentransfers des Netzbetreibers anfallen, die vom
Karteninhaber selbst zu tragen sind.

Bei der Installation der Banken-Wallet legt der Karteninhaber unter Verwendung des fur ELBA vereinbarten
Identifikationsverfahrens eine ,Wallet-PIN* fest, die in der Folge fur den Zugriff auf Funktionen der Banken-Wallet
verwendet wird. Eine Anderung der Wallet-PIN ist vom Karteninhaber durch Eingabe der zuletzt festgelegten
Wallet-PIN zu bestatigen.

Nach 5-facher Falscheingabe der Wallet-PIN wird der Zugriff auf die Banken-Wallet automatisch
gesperrt und die Banken-Wallet deaktiviert.

Eine neuerliche Aktivierung der installierten Banken-Wallet erfolgt unter Verwendung des fur ELBA vereinbarten
Identifikationsverfahrens.

Dem Karteninhaber wird das einfache, nicht-ausschlie3liche und nicht Gibertragbare Recht eingerdaumt, die Banken-
Wallet samt allfalliger Updates und anderer Bestandteile auf Dauer der Nutzungsvereinbarung fur eigene, private
Zwecke zu nutzen.

Zum Zweck der Wartung der fur die Banken-Wallet erforderlichen technischen Einrichtungen kénnen
vorubergehende Einschrankungen der Nutzung der Banken-Wallet erforderlich sein. Sollten diese Einschrankungen
zwischen 6:00 Uhr und 24:00 Uhr erfolgen missen, wird das Kreditinstitut die Karteninhaber darauf nach
Mdglichkeit vorweg, zB durch entsprechenden Hinweis in ELBA hinweisen.

Das Kreditinstitut trifft keine Haftung, wenn dem Konto- oder Karteninhaber im Zusammenhang mit der Banken-
Wallet Schaden durch einen unabhéngigen Dritten oder sonst durch ein unabwendbares Ereignis verursacht wurde,
das weder auf einen Fehler in der Beschaffenheit noch auf einem Versagen der Mittel der automationsunterstitzten
Datenverarbeitung des Kreditinstituts beruht.

Die Nutzung der Banken-Wallet fur kommerzielle oder gewerbliche Zwecke ist untersagt. Der Karteninhaber darf
die Banken-Wallet nicht verandern, kopieren, zerlegen, neu zusammensetzen, verdffentlichen, vervielfaltigen,
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nachbauen oder Derivatprodukte daraus erstellen. Der Karteninhaber hat vor dem Hochladen von Daten in die
Banken-Wallet sicherzustellen, dass ihm an den Daten die entsprechenden Nutzungsrechte zustehen und die
Veroffentlichung rechtmaig ist.

Die Nutzung der in der Banken-Wallet gespeicherten mobilen Zahlkarten, anderen Zahlungsdienste,
Kundenbindungsprogramme und fur Mehrwertservices erfolgt auf Grundlage der dazu zwischen dem Karteninhaber
einerseits und dem Anbieter dieser Dienste andererseits abzuschlieRenden Vertrage. Das Kreditinstitut wird —
soweit es nicht selbst Anbieter dieser Dienste ist — nicht Partei dieser Vertrdge und hat auch keine Maglichkeit, auf
Inhalte Dritter, zu denen allenfalls Uber die Banken-Wallet Zugang gewahrt wird, Einfluss zu nehmen. Das
Kreditinstitut dbernimmt keine Gewabhrleistung oder Haftung fir die Inhalte von Dritten (zB kartenausstellende
Kreditinstitute, Anbieter von Kundenbindungsprogrammen, Anbietern von Mehrwertservices), zu denen Uber die
Banken-Wallet Zugang gewahrt wird. Sollte das Kreditinstitut Kenntnis von rechtswidrigen Inhalten der Banken-
Wallet erlangen, wird es diese Inhalte 16schen bzw. den Zugang zu diesen Inhalten unverziglich entfernen.

Der Zugriff auf die in der Banken-Wallet gespeicherten Inhalte Dritter hangt von der Erfillung der vom
Karteninhaber mit den Dritten vereinbarten Voraussetzungen ab. Dies gilt insbesondere fur die Identifizierung des
Karteninhabers durch die mit dem Dritten vereinbarten Merkmale (zB PIN und TAN).

Das Nutzungsrecht beginnt mit dem Download der Banken-Wallet aus dem App Store und wird auf unbestimmte
Zeit eingerdumt. Der Karteninhaber kann das Nutzungsrecht jederzeit ohne Einhaltung einer Kindigungsfrist und
auch durch Loschung der Banken-Wallet vom mobilen Endgerat kiindigen. Das Kreditinstitut hat - wenn kein
wichtiger Kiindigungsgrund vorliegt - bei der Kiindigung eine Kiindigungsfrist von zwei Monaten einzuhalten.

Die Loschung der Banken-Wallet vom mobilen Endgerat des Karteninhabers und die Kundigung der
Nutzungsvereinbarung zur Banken-Wallet konnen dazu fuhren, dass auch die in der Banken-Wallet
gespeicherte digitale Debitkarte und sonstige Leistungen des Kreditinstituts oder Dritter (wie
insbesondere mobile Zahlkarten und andere Zahlungsdienste) fur den Karteninhaber nicht mehr
verwendbar sind.

2.3.3. Aktivierung der digitalen Debitkarte

Bei Verwendung der Banken-Wallet erfolgt die Aktivierung der digitalen Debitkarte unter Verwendung des zwischen
dem Kreditinstitut und dem Karteninhaber fir das Electronic Banking vereinbarten Identifikationsverfahrens
(PIN/TAN oder Signatur-App, siehe dazu Punkt 4 der Bedingungen fur Electronic Banking-Leistungen (Internet
Banking und ELBA business)) des Kreditinstituts.

Bei Verwendung einer Dritt-Wallet erfolgt die Aktivierung mit Hilfe eines Einmalpasswortes, das der Karteninhaber
per SMS, E-Mail oder App-Nachricht erhalt.

Personlicher Code und Kundenauthentifizierung

3.1.Personlicher Code

Der Karteninhaber erhalt vom Kreditinstitut — wenn fir eine vereinbarte Funktion der Debitkarte bendtigt — in
einem verschlossenen Kuvert einen personlichen Code an seine zuletzt vom Kontoinhaber oder Karteninhaber
bekanntgegebene Adresse zugesandt. Nutzt der Karteninhaber das ELBA des Kreditinstituts, kann er zukiinftig den
personlichen Code ab dem vom Kreditinstitut bekanntzugebenden Zeitpunkt dort abfragen.

Der fur Zahlungen mit der digitalen Debitkarte benétigte persdnliche Code entspricht dem persénlichen Code zur
physischen Debitkarte, sodass zur digitalen Debitkarte keine weitere Zusendung/Anzeige erfolgt.

3.2.Kundenauthentifizierung

Abhangig von der verwendeten Wallet (Punkt 1. 2.3.1.) setzt die Verwendung der digitalen Debitkarte die
Kundenauthentifizierung (,Kundenauthentifizierung®“) am mobilen Endgerédt voraus. Diese Kunden-
authentifizierung ist ein am mobilen Endgerat vorhandenes Verfahren zur Uberpriifung der Identitat des
Karteninhabers auf Grundlage der Geratebindung (mittels einer Geratenummer, die bei der Installation dem
mobilen Endgeréat zugeordnet und in den Systemen des Kreditinstituts registriert wird) gemeinsam mit der Wallet-
PIN oder biometrischen Mitteln (zB Fingerabdruck, Gesichtserkennung, Iris-Scan).

Die Wallet-PIN ist bei Verwendung der Banken-Wallet die vom Karteninhaber gemaR Punkt I. 2.3.2. festgelegte
PIN, bei Verwendung einer Dritt-Wallet ein mit dem jeweiligen Wallet-Anbieter vereinbarter Zugangscode
(abhéangig von der verwendeten Dritt-Wallet kann mit dem Wallet-Anbieter als Wallet-PIN auch die Gerate-PIN
vereinbart werden).

. Gultigkeit der Debitkarte, Dauer und Beendigung des Vertrags
4.1.Gultigkeit der Debitkarte

Die Debitkarte ist bis zum Ende des Jahres oder Monats gultig, das auf ihr vermerkt ist. Bei aufrechtem
Kartenvertrag erhalt der Karteninhaber rechtzeitig vor Ablauf der Glltigkeitsdauer eine neue Debitkarte. Der
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Karteninhaber ist nach Erhalt einer neuen physischen Debitkarte verpflichtet, fur die gesicherte Vernichtung der
alten physischen Debitkarte zu sorgen. Das Kreditinstitut ist bei aufrechtem Kartenvertrag berechtigt, die physische
Debitkarte aus wichtigem Grund zuriickzufordern und dem Karteninhaber eine neue physische Debitkarte zur
Verfiigung zu stellen.

Eine digitale Debitkarte steht dem Karteninhaber auf Dauer der Gultigkeit der physischen Debitkarte zur Verfigung,
wobei das Kreditinstitut jederzeit berechtigt ist, dem Karteninhaber eine neue digitale Debitkarte zur Verfiugung zu
stellen.

4.2.Dauer des Kartenvertrags
Der Kartenvertrag wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Er endet jedenfalls mit der Beendigung der
Kontoverbindung des Kontoinhabers.

Der Kartenvertrag zu einer digitalen Debitkarte endet mit dem Ende des Kartenvertrags der in der digitalen
Debitkarte abgebildeten physischen Debitkarte. Bei Beendigung des Kartenvertrags uUber die digitale
Debitkarte bleibt hingegen der Kartenvertrag uber die physische Debitkarte weiter aufrecht, sofern er
nicht ebenfalls gekiundigt wird.

4.3.Kiundigung
4.3.1. ordentliche Kiindigung
4.3.1.1. Kindigung durch Konto- oder Karteninhaber

Sowohl der Kontoinhaber als auch der Karteninhaber kénnen den Kartenvertrag (fur die physische und/oder digitale
Debitkarte) jederzeit zum Letzten eines jeden Monats kindigen. Kindigungen, die am letzten Geschéftstag eines
Monats ausgesprochen werden, wirken erst zum ersten Geschaftstag des folgenden Monats.

4.3.1.2. Kundigung durch das Kreditinstitut
Das Kreditinstitut kann den Kartenvertrag (fur die physische und/oder digitale Debitkarte) unter Einhaltung einer
Kindigungsfrist von 2 Monaten kiindigen.

4.3.2. aulRerordentliche Kiindigung
Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann der Kartenvertrag vom Kontoinhaber, vom Karteninhaber und vom
Kreditinstitut mit sofortiger Wirkung aufgeldst werden.

4.4.Rechtfolgen der Kindigung

Mit Beendigung der Kontoverbindung sind alle zu dem Konto ausgegebenen physischen Debitkarten und bei
Beendigung des Kartenvertrages die jeweilige physische Debitkarte unverziglich zuriickzugeben. Eine digitale
Debitkarte ist vom Karteninhaber mit Ende des Kartenvertrags am mobilen Endgerat zu l6schen. Das Kreditinstitut
ist berechtigt, nicht zuriickgegebene Debitkarten zu sperren und/oder einzuziehen und digitale Debitkarten zu
I6schen.

Bestehende Verpflichtungen des Konto- und Karteninhabers werden durch die Kindigung oder vorzeitige Auflosung
nicht berihrt und sind zu erftllen.

Laufende periodische Entgelte fur die Verwendung der Debitkarte werden dem Kontoinhaber, der Verbraucher ist,
bei Beendigung des Kartenvertrags anteilig rickerstattet. Dies gilt nicht fir einmal anlésslich der Ausgabe der
Debitkarte anfallende Entgelte fiur die Erstellung und Ausfolgung der Debitkarte.

. Sorgfaltspflichten des Karteninhabers
- Eine Weitergabe der Debitkarte an dritte Personen ist nicht zulassig.

- Eine Weitergabe des mobilen Endgerédtes an dritte Personen ohne vorherige Deaktivierung der darauf
gespeicherten digitalen Debitkarte(n) ist nicht zuléssig.

Warnhinweis: Wenn die am mobilen Endgerét in der Banken-Wallet gespeicherte digitale Debitkarte nicht
deaktiviert wird, sind Kleinbetragszahlungen ohne Eingabe des personlichen Codes (siehe Punkt I1. 3.) weiterhin
maoglich.

Der personliche Code und die Wallet-PIN sind geheim zu halten und dirfen niemandem, insbesondere auch nicht
Mitarbeitern des Kreditinstituts, anderen Kontoinhabern oder anderen Karteninhabern bekannt gegeben werden.
Der personliche Code und die Wallet-PIN durfen nicht am mobilen Endgerat abgespeichert werden. Bei der
Verwendung des personlichen Codes und der Wallet-PIN hat der Kunde alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen,
um diese vor unbefugten Zugriffen zu schiutzen.

Bei Zahlungen mit der Debitkarte im Fernabsatz (Punkt Il. 5) ist der Karteninhaber verpflichtet, bei Verwendung
der Signatur-App alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um den Signatur-Code vor unbefugten Zugriffen zu
schitzen.
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6. Meldepflicht bei Abhandenkommen oder missbrauchlicher Verwendung der Debitkarte oder ihrer Funktionen

Bei Verlust, Diebstahl, missbrauchlicher Verwendung oder sonstiger nicht autorisierter Nutzung der Debitkarte oder
einer der dazu vereinbarten Funktionen hat der Karteninhaber bzw. der Kontoinhaber, unverziglich sobald er davon
Kenntnis erlangt, die Sperre der Debitkarte oder der betroffenen Funktion wie nachstehend in Punkt 7.1. vereinbart
zu veranlassen. Erstattet der Karteninhaber bei Abhandenkommen (zB Verlust oder Diebstahl), missbrauchlicher
Verwendung oder sonstiger nicht autorisierter Nutzung der Debitkarte dartber hinaus eine Anzeige bei der dafur
zustandigen Behdrde, wird er diese auf Verlangen des Kreditinstituts im Original oder in Kopie Ubergeben.

7. Sperre, Limitsenkung
7.1.Sperre durch den Kontoinhaber oder den Karteninhaber

7.1.1. Sperre der Debitkarte
Die Sperre einer Debitkarte kann vom Kontoinhaber fur jede zum Konto ausgegebene Debitkarte oder vom
betreffenden Karteninhaber wie folgt beauftragt werden:

— jederzeit telefonisch bei der dafiir eingerichteten Raiffeisen SperrHotline fur Karten und Electronic
Banking, deren Telefonnummer das Kreditinstitut dem Kontoinhaber bekannt gegeben hat und die auf der
Internet-Seite www.raiffeisen.at abrufbar ist, oder

— jederzeit Uber eine fur diese Zwecke von der Payment Services Austria GmbH eingerichtete
Sperrnotrufnummer (,,PSA-Sperrnotruf*) (die Telefonnummer der Sperrnotrufnummer kann im Inland einer
Aufschrift an jedem Geldausgabeautomaten bzw. der Internetseite www.bankomatkarte.at oder www.psa.at
entnommen und bei jedem Kreditinstitut erfragt werden), oder

- zu den jeweiligen Offnungszeiten beim Kreditinstitut, oder

— ausschlie8lich in Bezug auf eine physische Debitkarte jederzeit durch Eingabe des Sperrauftrags im vom
Kontoinhaber bzw. Karteninhaber genutzten ELBA des Kreditinstituts unter Verwendung des dafir
vereinbarten ldentifikationsverfahrens.

Die Sperre wird unmittelbar mit Einlangen des Sperrauftrags wirksam.

Die Sperre einer physischen Debitkarte ohne Angabe der Kartenfolgenummer bewirkt die Sperre aller zum Konto
ausgegebenen physischen Debitkarten. Die Sperre einer digitalen Debitkarte ohne Angabe der Kartenfolgenummer
bewirkt die Sperre aller zum Konto ausgegebenen digitalen Debitkarten.

Eine Sperre der physischen Debitkarte bewirkt jedoch nicht auch die Sperre der digitalen Debitkarte.
Eine Sperre der digitalen Debitkarte hat keine Auswirkung auf die physische Debitkarte. Die Sperre der
physischen Debitkarte und der digitalen Debitkarte mussen also gesondert beauftragt werden.

Der Kontoinhaber ist berechtigt, die Aufhebung der Sperre von zu seinem Konto ausgegebenen Debitkarten
unabhéngig davon zu veranlassen, wer die Sperre beauftragt hat. Der Karteninhaber kann nur die Aufhebung der
von ihm selbst beauftragten Sperre seiner Debitkarte veranlassen.

7.1.2.Sperre der Zahlungen im Fernabsatz

Die Moéglichkeit, mit einer Debitkarte Zahlungen im Fernabsatz (Punkt Il. 5.) zu tatigen, kann fir sich allein vom
Karteninhaber — nicht jedoch vom Kontoinhaber —gesondert gesperrt werden. Diese Sperre kann auch nur der
Karteninhaber wieder aufheben.

7.2.Sperre durch das Kreditinstitut
Das Kreditinstitut ist berechtigt, die Debitkarte ohne Mitwirkung des Kontoinhabers oder des Karteninhabers zu
sperren, wenn

a. objektive Grunde im Zusammenhang mit der Sicherheit der Debitkarte oder der Systeme, die mit ihr in
Anspruch genommen werden kénnen, dies rechtfertigen;

b. der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrigerischen Verwendung der Debitkarte besteht; oder

c. der Kontoinhaber seinen Zahlungsverpflichtungen im Zusammenhang mit einer mit der Debitkarte oder seinem
Konto verbundenen Kreditgewahrung (eingeraumte Kontoiliberziehung oder Uberschreitung) nicht
nachgekommen ist und

— entweder die Erfullung dieser Zahlungsverpflichtungen aufgrund einer Verschlechterung oder Gefahrdung
der Vermogenslage des Kontoinhabers oder eines Mitverpflichteten gefahrdet ist, oder

— beim Kontoinhaber die Zahlungsunfahigkeit eingetreten ist oder diese unmittelbar droht.

In den Fallen der Punkte a. und c. ist das Kreditinstitut auch berechtigt, die zur Debitkarte vereinbarten Limits
ohne Mitwirkung des Kontoinhabers oder des Karteninhabers herabzusetzen.

Eine Sperre aus den vorstehend in Punkt a. genannten Sicherheitsgrinden kann sich zum Schutz vor
missbrauchlicher Verwendung ausgespahter Kartendaten auch nur auf bestimmte L&ander beziehen. Der
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geografische Umfang derartiger Sperren ist auf der Internetseite des Kreditinstituts zum Stichwort ,,GeoControl*
abfragbar. In diesem Fall hat der Karteninhaber die Moglichkeit, die Sperre fur die gesperrten Lander insgesamt
aufheben zu lassen, um die tatséchliche Verwendung der Debitkarte in diesen Landern zu erméglichen.

Eine vom Kreditinstitut veranlasste Sperre einer Debitkarte wird vom Kreditinstitut aufgehoben, sobald die Griinde
fur die Sperre nicht mehr vorliegen.

7.3. Hinweis fir kontaktlose Kleinbetragszahlungen

Achtung: Die Sperre der physischen Debitkarte wirkt nicht fur kontaktlose Kleinbetragszahlungen ohne
Eingabe des personlichen Codes. Kleinbetragszahlungen sind auch nach der Sperre bis zum Betrag von
maximal EUR 125,00 weiterhin moglich.

8. Verwendung der Debitkarte und der zugehérigen Funktionen durch den Karteninhaber oder unbefugte Dritte

Alle Dispositionen des Karteninhabers unter Verwendung der Debitkarte oder ihrer Funktionen erfolgen auf
Rechnung des Kontoinhabers. Dies gilt insbesondere auch dann, wenn der Karteninhaber zwar das 7., aber noch
nicht das 18. Lebensjahr vollendet hat, unabhangig davon, ob das Rechtsgeschaft, das unter Verwendung der
Debitkarte geschlossen wurde, wegen der Minderjahrigkeit des Karteninhabers giltig ist.

Unternehmer haften fir Schaden, die dem Kreditinstitut aus der Verletzung der in diesen Bedingungen festgelegten
Sorgfaltspflichten durch die Inhaber einer Karte, die zum Konto des Unternehmers ausgegeben wurde, bei jeder
Art des Verschuldens des Karteninhabers betraglich unbegrenzt.

9. Einwendungen aus dem Grundgeschéaft

Meinungsverschiedenheiten und wechselseitige Anspriche, die sich aus dem Rechtsverhéltnis zwischen dem
Karteninhaber und seinem Vertragspartner Uber Lieferungen und Leistungen ergeben, die der Karteninhaber unter
Verwendung der Debitkarte oder ihrer Funktionen bargeldlos bezahlt hat, sind direkt mit dem Vertragspartner zu
klaren. Dies gilt insbesondere auch fir die Hohe des Rechnungsbetrages. Das Kreditinstitut Ubernimmt keine
Haftung fur die vertragskonforme Abwicklung des Grundgeschéftes durch den Vertragspartner.

10. Verfugbarkeit der Systeme

Achtung: Es kann insbesondere im Ausland zu technischen, nicht im Einflussbereich des Kreditinstituts liegenden
Abschaltungen der Betriebssysteme kommen. Auch kann es durch Manipulationen Dritter zu Beeintréachtigungen
der Funktionsfahigkeiten der Akzeptanzstellen kommen. Auch in solchen Fallen durfen die nach Punkt I. 5.
geheim zu haltenden Daten nicht an Dritte weitergegeben werden. Es wird empfohlen, insbesondere auf
Reisen auch andere Zahlungsmittel mitzufiihren. In den genannten Fallen kann es auch zu Verzégerungen in der
Kontobelastung kommen.

11. Anderungen des Kartenvertrags, der Vereinbarungen zu den Funktionen der Debitkarte oder der
Besonderen Bedingungen

Anderungen des Kartenvertrags, der zur Nutzung der einzelnen Funktionen der Debitkarte getroffenen
Vereinbarungen oder der Besonderen Bedingungen werden dem Kontoinhaber — auch mit Wirkung fir den
Karteninhaber — vom Kreditinstitut spéatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres
Inkrafttretens wie in Z 2 der Allgemeinen Geschéaftsbedingungen vorgesehen angeboten.

Ein Anderungsangebot im Sinne der Z 2 der Allgemeinen Geschéaftsbedingungen ist hinsichtlich der im
Kartenvertrag, in den zur Nutzung der einzelnen Funktionen der Debitkarte getroffenen Vereinbarungen oder in
den Besonderen Bedingungen vereinbarten Leistungen des Kreditinstituts und der vom Kontoinhaber zu zahlenden
Entgelten nur in folgenden Fallen zuléssig und wirksam:

- gegeniiber Unternehmern: Anderungsangebote im Sinne der Z 43 Abs 2 der Allgemeinen Geschéaftsbedingungen,
wenn die dort vorgesehenen Voraussetzungen erfullt sind;

- Gegenuber Verbrauchern: ausschlieRlich Anderungsangebote zur Anpassung von Entgelten fiir Zahlungsdienste,
wenn die dafir in Z 44 der Allgemeinen Geschaftsbedingungen vorgesehenen Voraussetzungen erfullt sind, und
Anderungsangebote zur Anderung von Leistungen des Kreditinstituts (ausgenommen Habenzinsen), wenn die
daflr in den Z 47 der Allgemeinen Geschaftsbedingungen vorgesehenen Voraussetzungen erfullt sind.

Die Zustimmung des Kontoinhabers — auch mit Wirkung fiir den Karteninhaber — zu einem Anderungsangebot gilt
als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch des
Kontoinhabers einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kontoinhaber im Anderungsangebot hinweisen.

Der Kontoinhaber, der Verbraucher ist, hat das Recht, den Rahmenvertrag fur Zahlungsdienste (Girokontovertrag)
oder auch nur den Kartenvertrag bis zum Inkrafttreten der Anderung kostenlos fristlos zu kiindigen. Auch darauf
wird das Kreditinstitut den Kontoinhaber im Anderungsangebot hinweisen.
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I1. Benutzung der Geldausgabeautomaten und bargeldlose Zahlungen

1. Bargeldbehebung

Der Karteninhaber ist berechtigt, an Geldausgabeautomaten im In- und Ausland, die mit einem auf der Debitkarte
angefuhrten Symbol eines Debitkarten-Services gekennzeichnet sind, mit der Debitkarte und dem personlichen
Code Bargeld bis zu dem mit dem Kontoinhaber vereinbarten Limit fur Bargeldbehebungen zu beheben. Digitale
Debitkarten koénnen nur an Geldausgabeautomaten mit dem auf der Debitkarte angefuhrten Symbol der
Kontaktlos-Funktion (NFC) des Debitkarten-Services genutzt werden.

2. Bargeldlose Zahlungen

Der Karteninhaber ist berechtigt, an Kassen, die mit dem auf der Debitkarte angefuhrten Symbol eines
Zahlungskarten-Services gekennzeichnet sind (im folgenden ,,POS-Kassen*), mit der Debitkarte und dem
persodnlichen Code Lieferungen und Leistungen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen (im folgenden
Lvertragsunternehmen®) im In- und Ausland bis zu dem mit dem Kontoinhaber vereinbarten Limit bargeldlos zu
bezahlen. Im Ausland kann an Stelle der Eingabe des personlichen Codes die Unterschriftsleistung erforderlich
sein. Der Karteninhaber weist durch Eingabe des personlichen Codes und - sofern an der POS-Kasse gefordert -
Betdtigung der Taste ,,OK“ bzw. durch seine Unterschriftsleistung das Kreditinstitut unwiderruflich an, den
Rechnungsbetrag im Rahmen des dafur mit dem Kontoinhaber vereinbarten Limits an das jeweilige
Vertragsunternehmen zu zahlen. Das Kreditinstitut nimmt diese Anweisung bereits jetzt an.

Digitale Debitkarten kénnen nur an POS-Kassen mit dem auf der Debitkarte angefiihrten Symbol der Kontaktlos-
Funktion (NFC) des Debitkarten-Services genutzt werden. Je nach fur die Speicherung der digitalen Debitkarte
verwendeter Wallet (Punkt I. 2.3.1.) und Anforderung der POS-Kasse kann nach der Kundenauthentifizierung am
mobilen Endgerat die Eingabe des persdnlichen Codes an der POS-Kasse entfallen.

3. Zahlungen am POS ohne Eingabe des personlichen Codes

3.1. Kleinbetragszahlungen an POS-Kassen

An POS-Kassen, die mit dem auf der Debitkarte angefiihrten Symbol der Kontaktlos-Funktion des Debitkarten-
Services gekennzeichnet sind, ist der Karteninhaber auch berechtigt, mit der Debitkarte, ohne Unterschriftsleistung
und/oder Eingabe des personlichen Codes, durch bloRes Hinhalten der Debitkarte zur POS-Kasse Lieferungen und
Leistungen von Vertragsunternehmen im In- und Ausland bis zum Betrag von EUR 50,00 pro Einzeltransaktion
kontaktlos zu bezahlen (,Kleinbetragszahlungen®). Der Karteninhaber weist bei Kleinbetragszahlungen durch
bloRes Hinhalten der Debitkarte zur POS-Kasse des Vertragsunternehmens das Kreditinstitut unwiderruflich an,
den Rechnungsbetrag an das jeweilige Vertragsunternehmen zu zahlen. Nach dem Hinhalten der Debitkarte zur
POS-Kasse kann der Zahlungsauftrag nicht mehr widerrufen werden. Das Kreditinstitut nimmt diese Anweisung
bereits jetzt an.

Aus Sicherheitsgriinden ist die Summe der direkt aufeinanderfolgenden Kleinbetragszahlungen auf insgesamt EUR
125,00 beschréankt. Nach Erreichen dieser Grenze muss der Karteninhaber eine Transaktion mit einer physischen
Debitkarte mit dem personlichen Code durchfihren. Die genannten Betragsgrenzen gelten nicht, wenn die Eingabe
des personlichen Codes unterbleibt, weil die Zahlung mit einer digitalen Debitkarte mit Kundenauthentifizierung
am mobilen Endgerat erfolgt (Punkt Il. 2. letzter Satz).

Vor dem erstmaligen Einsatz der physischen Debitkarte fur eine Kleinbetragszahlung muss diese Funktion durch
Stecken in eine POS-Kasse oder einen Geldausgabeautomaten und durch einmalige Eingabe einer beliebigen
4stelligen Zahl aktiviert werden.

3.2. Zahlung von Entgelten fur die Nutzung von Verkehrsmitteln oder Parkgebihren

Zahlungen von Entgelten fur die Nutzung von Verkehrsmitteln oder Parkgebuhren an unbeaufsichtigten POS-
Terminals im In- und Ausland sind in der in Punkt 3.1. beschriebenen Weise bis zu den mit dem Kontoinhaber
vereinbarten Limits (Punkt Il. 7.) fur Zahlungen an POS-Kassen und im Fernabsatz vereinbarten Limits ohne
Eingabe des personlichen Codes moglich.

4. Zahlungen mit der in der Dritt-Wallet gespeicherten digitalen Debitkarte in Apps und im Internet

Wenn der Karteninhaber seine digitale Debitkarte in einer Dritt-Wallet gespeichert hat und die Verwendung der
dort gespeicherten digitalen Debitkarte als Zahlungsoption angefuhrt ist, ist der Karteninhaber berechtigt, mit der
digitalen Debitkarte in Apps und im Internet auf Websites Lieferungen und Leistungen von Vertragsunternehmen
im In- und Ausland bis zu dem nach Punkt Il. 7. vereinbarten Limit bargeldlos zu bezahlen. Der Zahlungsvorgang
wird durch Auswahl der fir diese Zahlung vorgesehenen Schaltflache eingeleitet. Durch das Bestatigen der Zahlung
mittels der Kundenauthentifizierung weist der Karteninhaber das Kreditinstitut unwiderruflich an, den
Rechnungsbetrag im Rahmen des dafir mit dem Kontoinhaber vereinbarten Limits an das jeweilige
Vertragsunternehmen zu zahlen. Das Kreditinstitut nimmt diese Anweisung bereits jetzt an.
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5. Zahlungen mit der physischen Debitkarte im Fernabsatz

5.1. Anwendungsbereich dieses Punkts 5

a. Dieser Abschnitt gilt fur Kartenvertrage, die zu einer physischen Debitkarte ab 01.04.2021
abgeschlossen werden.

b. Fur Kartenvertréage, die bereits friher abgeschlossen wurden, gilt dieser Abschnitt, wenn

- der Karteninhaber bereits friher die Verwendung des Debitkarten-Service 3D-Secure fir
Zahlungen im Internet vereinbart hat. In diesem Fall tritt dieser Abschnitt an die Stelle der
Besonderen Bedingungen fiur bargeldlose Zahlungen im Internet im Rahmen des Debitkarten-
Service 3D-Secure (Fassung 2019). Bis zum Erhalt einer neuen Debitkarte mit e-commerce-
Funktion kénnen mit der physischen Debitkarte im Fernabsatz allerdings weder wiederkehrende
Zahlungsvorgange angewiesen noch Blankoanweisungen erteilt werden.

— Karteninhaber, die ab dem 01.04.2021 eine neue Debitkarte mit e-commerce-Funktion erhalten
und diese fur eine der in diesem Abschnitt geregelten Zahlungen im Fernabsatz verwenden. In
diesem Fall erklart der Karteninhaber auch mit Wirkung fur den Kontoinhaber mit der ersten
dieser Kartenzahlungen im Fernabsatz seine Zustimmung zu diesem Abschnitt. Darauf wird der
Karteninhaber vor der Autorisierung dieser Kartenzahlung im Rahmen des 3D-Secure-Verfahrens
(Punkt 5.3.1.1) nochmals hingewiesen werden.

5.2. Im Fernabsatz verwendete Kartendaten

Kartendaten im Sinne dieses Abschnitts sind
- Kartennummer
— Ablaufdatum (Monat und Jahr)
— Kartenprufnummer (eine dreistellige Kartenprufnummer, die sich auf der Ruckseite der Debitkarte befindet

auch als CVC (=Card Verification Code) bezeichnet).

5.3. Zahlungen im Fernabsatz

5.3.1. einmalige und wiederkehrende Zahlungsvorgange

Der Karteninhaber ist berechtigt, innerhalb des mit dem Kontoinhaber vereinbarten Limits mit der physischen
Debitkarte ohne deren Vorlage einmalige und wiederkehrende Lieferungen und Leistungen, die
Vertragsunternehmen im In- und Ausland im Rahmen des Fernabsatzes anbieten, bargeldlos zu bezahlen, falls dies
das jeweilige Vertragsunternehmen ermdéglicht.

5.3.1.1. 3D-Secure-Verfahren

Zahlungen mit der physischen Debitkarte im Fernabsatz an Vertragsunternehmen mit Sitz im Europdaischen
Wirtschaftsraum sind nur im Rahmen des 3D-Secure-Verfahrens des auf der Debitkarte ersichtlich gemachten
Debitkarten-Service zuldssig. Diese Zahlungen sind mdglich, wenn der Karteninhaber das ELBA des Kreditinstituts
verwendet und sein Computersystem so konfiguriert, dass es die technischen Voraussetzungen fur das 3D-Secure-
Verfahren (wie zB das Offnen von Dialogfenstern) erflillt. Die Zahlung wird mittels der zum ELBA des Kreditinstituts
vereinbarten Signatur-App authentifiziert. Der Karteninhaber weist das Kreditinstitut mit Authentifizierung der
Zahlung in der Signatur-App unwiderruflich an, den Rechnungsbetrag im Rahmen des dafir mit dem Kontoinhaber
vereinbarten Limits an das jeweilige Vertragsunternehmen zu zahlen. Das Kreditinstitut nimmt diese Anweisung
bereits jetzt an.

Bietet ein Vertragsunternehmen mit Sitz auferhalb des Europdaischen Wirtschaftsraums fir Zahlungen im
Fernabsatz das 3D-Secure-Verfahren des auf der Debitkarte ersichtlich gemachten Debitkarten-Service an, so ist
dieses zu verwenden, auch wenn das Vertragsunternehmen daneben noch andere Verfahren fir Zahlungen unter
Verwendung der physischen Debitkarte anbietet.

Achtung: Eine Authentifizierung des Karteninhabers bei wiederkehrenden Zahlungen mit demselben
Zahlungsempfanger im Fernabsatz erfolgt nur beim ersten Zahlungsvorgang, nicht jedoch bei den
folgenden Zahlungsvorgangen.

5.3.1.2. andere Zahlungen im Fernabsatz

Bietet ein Vertragsunternehmen mit Sitz auflerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums fur Zahlungen im
Fernabsatz das 3D-Secure-Verfahren des auf der Debitkarte ersichtlich gemachten Debitkarten-Service nicht an,
so durfen Zahlungen mit der physischen Debitkarte auch mittels Bekanntgabe der Kartendaten erfolgen. Der
Karteninhaber weist in diesem Fall durch Bekanntgabe der Kartendaten das Kreditinstitut unwiderruflich an, den
Rechnungsbetrag im Rahmen des dafur mit dem Kontoinhaber vereinbarten Limits an das jeweilige
Vertragsunternehmen zu zahlen. Das Kreditinstitut nimmt diese Anweisung bereits jetzt an. Bei wiederkehrenden
Zahlungsvorgangen gilt die Anweisung zum ersten Zahlungsvorgang auch fur alle nachfolgenden
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Zahlungsvorgange.

5.3.2. Glucksspieltransaktionen—Gewinnauszahlung

Bei der Vereinbarung von wiederkehrenden Zahlungen mit Glicksspielunternehmen hat der Karteninhaber die
Mdglichkeit, sich allfallige Spielgewinne (zB aus Lotterien) auf das Konto, zu dem die Debitkarte ausgegeben wurde,
Uberweisen zu lassen. Der Karteninhaber ist berechtigt, dem Glicksspielunternehmen die Kartendaten zur
Verfiigung zu stellen, um diese Uberweisungen zu ermdglichen.

5.3.3. Zahlungsvorgénge, bei denen der Betrag nicht im Voraus bekannt ist (,,Blankoanweisung*)

Im Fall einer Anweisungserklarung, bei der der genaue Betrag zum Zeitpunkt, zu dem der Karteninhaber seine
Zustimmung zur Ausfuhrung des Zahlungsvorgangs erteilt, nicht bekannt ist, wird innerhalb des mit dem
Kontoinhaber vereinbarten Limits der Geldbetrag blockiert, dem der Karteninhaber zugestimmt hat. Das
Kreditinstitut gibt den blockierten Geldbetrag unverziglich nach Eingang der Information Uber den genauen Betrag
des Zahlungsvorgangs frei, spatestens jedoch nach Eingang des Zahlungsauftrags.

Der Kontoinhaber haftet bis zum blockierten Betrag fur die Bezahlung des vom Vertragsunternehmen bei dem
Kreditinstitut eingereichten Betrages.

Der Kontoinhaber hat dann einen Anspruch auf Erstattung, wenn der eingereichte Betrag den Betrag Ubersteigt,
den der Karteninhaber entsprechend seinem bisherigen Ausgabeverhalten, den Bedingungen des Kartenvertrages
und den jeweiligen Umstanden des Einzelfalles vernunftigerweise hatte erwarten kénnen.

Auf Verlangen des Kreditinstituts hat der Karteninhaber oder der Kontoinhaber diese Sachumstande darzulegen.
Der Anspruch des Kontoinhabers auf Erstattung ist vom Kontoinhaber selbst oder vom Karteninhaber gegentber
dem Kreditinstitut innerhalb von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastung seines Kontos mit dem betreffenden
Geldbetrag bei sonstigem Ausschluss des Anspruchs auf Erstattung geltend zu machen. Die Erstattung erfolgt
durch Gutschrift auf jenem Konto, zu dem die Debitkarte ausgegeben wurde.

Der Kontoinhaber hat keinen Anspruch auf Erstattung, wenn ihm die Informationen Uber den anstehenden
Zahlungsvorgang mindestens 4 Wochen vor dem Félligkeitstermin von dem Kreditinstitut oder vom
Vertragsunternehmen mitgeteilt oder zugéanglich gemacht wurden. Dies erfolgt seitens des Kreditinstituts durch
Zugéanglichmachung in der ELBA-Mailbox. Nutzt der Kontoinhaber die ELBA-Mailbox nicht, so erfolgt die Information
an eine von ihm dem Kreditinstitut fur Kommunikationszwecke bekanntgegebene E-Mail-Adresse. Hat der
Kontoinhaber dem Kreditinstitut keine E-Mail-Adresse bekanntgegeben, erfolgt die Information durch Andruck auf
dem Kontoauszug.

Achtung: Solche Blankoanweisungen fordern zum Beispiel Hotels und Leihwagenunternehmen. Bitte
prufen Sie in diesem Fall besonders genau den Vertrag mit dem Vertragsunternehmen und dessen
Abrechnung.

5.3.4 Vertrauenswuirdige Empfanger

Der Kontoinhaber hat die Moéglichkeit im Rahmen des 3D-Secure-Verfahrens des auf der Debitkarte ersichtlich
gemachten Debitkarten-Service Vertragsunternehmen im In- und Ausland als vertrauenswurdige Empfanger zu
definieren. Zahlungen mit der physischen Debitkarte im Fernabsatz an Vertragsunternehmen, die der Kontoinhaber
zuvor als vertrauenswirdige Empfanger definiert hat, sind ohne Anwendung des 3D-Secure-Verfahrens (Punkt
1.5.3.1.1.) - auch durch den Karteninhaber - blo3 mittels Bekanntgabe der Kartendaten maoglich.

Der Karteninhaber weist in diesem Fall durch Bekanntgabe der Kartendaten das Kreditinstitut unwiderruflich an,
den Rechnungsbetrag im Rahmen des dafir mit dem Kontoinhaber vereinbarten Limits an den jeweiligen
vertrauenswirdigen Empfanger zu zahlen. Das Kreditinstitut nimmt diese Anweisung bereits jetzt an. Bei
wiederkehrenden Zahlungsvorgéngen gilt die Anweisung zum ersten Zahlungsvorgang auch fur alle nachfolgenden
Zahlungsvorgange.

Aus Grunden der Sicherheit ist das Kreditinstitut berechtigt, auch bei Zahlungen an vertrauenswirdige Empfanger
im Einzelfall eine Authentifizierung im Rahmen des 3D-Secure-Verfahrens zu verlangen oder einzelne
Vertragsunternehmen nicht als vertrauenswurdige Empfanger zu akzeptieren.

Der Kontoinhaber kann vertrauenswirdige Empfanger mittels Auftrag an das Kreditinstitut entfernen lassen. Ab
dem vom Kreditinstitut bekanntzugebenden Zeitpunkt kann der Kontoinhaber im ELBA des Kreditinstituts unter
Verwendung des dafur vereinbarten Identifikationsverfahrens die von ihm definierten vertrauenswirdigen
Empfanger abfragen sowie entfernen.

5.4. Abfrage der Kartenprifnummer (CVC) im ELBA

Nutzt der Karteninhaber das ELBA des Kreditinstituts kann er zukiinftig die Kartenprifnummer (CVC) ab dem vom
Kreditinstitut bekanntzugebenden Zeitpunkt unter Verwendung des far ELBA vereinbarten
Identifikationsverfahrens dort abfragen.
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6. P2P-Zahlungen

6.1. Beschreibung der P2P-Funktion

Die P2P-Funktion erméglicht dem Karteninhaber mit Hilfe der in der Banken-Wallet gespeicherten digitalen
Debitkarte Uber ein mobiles Endgerat

— das unbare Senden von Geldbetragen an einen von ihm gewéhiten Empfanger, der Inhaber einer von dem
Kreditinstitut oder einem anderen Osterreichischen Kreditinstitut ausgestellten Debitkarte oder Kreditkarte ist,
und

— das Empfangen von Geldbetragen (= der Geldbetrag wird von einer dritten Person an den Karteninhaber
bezahlt).

6.2. Authentifizierung der P2P-Zahlung

Die Authentifizierung im Rahmen des Sendens eines Geldbetrages erfolgt gemaR Punkt 1. 3.2.
(Kundenauthentifizierung in der Banken-Wallet).

6.3. Nutzung der P2P-Funktion

6.3.1. Geld senden

Der Karteninhaber ist berechtigt, mit seiner Debitkarte mittels der P2P-Funktion bis zu dem mit ihm fur diese
Funktion vereinbarten Limit bargeldlos Zahlungen in Euro durchzufihren, woflir im Zuge der Zahlungsanweisung
die Kartennummer (PAN) der Debit- oder Kreditkarte des Empfangers abgefragt wird. Der Karteninhaber weist
durch Authentifizierung (siehe Punkt 6.2.) das Kreditinstitut an, den Zahlungsbetrag an den jeweiligen Empfanger
zu zahlen.

Nach erfolgter Zahlungsanweisung koénnen die mittels P2P-Funktion erteilten Zahlungsauftrage nicht mehr
widerrufen werden. Das Kreditinstitut nimmt die mit einem solchen Zahlungsauftrag erteilte Anweisung bereits
jetzt an.

6.3.2. Geld empfangen
Der Karteninhaber ist berechtigt, mit seiner Debitkarte Geldbetrage bis zu dem mit ihm fur diese Funktion
vereinbarten Limit bargeldlos in Euro zu empfangen. Das Kreditinstitut ist verpflichtet und unwiderruflich befugt,
Geldbetrége, die der Karteninhaber mit seiner Debitkarte empféangt, dem Konto, zu dem die Debitkarte ausgegeben
wurde, gutzuschreiben.

6.3.3. Transaktionen nur in Euro
Transaktionen im Rahmen der P2P-Funktion sind nur in Euro mdglich.

. Limit, Kontodeckung, Abrechnung
7.1. Limit
Der Kontoinhaber und das Kreditinstitut vereinbaren, bis zu welchem Limit pro Zeiteinheit (zB taglich, woéchentlich

oder monatlich) unter Benutzung der Debitkarte einerseits Bargeld von Geldausgabeautomaten (siehe Punkt II.
1.) behoben werden kann sowie andererseits folgende Zahlungen getatigt werden kénnen:

— bargeldlos an POS-Kassen (siehe Punkt Il 2. bis 3.)

— mit der in der Dritt-Wallet gespeicherten digitalen Debitkarte in Apps und im Internet (siehe Punkt II. 4.),
— im Fernabsatz (siehe Punkt II. 5.),

— mittels der P2P-Funktion (siehe Punkt Il. 6.).

Die Limits gelten immer fur alle zum Konto ausgegebenen physischen und digitalen Debitkarten gemeinsam. P2P-
Zahlungen werden auf den maximalen Rahmen, der fur Zahlungen mit der Debitkarte an POS-Kassen vereinbart
wurde, angerechnet.

Die Vereinbarung von Limits kann auch Uber das ELBA des Kreditinstituts sowie Uber die Banken-Wallet (Punkt |
2.3.2.) erfolgen, wenn dort diese Mdglichkeit vorgesehen ist.

Fur die im Kreditinstitut selbst oder auch in anderen, im Kartenvertrag vereinbarten Kreditinstituten zur Verfigung
stehenden Geldausgabeautomaten (siehe unten in Punkt Ill. 1.) kdnnen gesonderte Behebungsmdglichkeiten
vereinbart werden, fur die die vorstehend angesprochenen Limits nicht gelten. Behebungen im Rahmen dieser
gesonderten Behebungsmaoglichkeiten werden auch nicht auf die im Rahmen des nach Punkt Il. 7.1. vereinbarten
Limits behebbaren Betrag angerechnet. Dadurch ergibt sich eine Erhdohung des Gesamtrisikos des
Kontoinhabers im Missbrauchsfall.

Der Kontoinhaber ist ohne Angabe von Grinden berechtigt, die Senkung des Limits bei der kontofiihrenden Stelle
zu veranlassen.

Fur die Anderung des Limits durch das Kreditinstitut gilt Punkt I. 7.2. dieser Besonderen Bedingungen.
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7.2. Kontodeckung

Der Karteninhaber darf im Rahmen der vereinbarten Limits Bargeld von Geldausgabeautomaten und bargeldlose
Zahlungen nur in dem Ausmal beheben bzw. vornehmen, als das Konto, zu dem die Debitkarte ausgestellt wurde,
die erforderliche Deckung (Guthaben und eingerdumte Kontouberziehung) aufweist.

7.3. Abrechnung

7.3.1. Kontoabbuchung

Mit der Debitkarte getatigte Bargeldbehebungen und bargeldlose Zahlungen (einschlieRlich Kleinbetragszahlungen)
werden vom Konto abgebucht und in der mit dem Kontoinhaber fur den Zugang von Erklarungen vereinbarten
Form bekannt gegeben.

7.3.2. Fremdwéhrung
Bei der Verrechnung von Bargeldbehebungen bzw. bargeldlosen Zahlungen in fremder Wahrung an POS-Kassen
im Ausland wird der jeweilige Betrag der auslandischen Wahrung wie folgt umgerechnet:

— bei zum Euro fixierten nationalen Wéahrungseinheiten zum jeweiligen Fixkurs;

— bei Wahrungen von Staaten, die nicht Mitgliedstaaten der Europaischen Wahrungsunion sind, zu dem wie
nachstehend beschrieben ermittelten Fremdwéahrungskurs.

Der Fremdwahrungskurs wird auf Basis der auf der von Teletrader Software GmbH betriebenen Internetseite
www.austrofx.at offentlich zuganglich gemachten Devisenverkaufskurse von inlandischen und auslandischen
Kreditinstituten ermittelt.

Der in Rechnung gestellte Fremdwéahrungskurs wird fur jede Fremdwahrung aus dem Mittelwert aller zu dieser
Fremdwahrung auf www.austrofx.at gegentibergestellten Devisenverkaufskurse ohne Bericksichtigung des Kurses
der der Raiffeisen Bankengruppe zugehdrenden Kreditinstitute gebildet.

Fur die Ermittlung eines Fremdwahrungskurses sind mindestens 5 auf www.austrofx.at veroffentlichte Kurse (ohne
den Kurs der der Raiffeisen Bankengruppe zugehérenden Kreditinstitute) erforderlich. Stehen weniger Kurse zur
Verfugung, gelangt der auf der Homepage der PSA Payment Services Austria GmbH www.psa.at ersichtliche
Referenzwechselkurs von OANDA Corporation zur Anwendung.

Die Fremdwéahrungskurse kénnen beim Kreditinstitut erfragt oder auf www.psa.at abgefragt werden. Der Kurstag
fur die Umrechnung ist der Tag, an dem die Bargeldbehebung bzw. bargeldlose Zahlung erfolgt. Der Kurs sowie
das Kursdatum werden dem Kontoinhaber in der mit ihm fur den Zugang von Erklarungen vereinbarten Form
bekannt gegeben.

Das Kreditinstitut GUbermittelt dem Karteninhaber unverziglich nachdem es in einem Monat den ersten auf eine
bestimmte andere Wahrung der Union als dem Euro lautenden Zahlungsauftrag wegen einer Barabhebung an
einem Geldautomaten (Punkt Il. 1.) oder bargeldlosen Zahlung an einer POS-Kasse (Punkte Il. 2. und 3.) erhalten
hat, eine Mitteilung Uber die gesamten Wahrungsumrechnungsentgelte, die es fiur die Umrechnung des zu
zahlenden Betrags in Euro verrechnet, ausgedrickt als prozentualen Aufschlag auf die letzten verfligbaren Euro-
Referenzwechselkurse der Européischen Zentralbank.

Die Mitteilung Uber die Wahrungsumrechnungsentgelte erhalt der Karteninhaber mit Wirkung auch fir den
Kontoinhaber Uber seine von ihm dem Kreditinstitut fir Kommunikationszwecke bekanntgegebene E-Mail-Adresse.
Hat der Karteninhaber dem Kreditinstitut keine E-Mail-Adresse bekanntgegeben, kann die Mitteilung Uber die
Wahrungsumrechnungsentgelte nicht erfolgen. Der Karteninhaber oder der Kontoinhaber mit Wirkung fir den
Karteninhaber kann auf die Mitteilung Uber die Wahrungsumrechnungsentgelte verzichten. Wurde eine Debitkarte
zum Konto eines Unternehmers ausgegeben, unterbleibt die Mitteilung Uber die Wahrungsumrechnungsentgelte
jedenfalls.

I11. Selbstbedienungsbereich

Mit den vom Kreditinstitut ausgegebenen physischen Debitkarten kénnen die in diesem Abschnitt angesprochenen
Selbstbedienungsgerate, die vom Kreditinstitut wahrend und auch auRerhalb der Bankoffnungszeiten zur Verfligung
gestellt werden, bedient werden.

Nach MaRgabe der technischen Moglichkeiten steht dieses Service dem Karteninhaber

— auch bei anderen dsterreichischen Kreditinstituten

— und auch mit der digitalen Debitkarte zu Verfigung

1. Geldausgabeautomaten

FUr Geldausgabeautomaten, die auerhalb des Debitkarten-Services im Kreditinstitut selbst zur Verfiigung stehen,
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gelten die Regelungen des Abschnitts Il und insbesondere auch die in Punkt 7.1. getroffenen Regelungen zu den
gesonderten Behebungsmadoglichkeiten an diesen Geldausgabeautomaten.

2. Kontoauszugsdrucker

Wenn der Kontoinhaber mit dem Kreditinstitut die Verwendung des Kontoauszugsdruckers vereinbart hat, gilt
folgendes:

Der Karteninhaber kann mit der Debitkarte an den im Kreditinstitut installierten Selbstbedienungsgeréaten Ausziuge
zum Konto, zu dem die Debitkarte ausgefolgt wurde, ausdrucken.

Ungeachtet dieser Moglichkeit kdnnen Kontoauszige im Einzelfall auch zugesandt oder beim kontofuhrenden
Kreditinstitut schalterlagernd hinterlegt werden.

Das Kreditinstitut haftet nicht fur Schaden aus einer verspéateten, unsachgeméfRen oder unterlassenen Abholung
oder Zustellung. Mit Abholung/Abrufung mittels Kontoauszugsdrucker, jedenfalls aber mit Ablauf von 6 Wochen
nach Bereitstellung, tritt die Wirkung der Zustellung ein und es beginnen allfallige Reklamationsfristen zu den im
Kontoauszug enthaltenen Buchungen des Kreditinstituts zu laufen. Den Kontoinhaber, der Unternehmer ist, trifft
die Obliegenheit der regelmafiigen Abholung/Abrufung mittels Kontoauszugsdrucker.

3. Selbstbedienungsterminals fur Einzahlungen, Uberweisungen und Kontoabfragen

Mit Debitkarten kdnnen im Kreditinstitut aufgestellte Terminals fur Einzahlungen, Kontoabfragen (einschlieBlich
abgewickelter Transaktionen und vorgemerkter Auftrdge) und mit der physischen Debitkarte auch die Terminals
fur Uberweisungsauftrage bedient werden. Zur Erteilung von Uberweisungsauftragen ber ein
Selbstbedienungsterminal ist zuséatzlich die Autorisierung durch Unterschrift oder die Eingabe des personlichen
Codes erforderlich.

Einzahlungen Uber die Selbstbedienungsterminals werden — ungeachtet der vom Terminal vorgenommenen ersten
Prufung — nur vorbehaltlich der spateren Prufung der Echtheit der eingezahlten Banknoten entgegengenommen
und gutgeschrieben.

Der bei Kontoabfrage an einem Terminal aufscheinende Kontostand kann als unverbindliche Avisi vorgemerkte
Kontobewegungen beinhalten, die - auch wenn sie Gutschriften betreffen — jederzeit rickgangig gemacht werden
koénnen. Verbindlich sind nur die vereinbarungsgemaf schriftlich oder elektronisch bereitgestellten Kontoauszige.

Alle Uberweisungsauftrage, die dem Kreditinstitut iiber ein Selbstbedienungsterminal unter Verwendung der
Debitkarte und des personlichen Codes erteilt werden, werden zulasten des Kontoinhabers ausgefuhrt, wenn
entsprechende Deckung am Konto vorhanden ist und ein fur diesen Zweck allenfalls vereinbartes Limit nicht
Uberschritten wird. Punkt |. 7. dieser Besonderen Bedingungen gilt auch fur diese Funktion. Fur die hier
angesprochenen Uberweisungsauftrage gelten die mit dem Kontoinhaber fiir das Debitkarten-Service vereinbarten
Limits nicht.

IV. Sonstige Funktionen der Debitkarte

1. Altersnachweis

Mit der physischen Debitkarte kann der Karteninhaber gegentber Dritten nachweisen, ob er eine bestimmte, dem
Dritten gegenuber relevante Altersgrenze Uberschritten hat. Die diesbezligliche Bestatigung des Kreditinstituts wird
vom Dritten anhand der vom Karteninhaber personlich oder an technischen Einrichtungen zu diesem Zweck
prasentierten physischen Debitkarte elektronisch eingeholt.

2. Postabholung

Physische Debitkarten werden auch als Nachweis der Berechtigung zur Abholung schalterlagernder Post verwendet.
Das Kreditinstitut ist nicht verpflichtet, vor Ausfolgung der Post noch andere Identitédtsnachweise zu verlangen.

3. Unterschriftsprifung

Physische Debitkarten, die vom Karteninhaber unterfertigt sind (siehe Punkt I. 2.2.), werden auch zur Priufung von
Unterschriften auf vom Karteninhaber dem Kreditinstitut personlich erteilten Auftrdgen verwendet. Bei
Barbehebungen des Karteninhabers bei einem anderen als dem kartenausgebenden Kreditinstitut wird das
auszahlende Kreditinstitut anhand einer solchen Debitkarte die Unterschrift des Karteninhabers prufen.

4. Weitere Funktionen

Weitere Funktionen der Debitkarte (etwa fur den Zutritt zu Safes) sind zwischen dem Kreditinstitut und dem
Kontoinhaber zu vereinbaren.
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Bedingungen fur Electronic Banking-Leistungen
(Internet Banking und ELBA business)
(Fassung Oktober 2022)

1.

a)

b)

c)

Zweck, Teilnahmevereinbarung

Electronic Banking

Die vorliegenden Bedingungen regeln die Kommunikation zwischen dem Kunden und dem Kreditinstitut auf
elektronischem Weg (,,Electronic Banking*), dh tuber

— die bei Abschluss der Teilnahmevereinbarung bekanntgegebenen Internetseiten des Kreditinstituts (,,Internet
Banking“) oder

— eine Datenkommunikationsleitung, Uber die der Kunde auf eigene Kosten unter Verwendung eines vom
Kreditinstitut zur Verfigung gestellten oder eines anderen “Multi-Bank Standard-Programms* die
Kommunikation mit dem Rechenzentrum des Kreditinstituts aufbauen kann (,,ELBA business®).

Als Kunde werden in diesen Bedingungen Kontoinhaber, Zeichnungsberechtigte und Abfrage-
/Ubermittlungsberechtigte (siehe Punkt 2 a)) bezeichnet.

Electronic Banking ermdglicht die Durchfihrung von Bankgeschaften (insbesondere von Zahlungsauftragen zu den
von der Teilnahme umfassten Konten) und die Abgabe anderer verbindlicher Erklarungen zwischen dem
Kreditinstitut und dem Kunden.

Verwendung des Electronic Banking fur die Abgabe von Erklarungen zu Vertragen des Kunden mit dem
Kreditinstitut und Dritten

Electronic Banking kann fur Erklarungen zum Abschluss und im Rahmen von Vertragen verwendet werden, die das
Kreditinstitut mit seinem Kunden abschlielt bzw. abgeschlossen hat oder die der Kunde mit Dritten (wie zB
Bausparkassen, Versicherungsgesellschaften oder kreditkartenausgebenden Unternehmen) abschlielt bzw. schon
abgeschlossen hat.

Das Kreditinstitut ermdglicht die Verwendung der mit dem Kunden zum Electronic Banking vereinbarten
Identifikationsmerkmale (Punkt 4) auch zur Identifizierung beim Zugriff auf Kundenportale, zur Authentifizierung
von Zahlungsauftragen und sonstigen Auftragen, die der Kunde an Dritte (wie zB kreditkartenausgebende
Unternehmen) erteilt.

Wenn der Kunde fur seine rechtsverbindlichen Erklarungen gegenuber dritten Vertragspartnern die zum Electronic
Banking vereinbarten Identifikationsmerkmale (Punkt 4) verwendet, wird das Kreditinstitut die verwendeten
Identifikationsmerkmale priufen und gegebenenfalls ihre Richtigkeit gegenuiber dem Vertragspartner des Kunden
bestéatigen. Weitere Prufungen - insbesondere der solcherart authentifizierten Erklarungen und Zahlungsauftrége
des Kunden - wird das Kreditinstitut nicht vornehmen.

Unter welchen Voraussetzungen, in welchem Umfang und mit welcher Wirkung die zum Electronic Banking

vereinbarten Identifikationsmerkmale - wie beschrieben - gegenuber Dritten verwendet werden koénnen, ist
zwischen dem Kunden und dem Dritten zu vereinbaren.

Teilnahmevereinbarung, Dauer und Beendigung

Die konkret im Rahmen von Electronic Banking verfugbaren Dienstleistungen werden bei Abschluss der
Teilnahmevereinbarung bekannt gegeben.

Die Teilnahmevereinbarung wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Die Teilnahmevereinbarung, die ein
Kontoinhaber zu seinem Konto mit dem Kreditinstitut abgeschlossen hat, endet jedenfalls mit der Beendigung
dieser Kontoverbindung.

Der Kunde kann die Teilnahmevereinbarung jederzeit zum Letzten eines jeden Monats kindigen. Kindigungen, die

am letzten Geschéftstag eines Monats ausgesprochen werden, wirken erst zum ersten Geschéaftstag des folgenden
Monats.

Das Kreditinstitut kann die Teilnahmevereinbarung unter Einhaltung einer Kindigungsfrist von 2 Monaten
kundigen.

Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann die Teilnahmevereinbarung vom Kunden und vom Kreditinstitut mit
sofortiger Wirkung aufgeldst werden.

Bestehende Verpflichtungen des Kunden werden durch die Kiindigung oder vorzeitige Aufldsung nicht berthrt und
sind zu erfullen.

Laufende periodische Entgelte, die der Kunde, der Verbraucher ist, fur die Teilnahme am Electronic Banking bezahlt
hat, werden ihm bei Beendigung der Teilnahmevereinbarung anteilig riuckerstattet.
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2.

a)

b)

3.

Bedingungen fur Electronic Banking-Leistungen (Fassung Oktober 2022)

Berechtigungen und technische Voraussetzungen

Berechtigungen

Der oder die Kontoinhaber und die vom Kontoinhaber dazu autorisierten Zeichnungsberechtigten kénnen im
Rahmen ihrer vorgemerkten Berechtigungen Uuber Electronic Banking Auftrage zum Konto erteilen und
Informationen zum Konto abfragen. Zeichnungsberechtigte kdnnen Informationen zum Konto im selben Umfang
wie ein Kontoinhaber abfragen, auch wenn diese Informationen die Zeit vor EinrAumung der
Zeichnungsberechtigung betreffen.

Der Kontoinhaber kann bei ELBA business Personen (natirliche oder juristische Personen und rechtsfahige
Personengesellschaften, nachstehend ,Abfrage-/Ubermittlungsberechtigte®) benennen, die ausschlieRlich
berechtigt sind, Informationen zum Konto im selben Umfang wie der Kontoinhaber abzufragen (auch wenn diese
Informationen die Zeit vor der Einrdumung der Abfrageberechtigung betreffen) und Auftragsdaten zwecks
Vorbereitung spéterer Auftragserteilung durch dazu berechtigte Personen zu Ubermitteln. Abfrage-
/Ubermittlungsberechtigte kénnen natiirliche Personen benennen, die fiir sie in diesem Rahmen tatig werden.

Erforderliche technische Einrichtungen
Die technischen Einrichtungen, uber die auf das vom Kreditinstitut zur Verfugung gestellte Electronic Banking
zugegriffen wird, mussen den technischen Spezifikationen entsprechen, die das Kreditinstitut bei Abschluss der
Teilnahmevereinbarung bekannt gibt.

ELBA business setzt in der Regel den Einsatz eines Multi-Bank Standard-Programms mit den Funktionalitaten der
neuesten Version des vom Kreditinstitut angebotenen Programms voraus. Sollte die Teilnahme mit einer nicht vom
Kreditinstitut bezogenen multibankfahigen Fremdsoftware erfolgen, und diese Fremdsoftware eine
Programmfunktion bieten, welche bei der vom Kreditinstitut angebotenen Software nicht realisiert ist, besteht kein
Anspruch auf die Bereitstellung dieser Funktionalitdt durch das Kreditinstitut.

Erfolgt die Nutzung des Electronic Banking durch mobilen Datenaustausch Uber die vom Kreditinstitut im Rahmen
eines nicht Ubertragbaren und nicht ausschlielichen Nutzungsrechts bereitgestellte, auf einem mobilen Endgerét
gespeicherte Datenanwendungssoftware mit der Bezeichnung Raiffeisen Business Banking, kénnen Abfragen
zum Kontostand hinsichtlich der in das Electronic Banking eingebundenen Konten vorgenommen und / oder auf
anderem Weg erfasste Zahlungsauftrdge im Rahmen des vereinbarten ldentifikationsverfahrens (siehe Punkt 4)
beauftragt werden. Fur den Zugriff auf das Electronic Banking uUber Raiffeisen Business Banking sind die dem
Kunden vom Kreditinstitut zugeordnete Verfugernummer und die PIN einmalig bei Installation auf dem mobilen
Endgerét zu verwenden. Der Zugriff auf Raiffeisen Business Banking erfolgt in weiterer Folge durch Eingabe eines
Passwortes, das der Kunde bei Installation von Raiffeisen Business Banking festlegt.

Nutzungszeiten

Zum Zweck der Wartung der fur das Electronic Banking erforderlichen technischen Einrichtungen des Kreditinstituts
kdénnen vorubergehende Einschréankungen der Nutzung erforderlich sein. Sollten diese Einschrankungen zwischen 6:00
Uhr und 24:00 Uhr erfolgen mussen, wird das Kreditinstitut die Kunden darauf nach Mdglichkeit vorweg, zB durch
entsprechenden Hinweis auf der fur Electronic Banking genutzten Internetseite des Kreditinstituts, hinweisen.

4.

a)

Identifikationsverfahren

Arten der Identifikationsverfahren

Das Kreditinstitut vereinbart mit dem Kunden, der als Kontoinhaber, Zeichnungsberechtigter oder Abfrage-
/Ubermittlungsberechtigter im Sinne des Punkts 2 a) das Electronic Banking nutzen will, welches der nachstehend
behandelten ldentifikationsverfahren fur den Zugriff auf Electronic Banking sowie der Erteilung von Auftragen und
Abgabe von Erklarungen im Electronic Banking Verwendung findet.

Die personliche ldentifikationsnummer (nachstehend ,,PIN“), auf die in diesen Bedingungen Bezug genommen

wird, wird vom Kreditinstitut vergeben und kann vom Kunden uber Electronic Banking jederzeit gedndert werden:

i. PIN/TAN-Verfahren

Die ldentifikation erfolgt durch Eingabe der PIN und einer nur einmal verwendbaren Transaktionsnummer
(., TAN®).

Die fur eine konkrete Identifikation aktuell bendtigte TAN wird je nach Vereinbarung

- dem Kunden vom Kreditinstitut an einen vom Kunden bekannt gegebenen Mobiltelefon-Anschluss per SMS
Ubermittelt (,smsTAN"), oder
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- vom Kunden mittels der vom Kreditinstitut zur Verfiigung gestellten Einrichtungen ermittelt (,,card-TAN*).

ii. Signatur-App

Der Kunde installiert im Zuge der Registrierung auf seinem Endgeréat eine vom Kreditinstitut zur Verfigung
gestellte Applikation (,,Signatur-App“). Die Verknupfung der Signatur-App mit den Electronic Banking
Systemen des Kreditinstituts Uber das Internet erfolgt automatisch oder Gber einen dem Kunden im Electronic
Banking angezeigten oder vom Kreditinstitut Ubermittelten Aktivierungs-Code. Die ldentifizierung unter
Verwendung der Signatur-App erfolgt durch Eingabe der vom Kunden im Zuge der Registrierung zu diesem
Verfahren festgelegten personlichen Identifikationsnummer (,Signatur-Code*). Durch diese Eingabe wird zum
Zwecke der ldentifikation automatisch eine zuvor aus den Electronic Banking Systemen des Kreditinstituts an
das Endgerat des Kunden Ubermittelte, fir den Kunden nicht sichtbare einmalige Transaktionsnummer wieder
an die Electronic Banking Systeme des Kreditinstituts rickgesendet.

In der Applikation fur die mobile Version von Electronic Banking (,ELBA-App“) ist die Signatur-App integriert.
Sollte die Verwendung der Signatur-App aus beim Kreditinstitut liegenden Grunden nicht moglich sein, wird das
Kreditinstitut dem Kunden fur die Dauer dieser Storung die Verwendung des PIN/TAN-Verfahrens mittels

smsTAN ermdglichen. Die vom Kunden fir diesen Zweck angeforderte smsTAN wird fur diesen Zweck an den
vom Kunden bekanntgegebenen Mobiltelefon-Anschluss per SMS Ubermittelt.

ili. Sonstige elektronische Signatur in ELBA business
Welche sonstigen elektronischen Signaturen im Rahmen von ELBA business verwendet werden kdnnen, wird
auf den Electronic Banking Internetseiten des Kreditinstituts bekannt gegeben.

Verwendung biometrischer Erkennungsmerkmale in Identifikationsverfahren

Sowohl fur das PIN/TAN-Verfahren als auch fur die Verwendung im Rahmen der Signatur-App kann der Kunde bei
entsprechender technischer Ausstattung seines Endgeréts in der ELBA-App biometrische Erkennungsmerkmale
(wie zB Fingerprint oder Gesichtserkennung) aktivieren und mit diesen biometrischen Erkennungsmerkmalen die
Ubermittlung der gespeicherten PIN oder des Signatur-Codes an die Electronic Banking Systeme des Kreditinstituts
ausloésen. Nach erstmaliger Aktivierung eines biometrischen Erkennungsmerkmals kann der Kunde auch auf ein
anderes vom Endgeréat unterstutztes biometrisches Merkmal umstellen.

Die biometrischen Erkennungsmerkmale sind ausschlie8lich am Endgerat des Kunden gespeichert. Kann das
Endgerat des Kunden das biometrische Erkennungsmerkmal nicht erkennen, ist die PIN oder der Signatur-Code
manuell einzugeben und zur Ubermittlung freizugeben.

Eine Deaktivierung des biometrischen Erkennungsmerkmals kann vom Kunden jederzeit im Bereich ,,Einstellungen*
der ELBA-App erfolgen. Bei Verlust oder Diebstahl des mobilen Endgeréates hat der Kunde die Deaktivierung beim
Kreditinstitut zu veranlassen. Eine Anderung der PIN oder des Signatur-Codes fiihrt ebenso automatisch zu einer
Deaktivierung des biometrischen Erkennungsmerkmals, eine neuerliche Aktivierung ist jedoch jederzeit im Bereich
»~Einstellungen der ELBA-App mdglich. Der Kunde hat sicherzustellen, dass unbefugte Dritte keinen Zugriff auf das
Endgerat haben.

Zugriff auf Electronic Banking

Der Zugriff auf das Electronic Banking erfolgt unter Verwendung des vereinbarten ldentifikationsverfahrens.
Zusatzlich sind je nach Einstiegsart das Bundesland des Kreditinstituts und die vom Kreditinstitut vergebene
Verfugernummer sowie die PIN einzugeben.

Bei dreifacher Falscheingabe der PIN sind auch die IBAN oder Depotnummer und die Bankleitzahl des Kreditinstituts
einzugeben.

Erteilung von Auftrdgen und Abgabe von Erklarungen

Fur die Erteilung von Auftragen sowie die Abgabe anderer verbindlicher Erklarungen im Electronic Banking hat der
Kunde — soweit sich nicht aus den Eingabefeldern ergibt, dass die Eingabe einer smsTAN ausreicht - das mit ihm
vereinbarte Identifikationsverfahren zu verwenden.

Weitere Identifikationsmerkmale

Das Kreditinstitut kann nach entsprechender Verstandigung der Kunden auch noch weitere Identifikationsmerkmale
far den Zugriff, die Erteilung von Auftréagen und die Abgabe anderer verbindlicher Erklarungen im Rahmen des
Electronic Banking vorsehen.

Transaktions-Passwort bei Wertpapiertransaktionen

Bei Wertpapiertransaktionen kann der Kunde ein wieder verwendbares Transaktions-Passwort definieren; die
Definition des Transaktions-Passwortes, eine Anderung oder ein Widerruf des Transaktions-Passwortes sind vom
Kunden selbst durch Eingabe des vereinbarten Identifikationsmerkmals zu bestatigen.
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g) ELBA business

Fur die Kommunikation im Rahmen von ELBA business erhélt der Kontoinhaber zusatzlich eine zugeordnete
Kommunikationsberechtigung (Lizenznummer) und ein jederzeit A&nderbares Passwort.

h) Zusammenwirken mehrerer Kunden

Ist die Inanspruchnahme einzelner Anwendungen nur durch das Zusammenwirken mehrerer Kunden méglich, muss
die Autorisierung jeweils von den gemeinsam dispositionsberechtigten Kunden veranlasst werden.

5. Auftragsbearbeitung im Electronic Banking

Unmittelbar nach vollstandiger Eingabe der vereinbarten Identifikationsmerkmale und vollstandiger Eingabe der Daten
eines Auftrages bestatigt das Kreditinstitut dem Kunden den Erhalt der Daten. Bei Auftragen, die unter Verwendung
einer sonstigen elektronischen Signatur (Punkt 4 a) iii.) erteilt werden, erfolgt nach Einlangen des Auftrags in der
Datenverarbeitung der Bank und vor der weiteren Bearbeitung die Prufung der Gultigkeit des zugehdrigen Zertifikats.

Uber Electronic Banking erteilte Auftrage koénnen nach Eingabe aller zur Freigabe erforderlichen
Identifikationsmerkmale nur dann in Electronic Banking widerrufen werden, wenn dafir eine Stornomdéglichkeit
angezeigt wird.

6. Sorgfaltspflichten der Kunden und Haftung

Jeden Kunden treffen nachstehende Sorgfaltspflichten:

i. Die im Rahmen des vereinbarten ldentifikationsverfahrens (einschlie3lich einer sonstigen elektronischen Signatur
(Punkt 4 a) iii.) zu verwendenden ldentifikationsmerkmale miussen geheim gehalten werden. Der Kunde hat alle
zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um die ldentifikationsmerkmale vor unbefugtem Zugriff zu schutzen.
Zulassig ist die Weitergabe der mit dem Kreditinstitut vereinbarten Identifikationsmerkmale an
Zahlungsausltdsedienstleister oder Kontoinformationsdienstleister, wobei Zeichnungsberechtigte und Abfrage-
/Ubermittlungsberechtigte dazu auch ohne Zustimmung des Kontoinhabers berechtigt sind. Ist fur die
Verwendung eines vereinbarten Identifikationsverfahrens ein Mobiltelefonanschluss erforderlich, ist fur die
Gultigkeitsdauer des in diesem Identifikationsverfahren verwendeten Identifikationsmerkmals auch
sicherzustellen, dass Dritte keinen Zugriff auf die Telefone dieses Mobiltelefonanschlusses haben. Wird fur das
Identifikationsverfahren ein sonstiges Endgerat verwendet, ist fur die Gultigkeitsdauer des in diesem
Identifikationsverfahren verwendeten Identifikationsmerkmals auch sicherzustellen, dass Dritte keinen Zugriff auf
dieses Endgerat haben.

ii. Bei Kenntnis, dass ein unbefugter Dritter die Moglichkeit zum Missbrauch eines Identifikationsmerkmals erlangt
hat, hat der Kunde unverziglich die in Punkt 7. vorgesehenen Schritte zu setzen.

iii. Alle eingegebenen Daten sind vor Freigabe auf Vollstédndigkeit und Richtigkeit zu tGberprufen.

iv. Die vertraglichen Regelungen, die Benutzerfiihrung und die Sicherheitshinweise sind einzuhalten.

v. Die EDV-Einrichtungen, uber die das Electronic Banking des Kreditinstituts in Anspruch genommen wird, mussen
sich in technisch einwandfreiem Zustand befinden. Es darf von ihnen keine die technischen Einrichtungen
(Hardware, Software) des Kreditinstituts oder anderer Kunden schadigenden Einfliisse ("Viren" u. A.) ausgehen.

Der Kontoinhaber ist dafur verantwortlich, dass alle anderen Personen, denen er zu seinem Konto oder Depot Electronic
Banking-Berechtigungen eingeraumt hat, diese Sorgfaltspflichten kennen und erfullen.

Auftrage der Personen, denen der Kontoinhaber zu seinem Konto oder Depot Electronic Banking-Berechtigungen
eingerdumt hat, werden zulasten des Kontos/Depots auf Rechnung des Kontoinhabers durchgefuhrt. Allfallige
Uberziehungen des Kontos werden im Rahmen des Electronic Banking auch zugelassen, wenn sie auf Verfiigungen
eines Zeichnungsberechtigten zuriickgehen. Fur derartige Uberziehungen haftet der Kontoinhaber uneingeschrankt.

Unternehmer haften fur Schaden, die dem Kreditinstitut aus der schuldhaften Verletzung dieser Sorgfaltspflichten
durch sie oder Personen, denen sie zu ihrem Konto oder Depot Electronic Banking-Berechtigungen eingeraumt haben,
entstehen, bei jeder Art des Verschuldens betraglich unbegrenzt.

7. Sperre der Zugriffsberechtigung

a) Sperre uber Veranlassung des Kunden

Der Kunde kann die Sperre seiner Zugriffsberechtigung auf Electronic Banking wie folgt beauftragen:
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— jederzeit telefonisch bei der dafir eingerichteten Raiffeisen SperrHotline fur Karten und Electronic Banking,
deren Telefonnummer das Kreditinstitut dem Kunden bekannt gegeben hat und die auf der Internetseite
www.raiffeisen.at abrufbar ist, oder

— zu den jeweiligen Offnungszeiten beim Kreditinstitut.
In den oben genannten Féllen wird eine Sperre unmittelbar mit Einlangen des Sperrauftrags wirksam.

Bei Verlust eines im Rahmen des vereinbarten Identifikationsverfahrens zu  verwendenden
Identifikationsmerkmals, bei Verlust der zur Erstellung einer sonstigen elektronischen Signatur (Punkt 4 a) iii.)
erforderlichen ldentifikationsmerkmale (insbesondere einer Signaturkarte oder eines anderen zur
Signaturerstellung erforderlichen Datentragers) oder bei Kenntnis, dass eine unbefugte Person die Mdglichkeit zum
Missbrauch eines Identifikationsmerkmals oder eines aktivierten biometrischen Erkennungsmerkmals erlangt hat,
ist der Kunde verpflichtet, wenn (wie zB bei einem biometrischen Erkennungsmerkmal) moglich das
Identifikationsmerkmal bzw. biometrische Erkennungsmerkmal zu deaktivieren oder ansonsten die Sperre der
betroffenen Zugriffsberechtigungen zu veranlassen. Sollte eine sofortige Sperre der Zugriffsberechtigung auf den
vorstehend beschriebenen Wegen nicht méglich sein, wird der Kunde zunéchst die PIN &ndern oder im Sperrfenster
(aufrufbar unter der Rubrik ,,Sicherheit“ des Electronic Banking) die Sperre der Zugriffsberechtigung herbeiftihren.
Auch in diesem Fall wird der Kunde zum frihest méglichen Zeitpunkt die Sperre auf dem vorstehend beschriebenen
Weg veranlassen.

Jeder Kunde ist berechtigt, seinen Zugriff auf das Electronic Banking sperren zu lassen. Der Kontoinhaber ist
daruber hinaus auch berechtigt, den Zugriff auf seine Konten oder Wertpapierdepots fir alle Personen, denen er
zu seinem Konto oder Depot Electronic Banking-Berechtigungen eingerdumt hat, sperren zu lassen.

Nach funffacher Falscheingabe der PIN oder des Signatur-Codes wird der Zugriff automatisch gesperrt. Die Sperre
der Zugriffsberechtigung kann vom Kunden in den Einstellungen der ELBA App (mobile Version) auch selbst
durchgefuhrt werden.

Die Aufhebung einer vom Kunden veranlassten Sperre ist nur durch das Kreditinstitut moglich. Es bedarf dazu
einer Weisung des von der Sperre betroffenen Kunden oder — wenn sich der Zugriff auf das Konto einer anderen
Person bezieht — des Kontoinhabers.

Sperre Uber Veranlassung des Kreditinstituts
Das Kreditinstitut ist berechtigt, den Zugriff auf das Electronic Banking von sich aus zu sperren, wenn

i. objektive Grinde im Zusammenhang mit der Sicherheit des Electronic Banking dies rechtfertigen;

ii. der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrigerischen Verwendung der ldentifikationsmerkmale besteht;
oder

iii. der Kontoinhaber, auf dessen Konto sich der gesperrte Zugriff bezieht, seinen Zahlungsverpflichtungen im
Zusammenhang mit einer mit dem Electronic Banking verbundenen Kreditgewédhrung (eingeraumte
Kontouiberziehung oder Uberschreitung) nicht nachgekommen ist und

— entweder die Erfullung dieser Zahlungsverpflichtungen aufgrund einer Verschlechterung oder Gefahrdung
der Vermogenslage des Kunden oder eines Mitverpflichteten gefahrdet ist,

— oder beim Kunden die Zahlungsunfahigkeit eingetreten ist oder diese unmittelbar droht.

Das Kreditinstitut wird den Kontoinhaber — soweit eine Bekanntgabe der Sperre des Zugriffs oder der Grunde fur
die Sperre des Zugriffs nicht 0Osterreichischen oder unionsrechtlichen Rechtsnormen oder objektiven
Sicherheitserwédgungen  zuwiderlaufen wirde — wvon der Sperre des Zugriffs durch einen
Kontoinformationsdienstleister bzw. Zahlungsauslosedienstleister auf das Konto des Kontoinhabers und Uber die
Grunde fur die Sperre des Zugriffs in der mit dem Kontoinhaber vereinbarten Kommunikationsform mdglichst vor,
spatestens aber unverzuglich nach der Sperre informieren.

Eine vom Kreditinstitut veranlasste Sperre eines Zugriffs auf das Electronic Banking wird vom Kreditinstitut
aufgehoben, sobald die Grinde fiur die Sperre nicht mehr vorliegen.

Haftung des Kreditinstituts gegenuber Unternehmern fur Fehlfunktionen im Electronic Banking

Im Verhaltnis zu Kunden, die Unternehmer sind, haftet das Kreditinstitut fir durch Fehlfunktionen im Electronic
Banking verursachte Schéden nur dann, wenn diese Fehlfunktionen auf vom Kreditinstitut zu vertretendes grob
schuldhaftes Verhalten zurtckzufihren sind.

Sollte diese Haftungsbegrenzung aus welchen Grinden immer nicht wirksam sein und das Kreditinstitut gegentber
einem Unternehmer fur Schaden haften, ohne dass ein vom Kreditinstitut zu vertretendes Verschulden vorlage, so ist
diese Haftung pro schadigendem Ereignis und geschadigtem Kunden auf EUR 20.000,00 und uberdies insgesamt
gegenuber allen seinen Kunden auf héchstens EUR 400.000,00 begrenzt. Das Kreditinstitut trifft aber jedenfalls keine
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Haftung, wenn der Schaden durch einen unabhéngigen Dritten oder sonst durch ein unabwendbares Ereignis
verursacht wurde, das weder auf einen Fehler in der Beschaffenheit noch auf einem Versagen der Mittel der
automationsunterstitzten Datenverarbeitung des Kreditinstituts beruht.

9.

a)

b)

c)

d)

e)

f

Zustellung/Bereitstellung von Informationen und Erklarungen des Kreditinstituts unter
Verwendung des Electronic Banking

Anwendbare Regelungen in den Allgemeinen Geschéftsbedingungen und in Sonderbedingungen
i. Fur die Zustellung der Angebote des Kreditinstituts auf Anderung von Leistungen, Entgelten, Rahmenvertragen
und Geschéaftsbedingungen im Wege des Electronic Banking gelten folgende Regelungen:

- Z 2 der Allgemeinen Geschaftsbedingungen (Anderung der Allgemeinen Geschéftsbedingungen sowie
von Dauervertragen),

- Punkt 10. der vorliegenden Bedingungen (Anderung der Teilnahmevereinbarung fiir das Electronic
Banking und der vorliegenden Bedingungen),

— Punkt I. 11. der Besonderen Bedingungen fur Debitkarten (Anderungen des Kartenvertrags und der
Besonderen Bedingungen fur Debitkarten),

— Punkt 1V. bzw. V. der Sonderbedingungen Online-Sparen (Anderung der Online-Sparvertrage).
ii. Des weiteren gelten fUr Zustellung Uuber Electronic Banking folgende Ziffern der Allgemeinen
Geschéaftsbedingungen:
— Z 7 Abs. 2 fur Entgeltsaufstellungen,
— Z 38 fur Kontoabschlisse und Depotaufstellungen,
— Z 39 Abs. 10 fur Informationen zu auftrags des Kunden durchgefuihrten Uberweisungen,

— Z 40 Abs. 2 fir Informationen zu auf dem Konto des Kunden durchgefuihrten Gutschriften.

Regelung fir andere Informationen und Erklarungen

Auch andere als die vorstehend im Punkt a) angefuhrten Informationen und Erklarungen des Kreditinstituts mit
Bezug auf die Geschaftsverbindung mit dem Kunden kdnnen vom Kreditinstitut im Electronic Banking zum Abruf
bereitgestellt werden.

Zugang der Informationen und Erkldrungen

Wird der Kunde uber die Zustellung in die Electronic Banking-Mailbox per Post oder — wenn mit dem Kunden
vereinbart — an eine vom Kunden bekanntgegebene E-Mail-Adresse gesondert informiert, ist mit Zugang dieser
gesonderten Information beim Kunden auch die in der Electronic Banking-Mailbox zugestellte Information oder
Erklarung dem Kunden zugegangen.

Erfolgt keine gesonderte Information Uber die Zustellung in die Electronic Banking-Mailbox, gelten die dort zum
Abruf bereitgestellten Informationen und Erklarungen mit tatséchlichem Abruf Uber das Electronic Banking durch
einen Kunden als dem Kontoinhaber zugestellt. Mit Abrufung, bei Kunden, die Unternehmer sind, aber jedenfalls
mit Ablauf von sechs Wochen nach Bereitstellung, treten die Wirkungen der Zustellung ein und es beginnen allfallige
Reklamationsfristen zu den zugestellten Mitteilungen des Kreditinstituts zu laufen. Dies gilt auch fur einen
Kontoabschluss, der keinen Zahlungsdienst betrifft. Nicht Uber Electronic Banking Ubermittelte Beilagen zu Uber
Electronic Banking abgerufenen Mitteilungen werden je nach der mit dem Kontoinhaber getroffenen Vereinbarung
am Schalter des Kreditinstituts hinterlegt oder zugesandt.

Abfrageobliegenheit von Unternehmern

Hat der Kontoinhaber mit dem Kreditinstitut vereinbart, dass Mitteilungen zum Konto Uber Electronic Banking
abgefragt werden, trifft den Kontoinhaber, der Unternehmer ist, die Obliegenheit der regelmaiigen Abrufung der
Kontoinformation tber das Electronic Banking.

Zusatzliche Zusendung oder Hinterlegung

Ungeachtet der Abrufbarkeit Uber Electronic Banking kdnnen Informationen und Erklarungen des Kreditinstituts
oder zugehdrige Beilagen im Einzelfall auch zugesandt oder — bei entsprechender Vereinbarung mit dem
Kreditinstitut — beim Kreditinstitut schalterlagernd hinterlegt werden.

Avisi

Die im Rahmen des Electronic Banking bereitgestellten Informationen enthalten auch unverbindliche Avisi
vorgemerkter Salden bzw. Kontobewegungen (Gutschriften, Belastungen). Diese Avisi kbnnen vom Kreditinstitut
jederzeit rickgangig gemacht werden.
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10.Anderungen der Teilnahmevereinbarung und dieser Bedingungen

Anderungen der Teilnahmevereinbarung oder dieser Bedingungen werden dem Kontoinhaber vom Kreditinstitut
spatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens wie in Z 2 der Allgemeinen
Geschéaftsbedingungen vorgesehen angeboten. Die Zustimmung des Kontoinhabers zu diesen Anderungen gilt — auch
mit Wirkung fur alle Personen, denen er zu seinem Konto oder Depot Electronic Banking-Berechtigungen eingeraumt
hat - als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch des
Kontoinhabers einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kontoinhaber im Anderungsangebot hinweisen.

Ein Anderungsangebot im Sinne der Z 2 der Allgemeinen Geschéaftsbedingungen zu in der Teilnahmevereinbarung oder
den Bedingungen vereinbarten Leistungen des Kreditinstituts und der dafir zu zahlenden Entgelte ist nur in folgenden
Fallen zuléssig und wirksam:

- gegeniiber Unternehmern: Anderungsangebote im Sinne der Z 43 Abs 2 der Allgemeinen Geschéaftsbedingungen,
wenn die dort vorgesehenen Voraussetzungen erfullt sind;

- Gegenuber Verbrauchern: ausschlieRlich Anderungsangebote zur Anpassung von Entgelten fir Zahlungsdienste,
wenn die dafiir in Z 44 der Allgemeinen Geschaftsbedingungen vorgesehenen Voraussetzungen erfullt sind, und
Anderungsangebote zur Anderung von Leistungen des Kreditinstituts (ausgenommen Habenzinsen), wenn die
daflr in Z 47 der Allgemeinen Geschaftsbedingungen vorgesehenen Voraussetzungen erfillt sind.

Der Kontoinhaber, der Verbraucher ist, hat das Recht, den Rahmenvertrag fur Zahlungsdienste (Girokontovertrag)
oder auch nur die Teilnahmevereinbarung bis zum Inkrafttreten der Anderung kostenlos fristlos zu kiindigen. Auch
darauf wird das Kreditinstitut den Kontoinhaber im Anderungsangebot hinweisen.

11.Finanzstatus und Depotabfrage

Der Finanzstatus ist eine Auflistung aller vom Kontoinhaber fur die Aufnahme in den Finanzstatus ausgewahlten
Raiffeisenprodukte. Raiffeisenprodukte im Sinne dieser Bestimmung sind alle Geschéfte, die in der im Finanzstatus
aufrufbaren Produktliste verzeichnet sind und die das Kreditinstitut entweder selbst mit dem Kontoinhaber
abgeschlossen (wie zB Konten und Depots) oder die es ihm mit anderen Unternehmen vermittelt (wie zB Bausparen,
Leasing und Versicherung) hat. Die Auswahl der Raiffeisenprodukte kann Uber Electronic Banking erfolgen und auch
geandert werden.

Die zu Raiffeisenprodukten abrufbaren Daten werden vom Kreditinstitut je nach Verfiugbarkeit aktualisiert und
verwaltet. Angegebene Kursinformationen, Statistiken und Tabellen werden unterschiedlich zeitverzogert dargestellt,
diese Informationen stellen daher keine Anlageberatung dar und sind auch keine geeignete Grundlage fur eine
Anlageentscheidung.

Daten, die sich auf vom Kreditinstitut vermittelte Raiffeisenprodukte beziehen, werden von den Vertragspartnern des
Kontoinhabers aufgrund der von ihm gesondert erklarten Zustimmung zur Verfugung gestellt und vom Kreditinstitut
nicht auf Vollstandigkeit, Richtigkeit, Genauigkeit und Aktualitat gepruft.

Der Kontoinhaber kann auch nicht in der Produktliste enthaltene Produkte (“Fremdprodukte”) in den Finanzstatus
aufnehmen. Diese Daten zu Fremdprodukten muss der Kontoinhaber selber warten und aktualisieren.

Der Finanzstatus ist ausschlieBlich ein Informationsservice. Es kdnnen daruber keine Transaktionen abgewickelt
werden.

Der Abruf des Finanzstatus ist in der Zeit von 05:00 bis 24:00 Uhr méglich.

Uber das vom Kreditinstitut zur Verfiigung gestellte Electronic Banking sind weiters Depotstandsabfragen zu den von
der Teilnahme umfassten Wertpapierdepots mdoglich. Die dabei bekannt gegebenen Wertpapierkurse sind
unterschiedlich zeitverzégerte Vergangenheitswerte. Sie dienen lediglich zur Orientierung, geben jedoch nicht den
Kurs wieder, der zum Zeitpunkt der Abfrage an der Borse gebildet wird.

12.Wertpapiere

a) Keine Anlageberatung
Bei Erteilung von Wertpapierauftrdgen uber das vom Kreditinstitut zur Verfiugung gestellte Electronic Banking oder
Telefonbanking erfolgt keine personliche Beratung.

b) Leistungsumfang
Der Kunde kann nur Geschéafte mit Wertpapieren durchfiihren, die Uber Electronic Banking/Telefonbanking handelbar
sind. Bei Auftragserteilung Uber Electronic Banking bzw. Telefonbanking wird vom Kreditinstitut ausschlieRlich
gepruft, ob der Kunde uber Erfahrungen und Kenntnisse zum gewdahlten Wertpapier verfugt
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(Angemessenheitsprifung). Hat der Kunde nicht die entsprechenden Erfahrungen und Kenntnisse (bzw. erteilt er
keine Angaben dazu), wird er lediglich Uber die fehlende Angemessenheit (bzw. mangelnde Prifbarkeit der
Angemessenheit) in standardisierter Form gewarnt. Der Auftrag kann aber dennoch erteilt werden.

c) Informationen und Kurse

Informationen

Aktuelle Informationen uUber bestimmte Lander, Wahrungen, Wertpapiere, Handelsplatze, Kurse etc., zur
Verfugung gestellt Uber Electronic Banking oder durch das Telefonbanking, stellen keine individuelle Beratung
oder Empfehlung dar; derartige, allgemeine Informationen sollen lediglich selbstédndige Kundenentscheidungen
erleichtern.

Kurse

Alle Kursangaben sind Vergangenheitswerte. Sie dienen lediglich der Orientierung und geben nicht den Kurs
wieder, zu dem ein Auftrag tatsachlich durchgefuhrt wird. Insbesondere wéahrend der Auftragserteilung und bis
zu dessen Durchfuhrung kann es zu Kursanderungen kommen.

Realtime-Kurse

Auf Grundlage einer besonderen Vereinbarung ermoglicht das Kreditinstitut dem Kunden fur nicht-
unternehmerische Zwecke den Zugriff auf von dritten Kurslieferanten zur Verfigung gestellten Realtime-Kurse
der bei Abschluss der Vereinbarung im Preis-/Leistungsverzeichnis aufgelisteten Handelsplatze. Die
Verpflichtung des Kreditinstituts besteht ausschliellich in der Verschaffung des Zugriffs auf die vom
Drittlieferanten zur Verfugung gestellten Kurse. Das Kreditinstitut ist nicht fur die Aktualitédt und Richtigkeit
dieser Kurse verantwortlich.

Das fur die Verschaffung des Zugriffs auf die Kurse an das Kreditinstitut zu zahlende monatliche Entgelt ist im
der Vereinbarung zugrundeliegenden Preis-/Leistungsverzeichnis enthalten. Es ist im Nachhinein zur Zahlung
fallig. Der Kunde ist berechtigt, die Vereinbarung uber den Zugriff auf die Realtime-Kurse jederzeit mit
sofortiger Wirkung zu kindigen. Die Kundigung lasst den Entgeltsanspruch des Kreditinstituts fur den Monat,
in dem die Kundigung erklart wird, unberihrt.

d) Auftrag und Abrechnung

Auftragserteilung
Fur die Auftragserteilung sind die in Electronic Banking abrufbaren ,,Orderrichtlinien” zu beachten.

Bei Auftragserteilung sind die ISIN, die Stuckzahl bzw. das Nominale, der gewunschte Handelsplatz und
eventuelle Limits oder Limitzuséatze, die zeitliche Gultigkeit und das Depot und Verrechnungskonto anzugeben.

Limits und Limitzusatze
Der Kunde hat zwischen den Limitarten ,,.Betrag” und ,,Bestens" auszuwéhlen.

Das Erreichen von Limits an der Borse lasst nicht auf die tatsachliche Durchfihrung des erteilten Auftrages
schlieBen. Zu beachten sind weiters vorgegebene MindestauftragsgréRen sowie die fur die jeweilige Borse
geltenden Handelsbrauche. Bei Wertpapierfonds sowie Raiffeisen-Anleihen kénnen ausschliefllich Bestens-
Auftrage erteilt werden, ausgenommen bdrsennotierte Wertpapierfonds und borsennotierte Raiffeisen-
Anleihen.

Zeitliche Gultigkeit

Die gewilinschte zeitliche Gultigkeit eines Auftrages ist vom Kunden anzugeben. Mit Ablauf des angegebenen
Datums endet der Auftrag, auch wenn er noch nicht durchgefihrt wurde. Es wird darauf hingewiesen, dass
Abrechnungen zu Wertpapierauftragen, die noch innerhalb der zeitlichen Glltigkeit des Auftrages ausgefihrt
worden sind, nach Ablauf der Auftragsdauer zugehen kénnen. Das Nicht-Zugehen einer Auftragsabrechnung
innerhalb der zeitlichen Gultigkeit eines Auftrages stellt daher kein Indiz dar, dass der gegenstandliche Auftrag
nicht durchgefuhrt worden ware. Gewissheit, ob ein Auftrag durchgefihrt worden ist oder nicht, kann durch
direkte Rickfrage beim Kreditinstitut erlangt werden.

. Auftragsannahme

Eine Auftragsannahme ist nur unter der Voraussetzung mdoglich, dass Konto- und Depotdeckung gegeben sind
und das gewahlte Wertpapier aktuell zur Verfigung steht.

Ob der Auftrag angenommen wurde, wird im “Orderbuch” angezeigt — dies gilt sinngemall fur das
Telefonbanking. Bei Ablehnung erfolgt eine entsprechende Fehlermeldung. Ein Storno- bzw. Anderungsauftrag
wird vorbehaltlich eines bereits durchgefuhrten Auftrages an die Borse weitergeleitet; aufgrund eines Storno-
bzw. Anderungsauftrages kann nicht auf eine tatsichliche Stornierung bzw. Anderung geschlossen werden, da
die Ruckmeldung der Bdrse an das Kreditinstitut mit vom Kreditinstitut nicht beeinflussbarer zeitlicher
Verzdgerung erfolgt.
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Sollte ein bereits stornierter bzw. geanderter Auftrag nochmals erteilt werden und sowohl der stornierte bzw.
geénderte als auch der neue Auftrag durchgefiihrt werden, hat der Kontoinhaber fir die entsprechende Depot-
/Kontodeckung zu sorgen.

v. Weiterleitung eines Auftrages
Die Weiterleitung eines vom Kreditinstitut angenommenen Auftrages erfolgt je nach Handelsplatz voll- oder
teilautomatisiert. Bei teilautomatischer Weiterleitung wird der Auftrag direkt oder mittels Partnerbanken an den
jeweiligen Handelsplatz weitergeleitet. Diese Weiterleitung hat einen zeitlichen Aufwand zur Folge und erhéht
das Kursrisiko. Je nach Annahmezeitpunkt wird der Auftrag am selben &sterreichischen Bankarbeitstag oder
am folgenden 6sterreichischen Bankarbeitstag weitergeleitet.

vi. Auftragsausfuhrung
Bei Ausfuhrung eines Auftrages wird eine entsprechende Statusanzeige im “Orderbuch” erstellt. Wie bei der
Abrechnung stellt das Nichtanzeigen einer Ausfihrung kein Indiz dar, dass der gegenstandliche Auftrag nicht
durchgefuhrt worden ware. Kursangaben in der Ausfihrungsanzeige erfolgen ohne Gewahr. Der tatsachliche
Kurs eines Auftrages ist der Abrechnung zu entnehmen. Dies gilt sinngemaR fur das Telefonbanking.

13.Einbindung von Geschaftsbeziehungen mit anderen Banken

Das Kreditinstitut ermoéglicht dem Kunden uber ein dafur eingerichtetes Modul des Electronic Banking den Zugriff auf
Informationen zu Geschaftsbeziehungen (Zahlungskonten, Kredite, Veranlagungen, Wertpapierdepots) des Kunden
mit anderen Banken (,,Drittinstitute®), soweit diese Informationen Uber das Internetbanking des Drittinstituts in dem
vom Kunden genutzten Umfang zugénglich sind. Uber dieses Modul hat der Kunde dafiir die von ihm mit dem
Drittinstitut zu dessen Internetbanking vereinbarten Identifikationsmerkmale einzugeben. Das Kreditinstitut
Ubermittelt diese Identifikationsmerkmale an das Drittinstitut, ruft die auf diesem Weg Uber dessen Internetbanking
zuganglichen Informationen beim Drittinstitut einmalig oder laufend ab, stellt sie dem Kunden tber Electronic Banking
zu Verfugung und speichert sie fur spéatere weitere Abfragen des Kunden.

Auch fur die Ubermittlung von Auftragen an das Drittinstitut kann das Modul auf diesem Weg verwendet werden.
Von den technischen Gegebenheiten beim Internetbanking des Drittinstituts hangt es ab, ob
— und in welchem Umfang die Einbindung von Geschéftsbeziehungen mit Drittinstituten tatsachlich mdoglich ist,

— die solcher Art abgefragten Informationen fehlerfrei und vollstandig sind und vom Kreditinstitut gespeichert
werden kénnen,

— es zur Verzoégerung oder zum ganzlichen Unterbleiben der Uber Electronic Banking uUbermittelten Auftrage,
kommt.

All dies liegt somit nicht in der Verantwortung des Kreditinstituts.

In der Verantwortung des Kunden liegt es, bei der Einbindung der Geschaftsbeziehungen mit Drittinstituten Uber
Electronic Banking auf die Einhaltung der von ihm mit dem Drittinstitut getroffenen Vereinbarungen zu achten.

Der Kunde hat die Moglichkeit, diese Dienstleistung im Electronic Banking jederzeit zu deaktivieren.

14.Bezahlen Uber Electronic Banking im Internet

Uber das vom Kreditinstitut zur Verfiigung gestellte Electronic Banking ist die Bezahlung von im Internet Uber
entsprechend gekennzeichnete Internetseiten bezogenen Waren und Dienstleistungen madglich (,,eps-Zahlung®).
Dabei baut der Kunde gleichzeitig anlasslich des Vertragsabschlusses mit dem Verkaufer Uber dessen Internetseite
eine Verbindung zum Bankrechenzentrum auf und Uberweist den Zahlungsbetrag unmittelbar auf das Konto des
Verkaufers. Derartige Auftrage fuhren unmittelbar zu einer Zahlungsbestétigung und sind daher nicht widerrufbar.

Auch bei derartigen Uberweisungen kénnen Einwendungen aus dem vom Kunden mit dem Verkaufer eingegangenen
Vertragsverhaltnis gegenuber dem Kreditinstitut nicht geltend gemacht werden. Die Daten des Verkaufers werden
automatisch in den Uberweisungsauftrag Ubernommen. Der Name des auftraggebenden Kunden sowie des
Kontoinhabers samt Bankverbindung werden dem Verkaufer fur die Verkaufsabwicklung bekannt gegeben.

15. Telefonbanking

wird derzeit nicht angeboten
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16.Software-Lizenz fir ELBA business

Fur die Kommunikation im Rahmen von ELBA business stellt das Kreditinstitut ein Programm (nachstehend kurz
“Programm”) zur Verarbeitung von Zahlungsauftragen und Informationen, die tiber Datenkommunikationsleitung an
Banken, die den vom Programm gebotenen Multibank-Status unterstutzen, Ubertragen werden, zur Verfugung. Mit
dem Kauf des Programms wird ein nicht Ubertragbares und nicht ausschlieBliches Nutzungsrecht am Programm und
der zugehdrigen Dokumentation erworben.

Die vereinbarten Funktionsteile des Programms werden auf CD-ROM oder einem anderen elektronischen Medium zur
Verfugung gestellt. Es durfen nur die mit dem Kreditinstitut vereinbarten Programmfunktionen genutzt werden. Unter
der Voraussetzung, dass dadurch die vereinbarten Funktionsteile und insbesondere die Multibankfahigkeit nicht
beeintrachtigt werden, ist das Kreditinstitut jederzeit berechtigt, neue Softwareversionen zum Programm anzuliefern.

Die fur die Inanspruchnahme der Electronic Banking-Dienstleistungen einer anderen Bank unter Verwendung des
Programms notwendige Vereinbarung ist mit der betreffenden Bank gesondert abzuschlieRen. Die an das Kreditinstitut
zu zahlenden Entgelte decken nicht die Entgeltsanspriche anderer Banken, mit denen unter Verwendung des vom
Kreditinstitut zur Verfigung gestellten Programms Datenfernibertragung betrieben wird, und nicht die Kosten der
erforderlichen Datenubertragungsleitungen.

Das Kreditinstitut verpflichtet sich, wéhrend der hiermit zugesagten Gewahrleistungsfrist von 24 Monaten ab Abschluss
der Lizenzvereinbarung auftretende reproduzierbare Softwarefehler, die eine ordnungsgemafle Erteilung von
Zahlungsauftragen bzw. Abfrage von Kontoinformationen verhindern, so schnell wie mdéglich, entweder selbst oder
durch geeignete Beauftragte, kostenlos zu beheben. Dies unter der Voraussetzung, dass der Software-Fehler dem
Kreditinstitut innerhalb der Gewahrleistungsfrist schriftlich angezeigt wird.

Der Anspruch auf Gewéhrleistung entfallt jedenfalls, wenn das Programm ohne ausdruckliche Zustimmung des
Kreditinstituts gedndert wurde oder der Fehler auf mangelnde technische Mindestausstattung zuruickzufuhren ist. Das
Programm darf Dritten, welche zur Verwendung nicht berechtigt sind, nicht zuganglich gemacht werden. Die
Vervielfaltigung (ausgenommen die Herstellung einer Sicherungskopie zur Forderung der Betriebssicherheit) und die
Weitergabe des Programms sind nicht zul&ssig.
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	Z 44. (1) Änderungen der in einem Rahmenvertrag für Zahlungsdienste (insbesondere des Girovertrags) vereinbarten Entgelte werden dem Kunden vom Kreditinstitut spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens, das ist in jedem Fall der 1. April eines Jahres, angeboten. Die Zustimmung des Kunden zu diesen Änderungen gilt als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kunden im Änderungsangebot, in dem das Ausmaß der Änderung darzustellen ist, hinweisen. Der Kunde hat das Recht, den Rahmenvertrag bis zum Inkrafttreten der Änderung kostenlos fristlos zu kündigen. Auch darauf wird das Kreditinstitut im Änderungsangebot hinweisen. Das Änderungsangebot ist dem Kunden vom Kreditinstitut wie in Z 2 (2) vereinbart zuzustellen.

